
Antrag auf Rechtsschutz  
für AVV-Mitglieder

Die optimale Absicherung mit 
folgenden Deckungsbausteinen:
1. Handelsvertreter-Rechtsschutz
2. Spezial-Straf-Rechtsschutz
3. Firmen-Rechtsschutz



Prämien im Rahmen der  
AVV-Mitgliedschaft

Prämien Spezial-Straf-Rechtsschutz für Handelsvertreter

  60 € für 0–3 Mitarbeiter

120 € für 4–6 Mitarbeiter

150 € für 7–10 Mitarbeiter

180 € für 11–15 Mitarbeiter

Prämien Handelsvertreter-Rechtsschutz

120 € bei bis zu    500.000 € BPE1)

240 € bei bis zu 1.000.000 € BPE

360 € bei über 1.000.000 € BPE

Mitarbeiter 0 1–3 4–6 7–10 11–152)

Prämien mit 250 € SB

A 	 V 	 G 	
395,59 463,30 546,93 789,86 1.072,62

A 	 V 		
356,03 416,97 492,24 710,87 965,36

Prämien mit 150 € SB

A 	 V 	 G 	
454,93 532,80 628,97 908,34 1.233,51

A 	 V 		
409,44 479,52 566,07 817,51 1.110,16

Inklusive: Privat-Rechtsschutz  P  V  H  B   mit Vermittlung einer telefonischen 
Erstberatung und Mediation. Gilt für einen Agenturinhaber.

Hinweis: Bei einer BVK-Mitgliedschaft und Wahl der BVK-Ergänzungsdeckung halbiert 
sich diese Prämie.

3), 4)

3), 4)

3)

3)

Prämien Firmen-Rechtsschutz

Versicherungssumme: mind. 
100.000 € je Rechtsschutzfall
Selbstbeteiligung: keine 
Rechtsschutz: ab Gericht
Wartezeit: 6 Monate

BPE = �Bruttoprovisions
einnahmen/Jahr

1)

Versicherungssumme: 
2.000.000 €
Kautionsleistung: 500.000 €
Wartezeit: keine
Selbstbeteiligung: keine

Versicherungssumme: 
unbegrenzt 
 
Für den im Baustein A enthal-
tenen Firmenvertrags-Rechts-
schutz gelten abweichend 
folgende Bedingungen:
Versicherungssumme: 100.000 €  
je Rechtsschutzfall, max. 
300.000 € im Versicherungs-
jahr; Wartezeit: 3 Monate; 
Selbstbeteiligung: 500 € je 
Rechtsschutzfall.

Prämie bei mehr als 15 Mit
arbeitern bitte bei der  
ÖRAG-Fachabteilung  
(Tel.: 0211 529-5542) anfragen.

Alle auf die Firma zugelasse- 
nen Kraftfahrzeuge sind mit
versichert.
 
Über 300.000 € Bruttojahres-
miete: bitte bei der ÖRAG-Fach-
abteilung (Tel.: 0211 529-5542) 
anfragen.

Ermittlung der Beschäftigten
zahl:
1 Mitarbeiter entspricht:
4 pauschalbesteuerten Be-
schäftigten oder
2 Auszubildenden oder
2 Teilzeitbeschäftigten (bis zu 
einer Arbeitszeit von 50 %)

Inhaber/Mitinhaber werden 
nicht gezählt; Mitarbeiter in 
Mutterschutz/Elternzeit und  
in der Altersteilzeit (Freizeit-
phase) sind als Vollzeitmitar-
beiter zu zählen.

2)

3)

4)

Alle Prämien in € pro Jahr  
inkl. gesetzlicher Versiche-
rungssteuer (19 %)



Hiermit beantrage ich gemäß dem Rahmenvertrag des Arbeitskreises Vertretervereinigungen der Deutschen Assekuranz e.V. (AVV) mit der ÖRAG Rechtsschutz-

versicherungs-AG (ÖRAG) den Handelsvertreter-Rechtsschutz ab Gericht und optional als Ergänzung den Spezial-Straf-Rechtsschutz für Handelsvertreter. 

Bitte füllen Sie die Felder sorgfältig und gut lesbar in Druckbuchstaben aus. Die mit * gekennzeichneten Felder sind Pflichtfelder.

Kundenangaben		  																										                        

Vorname*			   	 Name*	

Straße und Nr.*		  	 E-Mail	

PLZ*				    		  Ort* 	
																					                     Vertreter- 
Telefon				    	 vereinigung*	

Handelsvertreter-Rechtsschutz

Die Anzahl der benötigten Handelsvertreter-Rechtsschutzverträge bemisst sich bei Sozietäten nach der Anzahl der Agenturverträge. D.h. pro Agenturvertrag 

wird ein Handelsvertretervertrag benötigt. 

Es besteht bereits ein Handelsvertreter-Rechtsschutzvertrag bei der ÖRAG.	 Versicherungsscheinnummer: 	

Bruttoprovisionseinnahmen					     Jahresprämie (inkl. 19 % VSt.)

n	 unter 500.000 € 							       120 €	 		  BVK-Mitgliedsnr.		

n	 ab 500.000 € bis 1.000.000 €				    240 €	  		  (Bitte nur dann angeben, wenn Ergänzungsdeckung gewünscht. Dann halbiert sich die Prämie.)

n	 über 1.000.000 € 							       360 €	  

Versicherungsbeginn (frühestens einen Tag nach Antragstellung) 		  ab	 		 Laufzeit: 1 Jahr

Fälligkeit 01.01. Bei einem Vertragsbeginn nach dem 01.01. ist der Vertrag bis zum 01.01. des Folgejahres beitragsfrei. Entsprechend erfolgt bei einer 

Vertragsbeendigung vor dem 01.01. keine Beitragserstattung.

Spezial-Straf-Rechtsschutz für Handelsvertreter
Der Spezial-Straf-Rechtsschutz ist die Ergänzung zum Handelsvertreter-Rechtsschutz und setzt die Absicherung des Handelsvertreter-Rechtsschutzes voraus.

Es besteht bereits ein Spezial-Straf-Rechtsschutzvertrag bei der ÖRAG.		  Versicherungsscheinnummer: 	

Anzahl der Mitarbeiter**			   Jahresprämie (inkl. 19 % VSt.)

n	 0 – 3 Mitarbeiter 				    60 €	  

n	 4 – 6 Mitarbeiter 				    120 €	  

n	 7 – 10 Mitarbeiter 				    150 €	  

n	 11 – 15 Mitarbeiter				    180 €	   

** �Ermittlung der Beschäftigtenzahl: s. Seite 1

Versicherungsbeginn (frühestens einen Tag nach Antragstellung) 		  ab	 		 Laufzeit: 1 Jahr

Bankdaten für das SEPA-Mandat 

Kreditinstitut*	

IBAN*			   		

BIC				  

Kontoinhaber
(falls abweichend)	

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihre Vertretervereinigung oder an die ÖRAG unter: 0211 529-5542.

Bitte senden Sie Ihren Antrag an: �ÖRAG Rechtsschutzversicherungs AG 
Fax: 0211 529-5195 – E-Mail: vertrag@oerag.de

Antrag auf Handelsvertreter-Rechtsschutz  
und Spezial-Straf-Rechtsschutz 

FMA AAVV 450518

Belehrung zu den Anzeigepflichten 

Sie sind verpflichtet, alle Angaben im Antrag, insbesondere die Angaben zur Vorversicherung, wahrheitsgemäß zu tätigen. Bei Verletzung der 

Anzeigepflicht sind wir zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 



Ihr Antrag auf Handelsvertreter-Rechtsschutz  
und Spezial-Straf-Rechtsschutz  �  Seite 2

Mitteilungsbestätigung	
�Ich bestätige hiermit, dass mir die Vertragsbestimmungen einschließlich der Versicherungsbedingungen sowie die Informationen nach der VVG-Informationspflichtenverordnung 
(Produktinformationsblatt sowie allgemeines Informationsblatt) in Textform übermittelt worden sind. 

Beratungsbestätigung	
���Ich wurde beraten und habe eine Dokumentation der Beratung erhalten.	

Beratungs- und Dokumentationsverzicht	
Ich verzichte auf die Beratung.			   Ich wurde beraten, verzichte aber auf eine Dokumentation der Beratung.

Mir ist bewusst, dass sich mein Verzicht nachteilig auf die Möglichkeit auswirken kann, gegen den Versicherungsvermittler oder die Versicherung einen Schadenersatzanspruch wegen 
Verletzung der Beratungs- und Dokumentationspflicht geltend zu machen.

Unterschrift	 																              

Werbeeinwilligungserklärung
��Ich bin bis auf jederzeit möglichen Widerruf damit einverstanden, dass ich künftig im Rahmen des Versicherungsverhältnisses sowie im Hinblick auf weitere Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungen des Versicherers und seiner Vermittler über die gewählten Kommunikationskanäle vom Versicherer bzw. dessen Versicherungsvermittler informiert und beraten werde.  
Es steht mir frei, diese Einwilligung gar nicht oder nur für bestimmte Kanäle zu erteilen, ohne dass dies Einfluss auf den Abschluss des Vertrages hat.

	 per Telefon		  per Post		  �per e-mail

Hinweis für den Versicherungsnehmer: Bitte beachten Sie die Einwilligungserklärungen zum Datenschutz, die Hinweise zum Versicherungsverhältnis und zum Widerrufsrecht auf den Folgeseiten. 
Diese werden mit Ihrer Unterschrift Vertragsbestandteil.

Datum	 		  	 Unterschrift	 																			                 

FMA AAVV 450518



Antrag auf Firmen-Rechtsschutz für AVV-Mitglieder

FMA AAVV 450518

Bitte füllen Sie die Felder sorgfältig und gut lesbar aus. Mit * gekennzeichnete Felder sind Pflichtfelder.  
Für sonstige Risiken und Zusatzangaben nutzen Sie bitte unser Beiblatt.

Kundenangaben		  																										                          Änderungsantrag

Vorname*			   	 Name*	

Straße und Nr.*		  	 E-Mail	

PLZ*				    		  Ort* 	
																					                     Vertreter- 
Telefon				    	 vereinigung*	

Gewünschter Versicherungsschutz
Die Firmen-Rechtsschutzkombination ist die Ergänzung zum Handelsvertreter-Rechtsschutz und setzt die Absicherung des Handelsvertreter-Rechtsschutzes voraus.

A  V  G  	 inklusive	 P  V  H  B  

	 �Arbeitgeber-, Verkehrs-, Gewerberaum-Rechtsschutz – inklusive  
Privat-, Verkehrs-, Haus-/Wohnungs- und Berufs-Rechtsschutz für einen Agenturinhaber

Beschäftigte Mitarbeiter	    (Als Mitarbeiter zählen die nicht selbständig Beschäftigten. Agenturinhaber werden bei der Angabe der Mitarbeiterzahl nicht berücksichtigt.)

Selbst genutzter Gewerberaum	 Eigentum									         Anschrift des Inhabers (für den Privat-Rechtsschutz):

Miete/Pacht: Bruttojahresmiete	 		  Vorname	

Anschrift des Gewerberaums:													             Name		

Straße und Nr.		  		  Straße und Nr.	

PLZ		 	 Ort	 		  PLZ		 	 Ort	

PVHB für weitere Agenturinhaber:1)				    Anzahl	 		  Anzahl aller selbst genutzten Wohneinheiten im Inland		

G 		 Gewerberaum-Rechtsschutz für weitere selbst genutzte Objekte:1) 	 Anzahl	 	
1) Bitte Beiblatt benutzen. 

Selbstbeteiligung (SB)		  250 € 		  150 € 														               				  

Für den im Baustein A enthaltenen Firmenvertrags-Rechtsschutz gelten abweichend folgende Bedingungen:  
Versicherungssumme: 100.000 € je Rechtsschutzfall, max. 300.000 € im Versicherungsjahr; Wartezeit: 3 Monate; Selbstbeteiligung: 500 € je Rechtsschutzfall.

Vorversicherung
Vorversicherer* (auch von mitversicherter Person)	 	 ja		  nein	

gekündigt zum*		  		 gekündigt durch*	 Versicherungsnehmer		  Versicherer/einvernehmliche Aufhebung

Versicherungs-Nr.*	 	 versicherte Risiken*	

Anzahl Rechtsschutzfälle (in den letzten drei Jahren):	

Hinweise zu Vorversicherung und Vorschäden: Bei ein oder zwei Vorschäden in den letzten drei Jahren nur Abschluss mit mindestens 250 € Selbstbeteiligung möglich. Bei drei und mehr 
Vorschäden oder Kündigung durch Vorversicherer dem Antrag den Schadenvorverlauf beifügen.

Prämie je gewählter Zahlungsperiode		�  Alle Prämien inklusive Versicherungssteuer; Versicherungssumme (VS): unbegrenzt 

									         jährlich			   		  			   halbjährlich 		

									         vierteljährlich	 	 				    monatlich		

Bankdaten für das SEPA-Mandat 

Kreditinstitut*	

IBAN*			   		

BIC				  

Kontoinhaber
(falls abweichend)	

Versicherungsbeginn (frühestens einen Tag nach Antragstellung)		  ab	 		 Laufzeit	 3 Jahre		  1 Jahr

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihre Vertretervereinigung oder an die ÖRAG unter: 0211 529-5542.

Bitte senden Sie Ihren Antrag an: �ÖRAG Rechtsschutzversicherungs AG 
Fax: 0211 529-5195 – E-Mail: vertrag@oerag.de

€€

€

€€

A  V  	 inklusive	 P  V  H  B  

	 �Arbeitgeber-, Verkehrs-Rechtsschutz – inklusive  
Privat-, Verkehrs-, Haus-/Wohnungs- und Berufs-Rechtsschutz für einen Agenturinhaber

Belehrung zu den Anzeigepflichten 

Sie sind verpflichtet, alle Angaben im Antrag, insbesondere die Angaben zur Vorversicherung, wahrheitsgemäß zu tätigen. Bei Verletzung der 

Anzeigepflicht sind wir zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 



Ihr Antrag auf Firmen-Rechtsschutz für AVV-Mitglieder �  Seite 2

FMA AAVV 450518

Mitteilungsbestätigung	
�Ich bestätige hiermit, dass mir die Vertragsbestimmungen einschließlich der Versicherungsbedingungen sowie die Informationen nach der VVG-Informationspflichtenverordnung 
(Produktinformationsblatt sowie allgemeines Informationsblatt) in Textform übermittelt worden sind. 

Beratungsbestätigung	
���Ich wurde beraten und habe eine Dokumentation der Beratung erhalten.	

Beratungs- und Dokumentationsverzicht	
Ich verzichte auf die Beratung.			   Ich wurde beraten, verzichte aber auf eine Dokumentation der Beratung.

Mir ist bewusst, dass sich mein Verzicht nachteilig auf die Möglichkeit auswirken kann, gegen den Versicherungsvermittler oder die Versicherung einen Schadenersatzanspruch wegen 
Verletzung der Beratungs- und Dokumentationspflicht geltend zu machen.

Unterschrift	 																              

Werbeeinwilligungserklärung
��Ich bin bis auf jederzeit möglichen Widerruf damit einverstanden, dass ich künftig im Rahmen des Versicherungsverhältnisses sowie im Hinblick auf weitere Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungen des Versicherers und seiner Vermittler über die gewählten Kommunikationskanäle vom Versicherer bzw. dessen Versicherungsvermittler informiert und beraten werde.  
Es steht mir frei, diese Einwilligung gar nicht oder nur für bestimmte Kanäle zu erteilen, ohne dass dies Einfluss auf den Abschluss des Vertrages hat.

	 per Telefon		  per Post		  �per e-mail

Vorversichereranfrage
Ich willige ein, dass der Versicherer zur Antragsprüfung im Rahmen der rechtlichen Vorschriften eine Anfrage beim Vorversicherer zum Vorschadenverlauf vornehmen darf.

Hinweis für den Versicherungsnehmer: Bitte beachten Sie die Einwilligungserklärungen zum Datenschutz, die Hinweise zum Versicherungsverhältnis und zum Widerrufsrecht auf den Folgeseiten. 
Diese werden mit Ihrer Unterschrift Vertragsbestandteil.

Datum	 		  	 Unterschrift	 																			                 



Bitte beachten Sie: Mit der Einführung von SEPA dürfen wir das Lastschriftverfahren nur noch durchführen, wenn uns ein vom Kontoinhaber 

unterschriebenes SEPA-Mandat vorliegt.

Liegt dieses SEPA-Mandat zur ersten Abbuchung nicht vor, wird der Vertrag automatisch auf Zahlung per Rechnung umgestellt, da für ein 

Lastschriftverfahren die rechtliche Grundlage fehlt.

Ich ermächtige/Wir ermächtigen den oben genannten Zahlungsempfänger, Zahlungen von meinem/unserem Konto 

 mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich meinen/weisen wir unseren genannten Zahlungsdienstleister an, 

die von Ihnen auf mein/unser Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann/Wir können innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des be-

lasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem/unserem Zahlungsdienstleister vereinbarten Bedingungen.

*Die mit einem Sternchen gekennzeichneten Felder sind Pflichtfelder.

Versicherungsnehmer 

Vorname*  

Name*   

Kontoinhaber / Zahler (falls abweichend)*  

Vorname*  

Name*   

Straße und Nr.* 

PLZ*    Ort*  

Bankverbindung

Kreditinstitut* 

IBAN*     

BIC    

Ort*     Datum*  

Unterschrift           

Wird separat mitgeteilt

ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG

Hansaallee 199

40549 Düsseldorf

Wird separat mitgeteilt

Wird separat mitgeteilt

DE8201000000125563

Wird separat mitgeteilt

SEPA-Lastschriftmandat für die Rechtsschutzversicherung 

FMA SEPAGET 450817

 Antragsnummer 

 Interessentennummer 

 Gläubiger-ID 

 Mandatsreferenz 

 Versicherungsschein-Nr. 



Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren aus-
drücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns voll-
ständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Allgemeine Informationen 

Bei der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-Aktiengesellschaft 
beantrage ich hierdurch gemäß den Allgemeinen Bedingungen 
für die Rechtsschutzversicherung (ARB) der ÖRAG (Verbraucher
informationen), gültig ab 01.04.2017, und den vereinbarten 
Spezialklauseln den auf dem Antrag genannten Versicherungs-
umfang. Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung.

Versicherungsombudsmann e.V.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsom-
budsmann e.V. Sie können damit in privaten Angelegenheiten 
das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren 
in Anspruch nehmen.

Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 
Telefon: 0800 3696000 
Fax: 0800 3699000 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zuständige Aufsichtsbehörde

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Telefon 0228 4108-0
Telefax 0228 4108-1550

Sie können Ihre Vertragserklärung nach § 8 des Versicherungs-
vertragsgesetzes (VVG) innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe 
von Gründen in Textform (Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die 
Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Ver-
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen (ARB) der ÖRAG, die weiteren Informatio-
nen nach § 7 Abs. 1 und 2 des VVG in Verbindung mit den §§ 1 
bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Be-
lehrung jeweils in Textform erhalten haben, jedoch nicht vor 
Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312 i Abs. 1 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches in Verbindung mit Art. 246 c des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wah-
rung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an die unten stehende 
Anschrift der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG.

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungs-
schutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zuge-
stimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis 
zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich um 1/360 der Jahresprämie 
für jeden Tag des Versicherungsschutzes. 

Die Erstattung erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach 
Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht 
vor Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Fol-
ge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezo-
gene Nutzungen herauszugeben sind.

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 VVG wirksam ausgeübt, 
sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusam-
menhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammen-
hängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem 
widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des 
Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Verein-
barung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. 
Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.

Hinweise zum Widerrufsrecht

ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf
E-Mail: info@oerag.de
Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender),  
Marcus Hansen, Andreas Heinsen
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf
Registergericht: Düsseldorf HRB 12073

Wenden Sie sich bei rechtlichen Fragen immer  
an MEINRECHT – erreichbar unter der Rufnummer 
0211 529-5555.



Rechtsschutzversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten
	 Produkt:
Unternehmen: 	 Handelsvertreter-Rechtsschutz 
ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG, Deutschland	 AVV/BVK

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer 
Versicherung. Die vollständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, 
Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle 
Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Rechtsschutzversicherung an. Mit dieser sorgen wir dafür, dass Sie Ihre rechtlichen Interessen 
in den von Ihnen versicherten Lebensbereichen wahrnehmen können.

Was ist versichert?
3	� Mit der Rechtsschutzversicherung bieten 

wir Ihnen einen bedarfsgerechten Rechts-
schutz als Versicherungsvermittler.

3	� Der Rechtsschutz erstreckt sich auf gericht-
liche Streitigkeiten aus dem Handelsvertre-
terrecht.

Welche Kosten übernehmen wir?
3	� �Gesetzliche Gebühren Ihres Rechtsanwalts.
3	� Kosten für Gerichte und Gerichtsvollzieher.
3	� Entschädigung für Zeugen und Sachverstän-

dige, die das Gericht heranzieht.
3	� Kosten des Prozessgegners, wenn Sie ver-

pflichtet sind, diese zu tragen.

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
3	� Die Versicherungssumme ist abhängig von 

den versicherten Brutto-Provisionseinnah-
men. Ihre individuelle Versicherungssumme 
entnehmen Sie bitte Ihrem Versicherungs-
schein.

Wo bin ich versichert?
3	� Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder eine Behörde in Europa, in den Anliegerstaaten 

des Mittelmeers, auf den kanarischen Inseln, den Azoren und auf Madeira gesetzlich zuständig ist und 
Sie Ihre rechtlichen Interessen dort verfolgen. Das gilt nicht, wenn ein versicherter Rechtsbereich (z. B. 
Steuer-Rechtsschutz) auf deutsche Gerichte beschränkt ist.

Was ist nicht versichert?
x	� Wir haben eine Wartezeit vereinbart: Versi-

cherungsschutz erhalten Sie nur für Streitig-
keiten, deren erste Ursache nach Ablauf der 
Wartezeit eingetreten ist.

x	� Eine Streitigkeit hat mehrere Ursachen. Ver-
sicherungsschutz haben Sie nur, wenn die 
erste Ursache nach Versicherungsbeginn liegt.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
!	� Wir können nicht alle denkbaren Streitig

keiten versichern. Sonst müssten wir einen 
erheblich höheren Beitrag verlangen. Des-
halb umfasst der Rechtsschutz einige 
Rechtsangelegenheiten nicht, zum Beispiel:

!	� Streitigkeiten um Kauf, Verkauf oder Finan-
zierung eines Grundstücks, das bebaut 
werden soll,

!	� Streitigkeiten um Urheber-, Patent- oder 
Markenrechte,

!	� Streitigkeiten um Erwerb, Veräußerung, 
Verwaltung und Finanzierung von Kapital
anlagen,

!	� Streitigkeiten im Zusammenhang mit 
Darlehen, Spiel- oder Wettverträgen oder 
Gewinnzusagen.



Welche Verpflichtungen habe ich?
–	� Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Dies betrifft 

auch die Fragen nach früheren Rechtsschutzverträgen und Versicherungsfällen.
–	� Sprechen Sie uns bitte an, wenn Ihre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geändert wer-

den müssen.
–	� Sie müssen uns und Ihren Anwalt vollständig und wahrheitsgemäß über den Sachverhalt informieren.
–	� Kostenverursachende Maßnahmen müssen Sie mit uns abstimmen, soweit dies für Sie zumutbar ist.
–	� Sie müssen dafür Sorge tragen, dass die Kosten der Rechtsverfolgung so gering wie möglich gehalten 

werden. Hierzu sollten Sie uns oder Ihren Rechtsanwalt befragen.

Wann und wie zahle ich?
Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. 
Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, teilen wir Ihnen mit. Sie können die Beiträge überweisen 
oder uns ermächtigen, sie von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und endet die Deckung?
Wann die Versicherung beginnt, ist im Versicherungsschein angegeben. Voraussetzung ist, dass Sie den 
ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die Versicherung gilt für die zu-
nächst vereinbarte Dauer. Wenn nicht anders vereinbart, verlängert sie sich danach automatisch um jeweils 
ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir sie nicht kündigen.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes 
Verlängerungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer geschehen).

Es sind mindestens zwei Versicherungsfälle innerhalb von zwölf Monaten eingetreten und für diese besteht 
Versicherungsschutz: Dann können wir den Versicherungsvertrag vorzeitig kündigen.

Sie können nach jedem Eintritt eines Versicherungsfalls kündigen.

Sie können auch kündigen, wenn wir den Versicherungsschutz unberechtigt ablehnen oder den Beitrag 
erhöhen.
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Rechtsschutzversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Unternehmen: 	 Produkt: 
ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG, Deutschland	 Firmen-Rechtsschutz

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer 
Versicherung. Die vollständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, 
Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle 
Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Rechtsschutzversicherung an. Mit dieser sorgen wir dafür, dass Sie Ihre rechtlichen Interessen 
in den von Ihnen versicherten Lebensbereichen wahrnehmen können.

Was ist versichert?
3	� Mit der Rechtsschutzversicherung bieten 

wir Ihnen einen bedarfsgerechten Rechts-
schutz für Ihre selbstständige Tätigkeit.

3	� Der Rechtsschutz erstreckt sich auf Leis-
tungsarten. Diese decken die wichtigsten 
Rechtsbereiche ab (z. B. Schadenersatz oder 
Arbeitsrecht).

Welche Kosten übernehmen wir?
3	� �Gesetzliche Gebühren Ihres Rechtsanwalts.
3	� Kosten für Gerichte und Gerichtsvollzieher.
3	� Entschädigung für Zeugen und Sachverstän-

dige, die das Gericht heranzieht.
3	� Kosten des Prozessgegners, wenn Sie ver-

pflichtet sind, diese zu tragen.
3	� Kosten für eine Mediation bis zu 2.000 EUR  

(max. 4.000 EUR/Jahr).
3	� Kosten für ein Schieds- oder Schlichtungs-

verfahren bis zur Höhe der Gebühren, die  
bei Anrufung eines Gerichts erster Instanz 
entstehen würden.

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
3	� Für Unternehmen bis 100 Mitarbeiter über-

nehmen wir die Kosten je Versicherungsfall 
in unbegrenzter Höhe. Bitte beachten Sie 
die Angaben im Versicherungsschein.

Wo bin ich versichert?
3	� Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder eine Behörde in Europa, in den Anliegerstaaten 

des Mittelmeers, auf den kanarischen Inseln, den Azoren und auf Madeira gesetzlich zuständig ist und 
Sie Ihre rechtlichen Interessen dort verfolgen. Das gilt nicht, wenn ein versicherter Rechtsbereich (z. B. 
Steuer-Rechtsschutz) auf deutsche Gerichte beschränkt ist.

3	� Unter bestimmten Voraussetzungen haben Sie bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt auch 
weltweit Versicherungsschutz. Die Kosten tragen wir dann nur bis zu einem Betrag von 200.000 EUR.

Was ist nicht versichert?
x	� Wir haben eine Wartezeit vereinbart: Versi-

cherungsschutz erhalten Sie nur für Streitig-
keiten, deren erste Ursache nach Ablauf der 
Wartezeit eingetreten ist.

x	� Eine Streitigkeit hat mehrere Ursachen. Ver-
sicherungsschutz haben Sie nur, wenn die 
erste Ursache nach Versicherungsbeginn liegt.

x	� Wir haben eine Selbstbeteiligung vereinbart: 
In Höhe der vereinbarten Selbstbeteiligung 
müssen Sie die Kosten eines jeden Versiche-
rungsfalls selbst tragen.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
!	� Wir können nicht alle denkbaren Streitig

keiten versichern. Sonst müssten wir einen 
erheblich höheren Beitrag verlangen. Des-
halb umfasst der Rechtsschutz einige 
Rechtsangelegenheiten nicht, zum Beispiel:

!	� Streitigkeiten um Kauf, Verkauf oder Finan-
zierung eines Grundstücks, das bebaut 
werden soll,

!	� Streitigkeiten um Urheber-, Patent- oder 
Markenrechte,

!	� Streitigkeiten um Erwerb, Veräußerung, 
Verwaltung und Finanzierung von Kapital
anlagen,

!	� Streitigkeiten im Zusammenhang mit 
Darlehen, Spiel- oder Wettverträgen oder 
Gewinnzusagen.



Welche Verpflichtungen habe ich?
–	� Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Dies betrifft 

auch die Fragen nach früheren Rechtsschutzverträgen und Versicherungsfällen.
–	� Sprechen Sie uns bitte an, wenn Ihre Angaben zum Versicherungsantrag oder zum Vertrag geändert wer-

den müssen.
–	� Sie müssen uns und Ihren Anwalt vollständig und wahrheitsgemäß über den Sachverhalt informieren.
–	� Kostenverursachende Maßnahmen müssen Sie mit uns abstimmen, soweit dies für Sie zumutbar ist.
–	� Sie müssen dafür Sorge tragen, dass die Kosten der Rechtsverfolgung so gering wie möglich gehalten 

werden. Hierzu sollten Sie uns oder Ihren Rechtsanwalt befragen.

Wann und wie zahle ich?
Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. 
Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, teilen wir Ihnen mit. Sie können die Beiträge überweisen 
oder uns ermächtigen, sie von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und endet die Deckung?
Wann die Versicherung beginnt, ist im Versicherungsschein angegeben. Voraussetzung ist, dass Sie den 
ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die Versicherung gilt für die zu-
nächst vereinbarte Dauer. Wenn nicht anders vereinbart, verlängert sie sich danach automatisch um jeweils 
ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir sie nicht kündigen.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Sie oder wir können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes 
Verlängerungsjahres kündigen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragsdauer geschehen).

Es sind mindestens zwei Versicherungsfälle innerhalb von zwölf Monaten eingetreten und für diese besteht 
Versicherungsschutz: Dann können wir den Versicherungsvertrag vorzeitig kündigen.

Sie können nach jedem Eintritt eines Versicherungsfalls kündigen.

Sie können auch kündigen, wenn wir den Versicherungsschutz unberechtigt ablehnen oder den Beitrag 
erhöhen.

FM
A

 IP
ID

-F
I 4

51
21

7 
– 

PD
F



1  ·  ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG  ·  Informationen zum Handelsvertreter-Rechtsschutz für AVV/BVK

Informationen zum 
Handelsvertreter-Rechtsschutz
für AVV- und BVK-Mitglieder

1.  PRODUKTBAUSTEINE

Handelsvertreter-Rechtsschutz: Für Streitigkeiten aus Ihrem Agenturvertrag 
gemäß dem zugrundeliegenden Gruppen- oder Rahmenvertrag.

Arbeitgeber-Rechtsschutz: Ohne den passenden Rechtsschutz tragen Sie die 
Kosten bei einem Arbeitsrechtsstreit bis zur ersten Instanz immer selbst – auch 
wenn Sie gewinnen. Daher: Ihr unabdingbarer Schutz als Arbeitgeber.

Verkehrs-Rechtsschutz: Ob als Teilnehmer im Straßenverkehr oder bei 
 Problemen mit Kauf-, Leasing- oder Reparaturverträgen: Ihr Schutz in Verkehrs-
angelegenheiten.

Gewerberaum-Rechtsschutz: Egal, ob als Mieter oder Eigentümer, ob bei 
ungerechtfertigten Nebenkosten oder falsch berechneter Grundsteuer – wir 
sind für Sie da!

Spezial-Straf-Rechtsschutz: Schon ein anonymer Vorwurf – berechtigt oder nicht – 
reicht aus, damit die Staatsanwaltschaft ermittelt. Wir sind von Anfang an auf 
Ihrer Seite!

Privat-Rechtsschutz: Bei Abschluss der Handelsvertreter-Rechtsschutz-Kombination ist 
die private Sicherheit für Sie und Ihre Familie inklusive! Ihre Leistungen:

  Privat-Rechtsschutz         Haus- und Wohnungs-Rechtsschutz

  Verkehrs-Rechtsschutz        Berufs-Rechtsschutz.

A
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Versichert gemäß den 
 Gruppen- und Rahmen-
verträgen mit dem AVV 
oder BVK:

 Handelsvertreter-
Rechtsschutz 

Zusätzlich versicherbar:

S  

 Spezial-Straf-Rechts-
schutz

Zusätzlich versicherbar:

A  

 Arbeitgeber-Rechts-
schutz

V  

 Verkehrs-
Rechtsschutz

G    
Gewerberaum-Rechts-
schutz

Privat-Rechtsschutz 
 inklusive

P V H B
Privat, Verkehr, Haus/ 
Wohnung und Beruf



2  ·  ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG  ·  Informationen zum Handelsvertreter-Rechtsschutz für AVV/BVK

2.  VERSICHERTE PERSONEN UND OBJEKTE 

Versicherungsnehmer als:
 –  Eigentümer oder Halter der 

auf ihn zugelassenen Fahr-
zeuge

 –  Mieter oder berechtigter 
 Fahrer fremder Fahrzeuge

 – Fahrgast
 – Fußgänger
 – Radfahrer
  Außerdem: berechtigte Fahrer 

und Insassen (z. B. Mitarbeiter) 
der versicherten Fahrzeuge.

1)
A V G S

Versicherungsnehmer (Inhaber/Mitinhaber)

Mitarbeiter bei Tätigkeit für den Versicherungsnehmer

Alle auf die Firma zugelassenen Kraftfahrzeuge

Das im Versicherungsschein genannte selbst genutzte 
Gewerbeobjekt

1) 
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3.  VERSICHERTE LEISTUNGEN 

In allen Bausteinen enthalten:
Rechtsschutz für telefonische Erstberatung

  bei konkretem Beratungsbedarf
  zu allen eigenen betrieblichen Rechtsangelegenheiten
  ohne Selbstbeteiligung
  unabhängig vom versicherten Baustein

Forderungsservice
 für Ihre fälligen, unstreitigen Forderungen
 ohne Selbstbeteiligung

Handelsvertreter-Rechtsschutz
Bei Beendigung Ihres Vermittlerverhältnisses kommt es zu Differenzen bei der 
Berechnung des Ausgleichsanspruchs. Nachdem die Verhandlungen gescheitert 
sind, beauftragen Sie einen Anwalt mit der gerichtlichen Wahrnehmung Ihrer Inte-
ressen.

Das Versicherungsunternehmen kündigt unberechtigterweise Ihren Agenturver-
trag. Gegen diese Kündigung gehen Sie gerichtlich vor.

Das Versicherungsunternehmen zahlt Ihnen nicht die Ihnen aus Ihrer Sicht zuste-
hende Provision für von Ihnen vermittelte Verträge. Nach Scheitern außergericht-
licher Verhandlungen reichen Sie Klage ein.

Gegen Sie wird ein Verfahren wegen Steuerhinterziehung eingeleitet.

(Im Spezial-Straf-Rechtsschutz geht der Versicherungsumfang über den normalen 
Straf-Rechtsschutz hinaus. Näheres hierzu entnehmen Sie bitte Klausel 83 zu den 
ARB.)

Aus betrieblichen Gründen müssen Sie einen Ihrer Mitarbeiter entlassen.  
Dieser ist damit nicht einverstanden und erhebt Klage.

Nach einem Bewerbungsverfahren behauptet ein nicht berücksichtigter  Bewerber 
eine Benachteiligung nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungs gesetz und ver-
langt Schadenersatz. Sie müssen sich wehren.

Ihnen als Unternehmer wird vorgeworfen, die Sozialversicherungsbeiträge 
nicht korrekt abgeführt zu haben. 

Ihr Mitarbeiter fällt nach einem unverschuldeten Unfall für mehr als  sechs Wochen 
aus. Ihre geleistete Lohnfortzahlung möchten Sie vom Unfallverursacher 
 zurückerstattet bekommen.

Handelsvertreter-Rechtsschutz 
vor Gerichten1

Hier fi nden Sie  typische Fälle, 
die Ihr Rechtsschutz  abdeckt.

1  Wartezeit AVV-Mitglieder: 
6 Monate; Wartezeit 
BVK-Mitglieder: 12 Monate

2  Wartezeit 3 Monate

A

S

Arbeits-Rechtsschutz2

Sozial-Rechtsschutz

Schadenersatz-Rechtsschutz

AGG-Rechtsschutz vor 
Gerichten2

Straf-/Disziplinar- und
Standes-Rechtsschutz

HV
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Ihnen wird nach einem Arbeitsunfall in Ihrem Unternehmen die Verletzung 
der Aufsichtspflicht vorgeworfen.

Auf dem Betriebsgelände wurde ein Fass mit Lösungsmitteln von einem Gabel-
staplerfahrer beschädigt und lief aus. Ein Ermittlungsverfahren wegen fahrlässi-
ger Umweltgefährdung wurde eingeleitet.

Das Finanzamt erkennt die Spesenabrechnungen nicht an, zudem sei die Körper-
schafts- bzw. Gewebesteuer nicht korrekt veranlagt. Sie klagen vor dem Finanzgericht.

Sie müssen einen Anspruch auf Löschung von Kundendaten gerichtlich abwehren.

Ihre neue Computeranlage ist fehlerhaft, was der Lieferant jedoch bestreitet. Sie 
wollen Ihre Rechte einklagen.

Das Gewerbeamt entzieht Ihnen die Vermittlererlaubnis nach § 34d GewO. 
 Hiergegen müssen Sie klagen.

Ein Mitarbeiter, der bei einer Auseinandersetzung von einem Kunden erheblich 
verletzt wird, möchte im Rahmen des gegen die Täter eingeleiteten Ermittlungs-
verfahrens die Hilfe eines Rechtsanwalts in Anspruch nehmen.

Nach einem unverschuldeten Unfall wollen Sie Schadenersatz für den beschädig-
ten Neuwagen durchsetzen. Die gegnerische Haftpflichtversicherung verweigert 
die vollständige Regulierung.

Das neue Firmenfahrzeug für den Geschäftsführer entpuppt sich als „Montags-
auto“. Nach mehreren missglückten Reparaturversuchen fordern Sie ein komplett 
neues Fahrzeug.

Ihrem Mitarbeiter wird vorgeworfen, bei Rot über die Ampel gefahren zu sein.

Ihrem Mitarbeiter wird vorgeworfen, mit dem Firmentransporter beim Rangieren 
ein parkendes Fahrzeug beschädigt zu haben. Es wird wegen  Unfallflucht ermittelt.

Sie werden verpflichtet, für ein Fahrzeug ein Fahrtenbuch zu führen. 
Sie sind damit nicht einverstanden.

Die Betriebskostenabrechnung ist beinahe doppelt so hoch wie im letzten Jahr, 
warum ist nicht erkennbar. Sie gehen gegen die erhöhte Betriebskostenabrech-
nung vor.

Am Gewerbeobjekt sind Mängel entstanden, die den Umsatz negativ  beeinflussen. 
Ihr Verpächter schafft keine Abhilfe.
 
Der Grundsteuerbescheid ist inhaltlich falsch, ein Widerspruch brachte 
keine Abhilfe.

V

G

Wartezeit: 3 Monate
Wartezeit: 3 Monate; entfällt bei 
Kauf/Leasing fabrikneuer Motor-
fahrzeuge zu Lande

1

2

Straf-/Disziplinar- und
 Standes-Rechtsschutz

Straf-Rechtsschutz 

Verwaltungs-Rechtsschutz in 
Verkehrssachen

Wohnungs- und Grundstücks-
Rechtsschutz1 

Steuer-Rechtsschutz 
vor Gerichten

Schadenersatz-
Rechtsschutz 

Rechtsschutz im  Vertrags- 
und Sachenrecht2 

Ordnungswidrigkeiten- 

Rechtsschutz 

Steuer-Rechtsschutz 
vor  Gerichten 

Rechtsschutz im Vertrags- und 
 Sachenrecht vor Gericht1

Opfer-Rechtsschutz

Daten-Rechtsschutz 

Verwaltungs-Rechtsschutz 
vor Gerichten1 

Ordnungswidrigkeiten-
 Rechtsschutz
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Rechtsschutzversicherer der öffentlichen Versicherer und der 
Sparkassen-Finanzgruppe ist die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG, 
 Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf
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4. IMMER INKLUSIVE: MEINRECHT

   Erste Hilfe im Rechtsschutzfall: Mit unseren rund 100 Juristen schätzen wir die 
Erfolgsaussichten in Ihrem Fall ein, prüfen sofort den Versicherungsschutz und 
besprechen mit Ihnen die nächsten Schritte.  

   Anwaltsempfehlung: Gerne benennen wir erfahrene Fachanwälte aus unserem 
Netzwerk für eine persönliche  Beratung – ganz in Ihrer Nähe.

   Telefonische Rechtsberatung: Immer ohne Selbstbeteiligung – Auf Wunsch 
 vermitteln wir Sie an eine qualifizierte Anwaltskanzlei zur telefonischen Erst-
beratung1) – auch in nicht versicherten und nicht versicherbaren Fällen.  

   Mediation: Vertragen statt Streiten: In passenden Fällen vermitteln wir Ihnen 
gerne einen professionellen Konfliktmanager. Immer ohne Selbstbeteiligung!

   Forderungsservice: Unser Partner übernimmt für Sie außergerichtliche 
 Zahlungsaufforderungen, Durchführung gerichtlicher Mahnverfahren und 
Zwangsvollstreckungen. Der Forderungsservice ist in Baustein A enthalten.

Alle MEINRECHT-Leistungen erhalten Sie telefonisch 
unter 0211 529-5555. 

Telefonische Erstberatung durch 
einen in Deutschland zugelas-
senen Rechtsanwalt für Rechts-
angelegenheiten, bei denen die 
Erstberatung ohne Prüfung von 
Unterlagen durchgeführt werden 
kann und deutsches Recht an-
wendbar ist.

1)
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Verbraucherinformation nach § 1 der VVG-Informationspflichtenverordnung

Die Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB) der 
ÖRAG bilden die Grundlage für unseren Rechtsschutzvertrag.

Der konkret zwischen Ihnen und uns vereinbarte Versicherungsschutz ergibt 
sich aus dem Antrag, dem Versicherungsschein und seinen Nachträgen.

Versicherer
Versicherer ist die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG. Sitz des Unterneh-
mens: Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf, Registergericht Düsseldorf, HRB 
12073. 

Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 
ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG, Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf. 
Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender), Marcus Hansen,  
Andreas Heinsen.

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
Die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG betreibt das Rechtsschutzversi-
cherungsgeschäft und die Rückversicherung.

Vertragsgrundlagen, Art und Umfang der Versicherungsleistung

Grundlagen des Versicherungsvertrags sind die Allgemeinen Bedingungen 
für die Rechtsschutzversicherung (ARB) der ÖRAG zum Vertragsstand, An-
trag, Versicherungsschein und ggf. Nachträge dazu.

Bei Eintritt eines Rechtsschutzfalls (eine versicherte Rechtsangelegenheit) 
tragen wir bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme

–	 die Kosten einer außergerichtlichen Konfliktbeilegung (z. B. Mediation);
–	 die Kosten eines für Sie tätigen Rechtsanwalts;
–	 Gerichtskosten und Kosten für Sachverständige;
–	� die gegnerischen Rechtsanwaltskosten, soweit Sie diese zu tragen 

haben;
–	 Übersetzungskosten;
–	 Kautionsdarlehen bis zur vereinbarten Höhe;
–	� zusätzlich die Kosten einer von uns auf Wunsch vermittelten telefoni-

schen Erstberatung nach § 2 n).
Sie können die Übernahme der von uns zu tragenden Kosten verlangen, 
sobald Sie nachweisen, dass Sie zu deren Zahlung verpflichtet sind oder die 
Verpflichtung bereits erfüllt haben.

Versicherungsbeitrag
Die Höhe des Beitrags können Sie dem Versicherungsantrag entnehmen. 
Der Jahresbeitrag berücksichtigt die Versicherungssteuer.

Beitragszahlung
Der erste oder einmalige Beitrag ist zwei Wochen nach Zugang des Versi-
cherungsscheins fällig. Er ist dann unverzüglich (d. h. innerhalb von zwei 
Wochen) zu zahlen. 

Ein Folgebeitrag ist zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitrags-
rechnung angegebenen Zeitpunkt zur Zahlung fällig.

Ist Lastschrifteinzug von Ihrem Konto vereinbart, erfolgt die Abbuchung 
nach Fälligkeit.

Gültigkeitsdauer des Angebots
Liegt zwischen Angebot und Vertragsbeginn ein Zeitraum von mehr als vier 
Wochen, können sich die Beiträge verändern, wenn zwischenzeitlich ein 
neuer Tarif eingeführt wird oder auf Grund von § 10 ARB eine Beitragsan-
passung stattfindet.

Zustandekommen des Versicherungsvertrags und Beginn 
des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsvertrag kommt dadurch zustande, dass wir Ihren Antrag 
annehmen. Regelmäßig geschieht dies durch Zugang des Versicherungs-
scheins.

Der Versicherungsschutz beginnt erst, wenn Sie den in Ihrem Versicherungs-
schein genannten fälligen Beitrag gezahlt haben, jedoch nicht vor dem ver-
einbarten Zeitpunkt.

Widerrufsbelehrung, Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, 
nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 
(ARB) der ÖRAG, die weiteren Informationen nach § 7 Absätze 1 und 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der 
VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Text-
form erhalten haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß 
§ 312 i Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in Verbindung mit 
Artikel 246 c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an: ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG, Hansa- 
allee 199, 40549 Düsseldorf, E-Mail: info@oerag.de (ohne dass hierfür  
andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen entstehen) oder 
an den im Versicherungsschein genannten Vermittler.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir 
erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis 
zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; 
dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet: 1/360 der 
Jahresprämie (bei jährlicher Prämienzahlung) oder 1/180 der Halbjahresprämie 
(bei halbjährlicher Prämienzahlung) oder 1/90 oder Vierteljahresprämie (bei 
vierteljährlicher Prämienzahlung), multipliziert mit der Anzahl der Tage, an 
denen Versicherungsschutz bestanden hat. Die Erstattung zurückzuzahlender 
Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat 
der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurück zu ge-
währen und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie 
Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Widerrufen Sie eine Vertrags- oder Tarifänderung, läuft der ursprüngliche 
Versicherungsvertrag weiter.

Dauer des Vertrags
Der Versicherungsvertrag wird für den vereinbarten Zeitraum geschlossen, 
mindestens für ein Jahr. Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein Jahr, 
wenn nicht Sie oder wir den Vertrag kündigen.

Beendigung des Vertrags
Sie können den Vertrag ebenso wie wir mit einer Frist von drei Monaten zum 
jeweiligen Versicherungsablaufdatum ordentlich und ohne Angabe von 
Gründen kündigen (§ 8 ARB). Weitere Kündigungsrechte sind in den §§ 10, 
11 und 13 ARB geregelt.

Vertragsstrafen gibt es nicht.

Mitgliedsstaaten der EU, deren Recht der Versicherer vor Abschluss des 
Vertrags zu Grunde legt:

Wir legen der Aufnahme einer Vertragsanbahnung mit Ihnen vor Abschluss 
des Versicherungsvertrags das Recht der Bundesrepublik Deutschland zu 
Grunde.

Auf den Vertrag anwendbares Recht:

Für das Vertragsverhältnis gilt deutsches Recht.
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Zuständiges Gericht:
Klagen gegen uns als Versicherer

Wenn Sie uns verklagen wollen, können Sie die Klage an folgenden Orten 
einreichen:

–	� Am Sitz unseres Versicherungsunternehmens oder am Sitz der für Ih-
ren Vertrag zuständigen Niederlassung,

–	� oder, wenn Sie eine natürliche Person sind, auch am Gericht Ihres 
Wohnsitzes. (Eine »natürliche Person« ist ein Mensch, im Gegensatz 
zur »juristischen Person«; das ist z. B. eine GmbH, eine AG oder ein 
eingetragener Verein). Haben Sie keinen Wohnsitz, können Sie die 
Klage am Gericht Ihres gewöhnlichen Aufenthalts einreichen.

Klagen gegen Sie als Versicherungsnehmer
Wenn wir Sie verklagen müssen, können wir die Klage an folgenden Orten 
einreichen:

–	� Wenn Sie eine natürliche Person sind, am Gericht Ihres Wohnsitzes. 
(Eine »natürliche Person« ist ein Mensch, im Gegensatz zur »juristi-
schen Person«; das ist z. B. eine GmbH, eine AG oder ein eingetrage-
ner Verein). Haben Sie keinen Wohnsitz, können wir die Klage am Ge-
richt Ihres gewöhnlichen Aufenthalts einreichen.

–	� Wenn Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt ist, am Sitz unseres Versicherungs-
unternehmens oder am Sitz der für Ihren Vertrag zuständigen Nieder-
lassung.

–	� Wenn Sie eine juristische Person sind oder eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft, ist das Gericht an Ihrem 
Sitz oder Ihrer Niederlassung zuständig.

Sprachen
Die Versicherungsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher 
Sprache mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommunizieren wir mit 
Ihnen in deutscher Sprache.

Außergerichtliches Beschwerdeverfahren
Wenn Sie als Verbraucher mit einer unserer Entscheidungen nicht zufrieden 
sind, können Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wenden 
(Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 080632, 10006 Berlin,

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de). Der Ombudsmann 
für Versicherungen ist eine unabhängige und für Verbraucher kostenfrei 
arbeitende Schlichtungsstelle.

Der ordentliche Rechtsweg bleibt davon unberührt.

Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde:
Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungsver-
schiedenheiten auf, können Sie sich auch an die für uns zuständige Auf-
sichtsbehörde, die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Sektor Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, 
wenden.

 



Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung der ÖRAG 3|22

1. Was ist Rechtsschutz?

§ 1 – Welche Aufgaben hat die Rechtsschutzversicherung?
Sie möchten Ihre rechtlichen Interessen wahrnehmen oder eine außerge-
richtliche Konfliktbeilegung (z. B. eine Mediation) durchführen? Für Ihre 
notwendige Interessenwahrnehmung erbringen wir die erforderlichen Leis-
tungen im vereinbarten Umfang. Der Umfang unserer Leistungen, mit denen 
wir Sie hierbei unterstützen, ist im Versicherungsantrag, im Versicherungs-
schein und in diesen Versicherungsbedingungen beschrieben.

§ 2 – �Für welche Rechtsangelegenheiten gibt es 
Rechtsschutz?

Je nach Vereinbarung (vgl. Sie hierzu die §§ 21 bis 29) umfasst der Versiche-
rungsschutz folgende Leistungsarten:

a)	 Schadenersatz-Rechtsschutz
für die Geltendmachung Ihrer Schadenersatzansprüche, auch in Form 
von Unterlassungsansprüchen.

Solche Schadenersatzansprüche dürfen allerdings nicht auch auf einer 
Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines dinglichen Rechts an 
Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen (dingliche Rech-
te sind Rechte, die gegenüber jedermann wirken und von jedem respek-
tiert werden müssen, z. B. Eigentum).

Das bedeutet, dass wir z. B. Schadenersatzansprüche

–	� wegen der Beschädigung eines Fernsehers gegen den Schädiger 
abdecken, nicht aber Ansprüche bei einer mangelhaften Fernseher-
reparatur;

–	� wegen eines Autounfalls gegen den Unfallgegner abdecken, nicht 
aber Ansprüche bei einer mangelhaften Handwerkerleistung – wie 
aus einer Autoreparatur.

Diese vertraglichen Ansprüche können über den Rechtsschutz im Ver-
trags- und Sachenrecht nach § 2 d) versichert werden.

Der Schadenersatz-Rechtsschutz steht Ihnen für eine Interessenwahrneh-
mung wegen eines nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellten 
Kindertagesstätten- bzw. Tageseinrichtungsplatzes nicht zur Verfügung.

b)	 Arbeits-Rechtsschutz
um Ihre rechtlichen Interessen wahrzunehmen, aus

–	 Arbeitsverhältnissen,

–	� öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und 
versorgungsrechtlicher Ansprüche.

c)	 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz
um Ihre rechtlichen Interessen wahrzunehmen, aus

–	� Miet- und Pachtverhältnissen (Beispiel: Streitigkeiten wegen Miet-
erhöhung),

–	� sonstigen Nutzungsverhältnissen (Beispiel: Streitigkeit um ein 
Wohnrecht),

–	� dinglichen Rechten (dingliche Rechte sind Rechte, die gegenüber 
jedermann wirken und von jedem respektiert werden müssen, z. B. 
Eigentum).

	� Dies gilt nur dann, wenn Ihre Interessenwahrnehmung Grundstücke, 
Gebäude oder Gebäudeteile betrifft (Beispiel: Streitigkeit um den Verlauf 
der Grundstücksgrenze);

d)	 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht
um Ihre rechtlichen Interessen wahrzunehmen, aus privatrechtlichen 
Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten. (Dingliche Rechte sind Rech-
te, die gegenüber jedermann wirken und von jedem respektiert werden 
müssen, z. B. Eigentum). Ein Streit über ein dingliches Recht kann bei-
spielsweise zwischen dem Eigentümer und dem Besitzer auf Herausgabe 
einer Sache bestehen. Ein Schuldverhältnis hingegen besteht z. B. nur 
zwischen Käufer und Verkäufer, ist also kein dingliches Recht. 

Dieser Versicherungsschutz gilt nicht, soweit es sich um eine Angele-
genheit aus folgenden Bereichen handelt:

–	 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),

–	� Arbeits-Rechtsschutz (siehe § 2 b), (Beispiel: Streit aus oder um Ihr 
Arbeitsverhältnis)

oder

–	� Wohnungs- oder Grundstücks-Rechtsschutz (siehe § 2 c), (Beispiel: 
Streit aus Ihrem Mietverhältnis oder wenn Sie als Eigentümer oder 
Besitzer eines Grundstücks oder Gebäudes betroffen sind).

Versicherungsschutz besteht auch für Verträge, welche Sie über das 
Internet abgeschlossen haben (Internet-Rechtsschutz), siehe hierzu 
auch § 6 Absatz 2;

Versicherungsschutz besteht auch für die Interessenwahrnehmung von 
Pensionären im Zusammenhang mit Betriebsrenten, Pensionen und Bei-
hilfen aus nicht mehr aktiven Arbeitsverhältnissen, soweit der Versiche-
rungsschutz nicht in den Leistungsarten 2 a), 2 b) oder 2 c) enthalten ist.

e)	 Steuer-Rechtsschutz
um Ihre rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit Steuern und 
Abgaben vor deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten wahrzuneh-
men, im privaten Bereich auch in Einspruchs-/Widerspruchsverfahren, 
die diesen Verfahren vorangehen.

Der Steuer-Rechtsschutz des privaten Bereichs gilt nicht für gewerbliche, 
freiberufliche oder sonst selbständige Tätigkeiten. 

Im Verkehrs-Rechtsschutz umfasst der Versicherungsschutz auch das 
steuerrechtliche Verwaltungsverfahren.

f)	 Sozial-Rechtsschutz
aa)	� vor Verwaltungsbehörden für die Wahrnehmung rechtlicher Inter-

essen in Widerspruchsverfahren, die den nach § 2 f) bb) versicher-
ten Verfahren vorangehen,

bb)	� vor Gerichten für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deut-
schen Sozialgerichten.

g)	 Verwaltungs-Rechtsschutz 
aa)	� für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen 

Angelegenheiten vor Verwaltungsbehörden und vor Verwaltungs-
gerichten,

bb)	� in sonstigen Angelegenheiten des privaten Bereiches vor deutschen 
Verwaltungsgerichten; dies gilt nicht für Verfahren über die Verga-
be von Studienplätzen und sonstigen Zulassungsverfahren, bei 
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Asylrechts- und Ausländerrechtsverfahren sowie bei Verfahren be-
treffend den Anspruch auf einen Kindertagesstättenplatz bzw. 
Tageseinrichtungsplatz; dieser Ausschluss gilt auch für Schaden-
ersatzklagen, vgl. § 2 a) letzter Absatz.

cc)	� in sonstigen Angelegenheiten des gewerblichen und freiberuflichen 
Bereiches außerhalb des Verkehrsbereiches vor deutschen Verwal-
tungsgerichten; kein Versicherungsschutz besteht für Verfahren im 
ursächlichen Zusammenhang mit berufsständischen Versorgungs-
einrichtungen. 

h)	� Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz
für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren; (im 
Disziplinarrecht geht es um Dienstvergehen z. B. von Beamten oder 
Soldaten; im Standesrecht geht es um berufsrechtliche Belange von 
freien Berufen, z. B. von Ärzten oder Rechtsanwälten).

i)	 Straf-Rechtsschutz
für die Verteidigung, wenn Ihnen ein 

aa)	� verkehrsrechtliches Vergehen vorgeworfen wird (Ein verkehrsrechtli-
ches Vergehen ist eine Straftat, die die Verletzung der Sicherheit und 
Ordnung im Straßenverkehr unter Strafe stellt und im Mindestmaß mit 
einer Freiheitsstrafe von unter einem Jahr oder Geldstrafe bedroht ist.).

	� Ausnahme: Ein Gericht stellt rechtskräftig fest, dass Sie das Vergehen 
vorsätzlich begangen haben. In diesem Fall sind Sie verpflichtet, uns 
die entstandenen Kosten zu erstatten.

	� Sie haben keinen Versicherungsschutz, wenn Ihnen ein Verbrechen 
vorgeworfen wird (Ein Verbrechen ist eine Straftat, die im Mindest-
maß mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr bedroht ist).

bb)	� sonstiges, d. h. nicht verkehrsrechtliches Vergehen vorgeworfen 
wird. (Vergehen sind Straftaten, die im Mindestmaß mit einer Frei-
heitsstrafe von unter einem Jahr oder Geldstrafe bedroht sind.)

	� Sie haben Versicherungsschutz wenn das Vergehen nach dem Ge-
setz sowohl vorsätzlich als auch fahrlässig strafbar ist; wird rechts-
kräftig festgestellt, dass Sie das Vergehen vorsätzlich begangen 
haben, dann haben Sie keinen Versicherungsschutz und müssen 
uns die Kosten ersetzen, die wir für die Verteidigung getragen haben.

	 In folgenden Fällen haben Sie also keinen Versicherungsschutz:

	 –	� Ihnen wird ein Verbrechen vorgeworfen (Straftat, die im Min-
destmaß mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr bedroht ist).
Ihnen wird ein Vergehen vorgeworfen, das nur vorsätzlich be-
gangen werden kann (Beispiel: Beleidigung, Diebstahl, Betrug).

	 –	� Es erfolgt eine rechtskräftige Feststellung, dass ein sowohl 
vorsätzlich als auch fahrlässig begehbares Vergehen von Ihnen 
vorsätzlich begangen wurde.

j)	 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz
für Ihre Verteidigung, wenn Ihnen eine Ordnungswidrigkeit vorgeworfen 
wird. (Beispiel: Sie verstoßen gegen die Gurtpflicht.)

k)	� Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-
recht für eine erste Beratung oder eine Auskunft eines in Deutschland 
zugelassenen Rechtsanwalts in Familien-, Lebenspartnerschafts- und 
erbrechtlichen Angelegenheiten.

In diesem Fall werden die Beratungskosten ohne Abzug der Selbstbetei-
ligung übernommen. Wird der Rechtsanwalt darüber hinaus tätig, erstat-
ten wir die Kosten, die durch eine erste Beratung oder Auskunft entstanden 
wären im Rahmen der dafür vorgesehenen gesetzlichen Gebühren, jedoch 
nicht die Kosten der darüber hinaus gehenden Tätigkeit.

Anstelle einer Beratung kann auch eine Mediation nach § 5 a) (2) erfolgen.

In Angelegenheiten des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechts 
kann für Rechtsschutzfälle in ursächlichem Zusammenhang mit einer 
Ehe oder Partnerschaft, auch nach deren Beendigung, nur einmalig eine 
erste Beratung oder eine Mediation gemäß § 5 a) (2) in Anspruch ge-
nommen werden.

l)	 Opfer-Rechtsschutz
als Nebenkläger für eine erhobene öffentliche Klage vor einem deut-
schen Strafgericht. Voraussetzung ist, dass Sie oder eine mitversicher-
te Person als Opfer einer Gewaltstraftat verletzt wurden.

Eine Gewaltstraftat liegt vor bei Verletzung der sexuellen Selbstbestim-
mung, schwerer Verletzung der körperlichen Unversehrtheit (letztere 
gemäß §§ 224, 225, oder 226 Strafgesetzbuch, evtl. als Körperverletzung 
im Amt auch in Verbindung mit § 340 Strafgesetzbuch), der persönlichen 
Freiheit und bei Raub gemäß §§ 249 bis 255 Strafgesetzbuch sowie Mord 
und Totschlag.

Sie haben daneben Versicherungsschutz für die Beistandsleistung eines 
Rechtsanwalts entsprechend § 68 b Satz 1 StPO:

–	 im Ermittlungsverfahren vor einer deutschen Behörde,

–	 im Strafverfahren vor einem deutschen Gericht,

–	 für den Antrag nach § 1 Gewaltschutzgesetz,

–	� für den so genannten Täter-Opfer-Ausgleich nach § 46 a Ziffer 1 
Strafgesetzbuch in nicht vermögensrechtlichen Angelegenheiten.

Sie haben in den vorgenannten Fällen auch Versicherungsschutz für die 
außergerichtliche Durchsetzung von Ansprüchen nach dem Sozialge-

setzbuch und dem Opferentschädigungsgesetz unter folgenden Vor-
aussetzungen:

–	 Sie sind nebenklageberechtigt und

–	� Sie wurden durch eine der oben genannten Straftaten verletzt und

–	 es sind dadurch dauerhafte Körperschäden eingetreten.

Ausnahme: Wenn Sie die kostenlose Beiordnung eines Rechtsanwalts 
als Beistand im Sinne der Strafprozessordnung in Anspruch nehmen 
können, besteht auch bei Vorliegen der genannten Voraussetzungen 
kein Versicherungsschutz.

m)	 Daten-Rechtsschutz
aa)	� für die gerichtliche Abwehr von Ansprüchen Betroffener nach dem 

Bundesdatenschutzgesetz auf Auskunft, Berichtigung, Löschung 
und Sperrung; 

bb)	� für die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes einer Ord-
nungswidrigkeit oder Straftat gemäß §§ 43, 44 Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG).

Wird Ihnen vorgeworfen, eine Straftat nach § 44 BDSG begangen zu 
haben, besteht kein Versicherungsschutz, wenn die rechtskräftige Fest-
stellung (Strafbefehl, Urteil) der Vorsatztat erfolgt. In diesem Fall sind 
Sie verpflichtet, uns die erbrachten Leistungen zurückzuerstatten.

n)	� Telefonische Erstberatung durch einen in Deutschland zugelassenen 
Rechtsanwalt für Rechtsangelegenheiten, bei denen die Erstberatung 
ohne Prüfung von Unterlagen durchgeführt werden kann und deut-
sches Recht anwendbar ist.
aa)	� Ein Anspruch auf diese Leistung besteht für Sie als Versicherungs-

nehmer bei Vorliegen eines Beratungsbedürfnisses in allen Ihren 
eigenen Rechtsangelegenheiten.

bb)	� Die ÖRAG stellt Ihnen mit dem Versicherungsschein eine Rufnum-
mer zur Verfügung, die Ihnen den Zugang zur Vermittlung einer 
ersten telefonischen Beratung durch einen in Deutschland zuge-
lassenen Rechtsanwalt ermöglicht.

	� Dieser Service kann während der Laufzeit des Rechtsschutzvertra-
ges beliebig oft in Anspruch genommen werden.

cc)	� Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, 
gelten die Bestimmungen der §§ 1 bis 20 ARB entsprechend.

§ 3 – �Welche Rechtsangelegenheiten umfasst der 
Rechtsschutz nicht?

In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz:

(1)	 Jede Interessenwahrnehmung in ursächlichem Zusammenhang mit
	 a)	� Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine 

medizinische Behandlung zurückzuführen sind,

	 b)	� aa)	� dem Erwerb oder der Veräußerung eines Grundstücks, das be-
baut werden soll; dem Erwerb oder der Veräußerung eines 
nicht selbst oder von einer mitversicherten Person zu eigenen 
Wohnzwecken dauerhaft genutzten Grundstückes, Gebäudes 
oder Gebäudeteils, bzw. einer mittelbaren oder unmittelbaren 
Beteiligung an einer nicht selbst zu eigenen Wohnzwecken 
dauerhaft genutzten Immobilie oder baulichen Anlage. Bei 
nicht ausschließlicher Selbstnutzung besteht für den nicht 
selbstgenutzten Teil kein Versicherungsschutz,

	 bb)	� der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäude-
teiles sowie sonstiger baulicher Anlagen, die sich in Ihrem 
Eigentum oder Besitz befinden oder die Sie erwerben oder in 
Besitz nehmen möchten,

	 cc)	� der genehmigungs-/anzeigepflichtigen baulichen Veränderung 
eines Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles bzw. einer 
mittelbaren oder unmittelbaren Beteiligung an einer Immobilie 
oder baulichen Anlage, die sich in Ihrem Eigentum oder Besitz 
befindet oder die Sie erwerben oder in Besitz nehmen möchten,

	 dd)	� dem Erwerb oder der Veräußerung eines im Ausland gelegenen 
Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles oder Teilnut-
zungsrechtes (Timesharing) bzw. einer mittelbaren oder un-
mittelbaren Beteiligung an einer derartigen Immobilie oder 
baulichen Anlage.

	 ee)	� Auch bei der Finanzierung eines der unter b) aa) bis dd) ge-
nannten Vorhaben haben Sie keinen Versicherungsschutz.

c)	� Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, 
Aussperrung;

(2)	 a)	� Sie wollen Schadenersatzansprüche oder Unterlassungsansprüche 
abwehren. (Beispiel: Sie haben einen Verkehrsunfall und der Gegner 
verlangt Schadenersatz von Ihnen. Dies ist nicht durch die Rechts-
schutzversicherung, sondern im Rahmen der Kfz.-Haftpflichtversi-
cherung versichert.)

	� Ausnahme: Der Schadenersatzanspruch beruht auf einer Vertragsver-
letzung. (Beispiel: Der Vermieter des Mietfahrzeugs verlangt Schaden-
ersatz wegen verspäteter Rückgabe. Dies ist auf Grund des Mietvertrags 
über den Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht versichert.);
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b)	� Streitigkeiten aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht (Beispiel: 
das Mitbestimmungsrecht in Unternehmen und Betrieben);

c)	� Streitigkeiten aus dem Recht der Handelsgesellschaften, der Kapi-
talgesellschaften, der Genossenschaften, der stillen und atypisch 
stillen Gesellschaften und der Gesellschaften bürgerlichen Rechts 
sowie aus der Beteiligung an solchen Gesellschaften;

d)	� Streitigkeiten in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, 
Marken-, Geschmacksmuster-/ Gebrauchsmusterrechten oder sons-
tigen Rechten aus geistigem Eigentum;

e)	 Streitigkeiten aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht;

f)	� Streitigkeiten im ursächlichen Zusammenhang mit Spiel- oder Wett-
verträgen sowie Termin-, Options- oder vergleichbaren Spekulati-
onsgeschäften, Gewinnversprechen;

g)	� Streitigkeiten in ursächlichem Zusammenhang mit Kapitalanlage-
geschäften aller Art und deren Finanzierung;

h)	� Streitigkeiten aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- 
und Erbrechts; 

	� Ausnahmen: Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartner-
schafts- und Erbrecht nach § 2 k und Mediation nach § 5a; 

i)	� Sie wollen aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen unser 
Unternehmen, den Vermittler oder ein für unser Unternehmen 
tätiges Schadenabwicklungsunternehmen vorgehen;

j)	� aus Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer 
Personen (das sind. z. B. Geschäftsführer einer GmbH oder Vorstän-
de einer Aktiengesellschaft);

k)	� Streitigkeiten wegen Erschließungs- und sonstigen Anliegerabga-
ben. Ausnahmen: Es handelt sich um eine Folgeerschließung oder 
um laufend erhobene Gebühren für die Grundstücksversorgung;

l)	� Streitigkeiten im ursächlichen Zusammenhang mit der Anschaffung, 
der Installation und dem Betrieb einer Photovoltaikanlage über  
10 kWp;

m)	� Streitigkeiten, die in ursächlichem Zusammenhang mit tatsächli-
chen oder behaupteten rassistischen oder extremistischen Äuße-
rungen des Versicherten stehen sowie im ursächlichen Zusammen-
hang mit  pornografischen oder sonst sittenwidrigen Angeboten 
oder Darstellungen;

n)	� Streitigkeiten im ursächlichen Zusammenhang mit Kredit- und 
Darlehensverträgen aller Art;

o)	� verwaltungsrechtliche Streitigkeiten, die in ursächlichem Zusam-
menhang mit gesetzlichen Vorgaben oder behördlichen Anordnun-
gen zum Schutze der Umwelt stehen.

(3)	 a)	� Sie nehmen Ihre rechtlichen Interessen vor Verfassungsgerichten 
wahr;

b)	� Sie nehmen Ihre Interessen vor internationalen oder supranationa-
len Gerichtshöfen (Beispiel: Europäischer Gerichtshof) wahr.

	� Ausnahme: Sie nehmen Ihre rechtlichen Interessen wahr als Bediens-
teter internationaler oder supranationaler Organisationen aus Arbeits-
verhältnissen oder öffentlichrechtlichen Dienstverhältnissen;

c)	� Jede Interessenwahrnehmung in ursächlichem Zusammenhang mit 
einem Insolvenzverfahren, das über Ihr Vermögen eröffnet wurde 
oder eröffnet werden soll (Beispiel: Zwangsversteigerung Ihres Fahr-
zeugs infolge eines Insolvenzverfahrens) und im Zusammenhang 
mit Schuldenregulierungsmaßnahmen;

	 d)	� Streitigkeiten in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereini-
gungs- und im Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten so- 
wie im Zusammenhang mit Erdbeben- und Bergbauschäden an 
Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteilen und sonstigen bauli-
chen Anlagen;

e)	� Sie nehmen Ihre rechtlichen Interessen im Rahmen eines Ordnungs-
widrigkeiten- bzw. Verwaltungsverfahrens wegen eines Halt- oder 
Parkverstoßes wahr;

f)	� Sie nehmen Ihre rechtlichen Interessen im Rahmen eines Ordnungs-
widrigkeitenverfahrens wegen eines Verstoßes gegen Verkehrsver-
bote oder Verkehrsbeschränkungen im ursächlichen Zusammen-
hang mit umweltrechtlichen Vorschriften wahr.

(4)	 a)	� Sie nehmen Ihre rechtlichen Interessen wahr bei Streitigkeiten zwi-
schen Ihnen und weiteren Versicherungsnehmern desselben Ver-
sicherungsvertrags.

	� Ebenfalls nicht versichert sind Streitigkeiten von Mitversicherten 
untereinander bzw. gegen Sie;

b)	� sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht eingetragene 
Lebenspartner gleich welchen Geschlechts) untereinander im Zu-
sammenhang mit der Partnerschaft, auch nach deren Beendigung;

c)	� Ansprüche oder Verbindlichkeiten werden auf Sie übertragen oder 
sind auf Sie übergegangen, nachdem ein Rechtsschutzfall bereits 
eingetreten ist.

	� (Beispiel: Ihr Arbeitskollege hat einen Verkehrsunfall und überträgt 
seine Schadenersatzansprüche auf Sie. Diese wollen Sie gegenüber 
dem Unfallgegner geltend machen. Dies ist nicht versichert.)

d)	� Sie wollen die Ansprüche eines anderen geltend machen (Beispiel: 
Sie lassen sich die Schadenersatzansprüche eines Freundes gegen 
einen Dritten abtreten, um diese geltend zu machen. Dies ist nicht 
versichert.)

	 oder

	� Sie sollen für Verbindlichkeiten eines anderen einstehen oder haben 
diese Verbindlichkeiten bereits erfüllt und verlangen Ersatz. (Beispiel: 
Ihr Arbeitskollege kauft ein Fahrzeug. Sie bürgen für den Darlehens-
vertrag mit dem Autoverkäufer. Sie werden auf Zahlung in Anspruch 
genommen und wollen Ersatz von Ihrem Arbeitskollegen. Jegliche 
Streitigkeiten aus dem Bürgschaftsvertrag sind nicht versichert.)

(5)	� Es besteht in den Leistungsarten nach §§ 2 a) bis h), 2 k) bis 2 m) ein 
ursächlicher Zusammenhang mit einer von Ihnen vorsätzlich begange-
nen Straftat.

Wird dies erst später bekannt, sind Sie verpflichtet, die von uns erbrach-
ten Leistungen zurückzuzahlen.

§ 3 a – �In welchen Fällen kann Ihr Rechtsanwalt entscheiden, 
ob die Ablehnung des Rechtsschutzes berechtigt ist?

(1)	� Wir können den Versicherungsschutz ablehnen, wenn unserer Auffas-
sung nach
a)	� die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen nach §§ 2 a) bis 2h) 

und 2 m) keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat

oder

b)	� Sie Ihre rechtlichen Interessen mutwillig wahrnehmen wollen. Mut-
willigkeit liegt dann vor, wenn die voraussichtlich entstehenden 
Kosten in einem groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg 
stehen. In diesem Fall lehnen wir Ihren Antrag auf Versicherungs-
schutz ab, weil die berechtigten Interessen der Versichertengemein-
schaft beeinträchtigt würden.

	� Die Ablehnung müssen wir Ihnen in diesen beiden Fällen unverzüg-
lich schriftlich mitteilen, und zwar mit Begründung. (»Unverzüglich« 
heißt nicht unbedingt »sofort«, sondern »ohne schuldhaftes Zögern 
bzw. so schnell wie eben möglich«.)

(2)	� Was geschieht, wenn wir eine Leistungspflicht nach § 3 a ablehnen und 
Sie damit nicht einverstanden sind?

In diesem Fall können Sie den für Sie tätigen oder noch zu beauftragen-
den Rechtsanwalt veranlassen, eine begründete Stellungnahme abzu-
geben, und zwar zu folgenden Fragen:

–	 Besteht eine hinreichende Aussicht auf Erfolg und

–	� steht die Durchsetzung Ihrer rechtlichen Interessen in einem an-
gemessenen Verhältnis zum angestrebten Erfolg?

Die Kosten für diese Stellungnahme übernehmen wir.

Die Entscheidung des Rechtsanwalts (»Stichentscheid«) ist für Sie und 
uns bindend, es sei denn, dass diese Entscheidung offenbar von der 
tatsächlichen Sach- oder Rechtslage erheblich abweicht.

(3)	� Für die Stellungnahme können wir Ihnen eine Frist von mindestens ei-
nem Monat setzen. Damit der Rechtsanwalt die Stellungnahme abgeben 
kann, müssen Sie ihn vollständig und wahrheitsgemäß über die Sach-
lage unterrichten. Außerdem müssen Sie die Beweismittel angeben. 
Wenn Sie diesen Verpflichtungen nicht rechtzeitig nachkommen, entfällt 
Ihr Versicherungsschutz. Wir sind verpflichtet, Sie auf diese mit dem 
Fristablauf verbundenen Rechtsfolgen (Verlust des Versicherungsschut-
zes) hinzuweisen.

§ 4 – �Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutz-
leistung?

(1)	� Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls, 
der nach Beginn des Versicherungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen 
Ende eingetreten ist.

	 Der Rechtsschutzfall tritt ein:
a)	� im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem Schadener-

eignis an, das dem Anspruch zu Grunde liegt;

b)	� im Beratungs-Rechtsschutz für Familien-, Lebenspartnerschafts- und 
Erbrecht gemäß § 2 k) von dem Ereignis an, das die Änderung Ihrer 
Rechtslage oder die Änderung der Rechtslage einer mitversicherten 
Person zur Folge hat;

c)	� in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem Sie oder ein 
anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschrif-
ten begangen hat oder begangen haben soll;

Hierbei werden berücksichtigt 

–	� alle Tatsachen (das heißt konkrete Sachverhalte im Gegensatz zu 
Werturteilen), 

– 	� die durch den Versicherungsnehmer und/oder den Gegner vorge-
tragen werden, 

– 	� um die jeweilige Interessenverfolgung zu stützen. 

Sollen Rechtsverstöße wechselseitig (das heißt vom Versicherungsneh-
mer und vom Gegner) begangen worden sein, werden die Verstöße 
beider Parteien berücksichtigt. Dies gilt unabhängig davon, ob die 
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Geltendmachung oder die Abwehr von Ansprüchen den Gegenstand des 
Rechtsstreites bilden. (Beispiel: Sie machen einen Anspruch auf Leistun-
gen aus Ihrer Berufsunfähigkeitsversicherung geltend. Die Versicherung 
verweigert die Zahlung mit der Begründung, Sie hätten bei Vertragsab-
schluss arglistig über Vorerkrankungen getäuscht. Rechtsschutzfall ist 
die angebliche Täuschungshandlung.) 

Für die Leistungsarten nach § 2 b), 2 c), 2 d) und 2 g) bb) und cc) besteht 
Versicherungsschutz jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten nach 
Versicherungsbeginn (Wartezeit). Bei Kauf oder Leasing eines fabrik-
neuen Motorfahrzeugs zu Lande besteht für die Leistungsart § 2 d) – 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht – keine Wartezeit.

(2)	� Wenn sich ein behaupteter Rechtsverstoß über einen Zeitraum erstreckt 
(Dauerverstoß), ist nur dessen Beginn maßgeblich. Ein solcher Dauer-
verstoß liegt vor bei sich gleichartig wiederholenden Verstößen (Bei-
spiel: Der Arbeitgeber zahlt seit Monaten keinen Lohn. Der Rechtsschutz-
fall ist der erste Lohnausfall.) oder wenn ein andauernder rechtswidriger 
Zustand herbeigeführt worden sein soll. (Beispiel: Bei Beginn eines 
Mietverhältnisses wird die Wohnung in mangelhaftem Zustand überge-
ben. Sie wird vom Vermieter erst nach mehreren Rügen des Versiche-
rungsnehmers in einen vertragsgemäßen Zustand versetzt. Der Rechts-
schutzfall ist die Übergabe der Wohnung bei Mietbeginn.)  
Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere Rechtsschutz-
fälle ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch jeder Rechts-
schutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des 
Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versiche-
rung eingetreten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen 
Zeitraum erstreckt, beendet ist.

(3)	� Ist ein Rechtsschutzfall vor Beginn des Versicherungsschutzes gemäß  
§ 7 oder während der Wartezeit eingetreten, besteht im Bereich der Privat-
Rechtschutzkombinationen nach § 21 sowie den Privat-Rechtsschutz-
kombinationen zu den Firmen-Rechtsschutzkombinationen und zur 
Landwirte-Rechtsschutzkombination sowie im Rechtsschutz für Eigen-
tümer und Mieter von Wohnungen und Grundstücken – G – nach § 29 
dennoch Rechtsschutz, wenn das betroffene Risiko seit mindestens fünf 
Jahren ununterbrochen bei uns nach dem Tarif zu diesen ARB der ÖRAG 
versichert ist.

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass Ihnen der Rechts-
schutzfall bei Abschluss des Rechtsschutzvertrages noch nicht bekannt 
ist und weder bei uns noch einer anderen Rechtsschutzversicherung 
schon gemeldet war oder gemeldet werden konnte.

(4)	 Es besteht kein Rechtsschutz, wenn 
a)	� eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des 

Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß nach 
Absatz 1 c) ausgelöst hat;

	 b)	� der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach 
Beendigung des Versicherungsschutzes für den betroffenen Ge-
genstand der Versicherung geltend gemacht wird;

	 c) 	� Sie vor Beginn des Versicherungsschutzes einen Vertrag  abgeschlos-
sen haben und Sie den Verstoß nach Absatz 1 c) durch die Ausübung 
eines Widerrufs der auf Abschluss dieses Vertrages gerichteten Wil-
lenserklärung oder einen Widerspruch gegen diese Willenserklärung 
auslösen. Dies gilt auch dann, wenn Widerruf oder Widerspruch nach 
Beginn des Versicherungsschutzes gemäß § 7 erfolgt. (Beispiel: Sie 
schließen vor Beginn des Versicherungsschutzes einen Vertrag, für 
den gesetzliches Widerrufsrecht besteht. Im versicherten Zeitraum 
widerrufen Sie diesen Vertrag. Ihr Vertragspartner weist den Widerruf 
zurück. Dies stellt den Verstoß dar. Ihr Widerruf hat diesen Verstoß 
ausgelöst. Daher besteht kein Rechtsschutz.)

(5)	� Im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) besteht kein Rechtsschutz, wenn die 
tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angele-
genheit zu Grunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem 
im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten 
sind oder eingetreten sein sollen.

§ 4 a – Was gilt bei einem Versichererwechsel?
Damit Sie bei einem Versichererwechsel möglichst keine Nachteile haben, 
haben Sie uns gegenüber Anspruch auf Versicherungsschutz in folgenden 
Fällen (dies gilt abweichend von den Regelungen § 4 Absatz 4 und 5):

–	� Der Rechtsschutzfall ist in unserer Vertragslaufzeit eingetreten. Der 
Versicherungsschutz gilt auch dann, wenn die Willenserklärung oder 
Rechtshandlung, die den Rechtsschutzfall ausgelöst hat, in die Vertrags-
laufzeit des Vorversicherers fällt.

–	� Der Rechtsschutzfall liegt zwar in der Vertragslaufzeit des Vorversicherers, 
der Anspruch wird aber erstmals später als drei Jahre nach Beendigung 
der Vorversicherung geltend gemacht. Die Meldung beim Vorversicherer 
darf jedoch nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt worden sein. 
(Beispiel für »grob fahrlässiges Verhalten«: Jemand verletzt die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße: Sie hatten einen Ver-
kehrsunfall und dadurch Rechtsverfolgungskosten, haben das aber nicht 
Ihrer Rechtsschutzversicherung gemeldet.)

–	� Der Rechtsschutzfall im Steuer-Rechtsschutz (Beispiel: Steuerbescheid) 
fällt in unsere Vertragslaufzeit, die Grundlagen für Ihre Steuer- oder 

Abgabenfestsetzung sind aber in der Vertragslaufzeit des Vorversiche-
rers eingetreten (Beispiel: Sie erhalten in unserer Vertragslaufzeit einen 
Steuerbescheid, der ein Steuerjahr in der Vertragszeit des Vorversicherers 
betrifft.)

Voraussetzung für Versicherungsschutz ist in allen eben genannten Fällen, 
dass

–	 Sie bei uns gegen dieses Risiko versichert sind und

–	� Sie bei Ihrer vorherigen Versicherung gegen dieses Risiko im gleichen 
Umfang versichert waren und

–	 der Wechsel des versicherten Risikos zu uns lückenlos erfolgt ist.

§ 5 – Welche Kosten übernehmen wir?
(1)	� Tritt der Rechtsschutzfall ein, erbringen und vermitteln wir Dienstleis-

tungen, damit Sie Ihre Interessen im nachfolgend erläuterten Umfang 
wahrnehmen können.

Wir übernehmen folgende Kosten:

a)	� Bei einem Rechtsschutzfall im Inland die Vergütung eines für Sie 
tätigen Rechtsanwalts. Wir erstatten maximal die gesetzliche Ver-
gütung eines Rechtsanwalts, der am Ort des zuständigen Gerichts 
ansässig ist oder wäre. Die gesetzliche Vergütung richtet sich nach 
dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz. 

	� Bei einer versicherten Beratung oder Gutachtenausarbeitung, die 
nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammen-
hängt, trägt der Versicherer die angemessene Vergütung bis zur 
Höhe einer 1,0 Gebühr, höchstens jedoch 250, EUR, für ein erstes 
Beratungsgespräch höchstens 190, EUR. Dies gilt auch für den 
Beratungs-Rechtsschutz nach § 2 k und die telefonische Erstbera-
tung nach § 2 n.

	� Darüber hinaus übernehmen wir die Vergütung eines weiteren 
Rechtsanwalts, wenn Sie mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen 
Gericht entfernt wohnen nach folgenden Grundsätzen:

	� Dann übernehmen wir bei Ihrer gerichtlichen Streitigkeit in den 
Leistungsarten §§ 2 a) bis 2 g) 2 l) und 2 m) weitere anwaltliche 
Kosten bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines anderen 
Rechtsanwalts, der nur den Schriftverkehr mitdem Rechtsanwalt 
am Ort des zuständigen Gerichts führt (so genannter Verkehrsan-
walt). Dies gilt allerdings nur für die erste Instanz.

b)	� Bei einem Rechtsschutzfall im Ausland tragen wir die Kosten für 
einen für Sie tätigen Rechtsanwalt. Dies kann sein entweder:

	 –	� ein am Ort des zuständigen Gerichts ansässiger, ausländischer 
Rechtsanwalt

	 oder

	 –	 ein Rechtsanwalt in Deutschland.

	� Den Rechtsanwalt in Deutschland vergüten wir so, als wäre der 
Rechtsstreit am Ort seines Rechtsanwaltsbüros in Deutschland 
gerichtlich geltend zu machen.

	 Diese Vergütung ist begrenzt auf die gesetzliche Vergütung.

	� Ist ein ausländischer Rechtsanwalt für Sie tätig und wohnen Sie 
mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht (im Ausland) 
entfernt?

	� Dann übernehmen wir zusätzlich die Kosten eines Rechtsanwalts 
an Ihrem Wohnort. Diesen Rechtsanwalt bezahlen wir dann bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwalts, der den 
Schriftverkehr mit dem Rechtsanwalt am Ort des zuständigen Ge-
richts führt (so genannter Verkehrsanwalt).

	� Die Kostenübernahme betreffend den Verkehrsanwalt gilt nur für 
die erste Instanz.

c)	� die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen 
und Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden;

d)	� die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur 
Höhe der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zuständigen 
staatlichen Gerichts erster Instanz entstehen. Die Übernahme der 
Kosten für ein außergerichtliches Konfliktbeilegungsverfahren z. B. 
Mediation richtet sich ausschließlich nach § 5 a, die Kosten des 
Sachverständigenausschusses, die eine versicherte Person nach 
den Allgemeinen Bedingungen für die Kfz-Versicherung (AKB) bei 
einer Meinungsverschiedenheit über die Schadenhöhe entspre-
chend dem Unterliegen zu übernehmen hat, werden von uns getra-
gen;

e)	� die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich 
der Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der 
Verwaltungsbehörde herangezogen werden, sowie die Kosten der 
Vollstreckung im Verwaltungswege;

f)	 die übliche Vergütung

	 aa)	� für einen öffentlich bestellten, technischen Sachverständigen oder 
eine rechtsfähige, technische Sachverständigenorganisation:

		  –	� In Fällen der Verteidigung in einem verkehrsrechtlichen 	
Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren;
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		  –	� Wenn Sie Ihre rechtlichen Interessen aus Kauf- und Repa-
raturverträgen von Kraftfahrzeugen zu Lande und Anhän-
gern wahrnehmen;

	 bb)	� darüber hinaus für einen im Ausland ansässigen Sachverstän-
digen, wenn Sie Ersatzansprüche wegen einer im Ausland ein-
getretenen Beschädigung eines Kraftfahrzeugs oder eines 
Anhängers geltend machen wollen.

g)	� Wir tragen Ihre tatsächlich entstandenen Reisekosten bis zur Höhe 
der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden 
Sätze für eine Reise zu einem ausländischen Gericht, wenn Sie dort 
als Beschuldigter oder Prozesspartei erscheinen müssen und Sie 
Rechtsnachteile nur durch Ihr persönliches Erscheinen vermeiden 
können.

h)	� die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Inter-
essen entstandenen Kosten, soweit Sie zu deren Erstattung auf-
grund eines prozessualen Kostenerstattungsanspruches verpflich-
tet sind.

i)	� Kosten, die bei einer gütlichen Einigung entstanden sind und die 
dem Verhältnis des von Ihnen angestrebten Ergebnisses zum erziel-
ten Ergebnis entsprechen. (Beispiel: Sie fordern Schadenersatz in 
Höhe von 1.000,- EUR (= 100 %). Sie einigen sich mit dem Gegner 
und erhalten einen Betrag in Höhe von 800,- EUR (= 80 %). In diesem 
Fall übernehmen wir 20 % der entstandenen Kosten – nämlich für 
den Teil, den Sie nicht durchsetzen konnten.) Dies gilt nicht, wenn 
eine hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrie-
ben ist. Dabei ist ausschließlich auf das wirtschaftliche Ergebnis 
abzustellen, andere Überlegungen wie z. B. die Vermeidung einer 
Beweisaufnahme oder das offene Prozesskostenrisiko sind nicht zu 
berücksichtigen. Der Eintritt eines Rechtsschutzfalles ist auch bei 
mit erledigten Angelegenheiten erforderlich.

j)	� die Kosten aufgrund der ersten drei Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men je Vollstreckungstitel innerhalb von 5 Jahren seit Rechtskraft 
des Vollstreckungstitels. 

k)	� Reisekosten und Auslagenvergütung eines Rechtsanwalts im Pri-
vatbereich – P – und in Rechtsschutz-Kombinationen mit – P –:

	� Wenn der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
aufgrund ärztlicher Feststellung aus gesundheitlichen Gründen an 
einen bestimmten Ort (z. B. Krankenhaus) gebunden ist und dort 
für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen in einem Rechts-
schutzfall den Besuch eines Rechtsanwaltes benötigt, dann wird im 
privaten Bereich die zusätzlich anfallende Auslagenvergütung nach 
dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) bezahlt.

(2)	 a)	� Wir erstatten die von uns zu tragenden Kosten, wenn Sie nachwei-
sen, dass Sie zu deren Zahlung verpflichtet sind oder diese Kosten 
bereits gezahlt haben;

b)	� Wenn Sie diese Kosten in fremder Währung bezahlt haben, erstat-
ten wir Ihnen diese in Euro. Als Abrechnungsgrundlage benutzen 
wir den Wechselkurs des Tages, an dem Sie die Kosten vorgestreckt 
haben.

(3)	 Einschränkung unserer Leistungspflicht
Wir können folgende Kosten nicht erstatten:

a)	� Kosten, die Sie übernommen haben, ohne rechtlich dazu verpflich-
tet zu sein;

b)	� die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechts-
schutzfall nach § 4, ausgenommen sind der Beratungs-Rechtsschutz 
(§ 2 k) die telefonische Erstberatung (§ 2 n) und Rechtsschutzfälle, die 
mit einer Beratung oder Durchführung einer Mediation nach § 5 a 
erledigt sind. Hängen mehrere Rechtsschutzfälle zeitlich und ursäch-
lich zusammen, ziehen wir zu Ihren Gunsten die Selbstbeteiligung nur 
einmal ab;

c)	� die Zwangsvollstreckungskosten für umweltgerecht zu entsorgen-
de Gefahrstoffe, Wertstoffe und Abfälle bei Grundstücken, Gebäuden 
und Gebäudeteilen sowie Aufbewahrungs- und Vernichtungskosten, 
z. B. bei der Räumungszwangsvollstreckung.

d)	� Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, wenn 
der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde;

e) 	� Kosten, die bei einer Teileintrittspflicht auf den nicht versicherten 
Teil entfallen. Treffen Ansprüche zusammen, für die teils Versiche-
rungsschutz besteht, teils nicht, tragen wir nur den Teil der ange-
fallenen Kosten, der dem Verhältnis des Wertes des gedeckten Teils 
zum Gesamtstreitwert (Quote) entspricht. Werden Sie in einem 
versicherten Sachverhalt als Gesamtschuldner in Anspruch genom-
men, tragen wir nur den Anteil der angefallenen Kosten, der Ihrer 
Haftung im Innenverhältnis gegenüber den anderen Gesamtschuld-
nern entspricht. (Beispiel: Sie kaufen gemeinsam mit Ihrem nicht 
rechtsschutzversicherten Bruder ein Haus zur Selbstnutzung mit je 
½ Miteigentumsanteil. Wegen Mängeln zahlen Sie und Ihr Bruder 
nicht den vollen Kaufpreis. Daraufhin nimmt der Verkäufer Sie allein 
auf Zahlung des gesamten einbehaltenen Kaufpreises in Anspruch. 
In diesem Fall übernehmen wir 50% der entstandenen Kosten.)

(4)	� Wir zahlen in jedem Rechtsschutzfall bis zur vereinbarten Versiche-
rungssumme. Zahlungen für Sie und mitversicherte Personen aufgrund 
desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei zusammengerechnet. Dies 
gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeit-
lich und ursächlich zusammenhängen.

(5)	 Wir sorgen für
a)	� die Übersetzung der Unterlagen, wenn dies notwendig ist, um Ihre 

rechtlichen Interessen im Ausland wahrzunehmen. Wir übernehmen 
dabei auch die Kosten, die für die Übersetzung anfallen;

b)	� die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe 
für eine Kaution, die gestellt werden muss, um Sie einstweilen von 
Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen.

c)	� die Bestellung eines im Ausland für die Wahrnehmung der rechtli-
chen Interessen des Versicherungsnehmers erforderlichen Dolmet-
schers und tragen die für dessen Tätigkeit entstehenden Kosten.

(6)	� Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend
a)	� in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Bera-

tungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-
recht (§ 2 k) für Notare;

b)	� im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) für Angehörige der steuerberatenden 
Berufe;

c)	 für zugelassene Rechtsbeistände;

d)	� bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort an-
sässige rechts- und sachkundige Bevollmächtigte.

(7)	 Künftige Bedingungsverbesserungen
Werden die Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 
(ARB) der ÖRAG für einen zukünftigen Tarif ausschließlich zum Vorteil 
des Versicherungsnehmers und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten 
die Bedingungsverbesserungen (Leistungen) mit sofortiger Wirkung 
auch für den nach diesen ARB abgeschlossenen Vertrag.

§ 5 a – �Einbeziehung des außergerichtlichen Mediations-
verfahrens

(1)	� Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtlichen Konflikt-
beilegung, bei dem die Parteien des Konflikts mit Hilfe der Moderation 
eines neutralen Dritten, des Mediators, eine eigenverantwortliche Pro-
blemlösung erarbeiten. Anspruch auf Rechtsschutz für ein Mediations-
verfahren besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles nach § 4, wenn 
bei den nach § 5 a (2) bezeichneten versicherten Leistungsarten der 
außergerichtliche Bereich versichert ist. 

Wir schlagen Ihnen einen Mediator zur Durchführung des Mediations-
verfahrens in Deutschland vor und tragen dessen auf Sie entfallene 
Kosten im Rahmen von § 5 a (3). 

Die Mediation kann in Anwesenheit der Beteiligten, telefonisch oder 
auch online erfolgen. 

(2)	� Der Versicherungsschutz für Mediation ist für die Leistungsarten §§ 2 a) bis 
2 k und 2 m) möglich. Versicherungsschutz für die Mediation besteht nicht 
bei Rechtsschutzfällen im Ausland. Ausnahme: Sie und Ihr Konfliktpartner 
sind in Deutschland wohnhaft und das Verfahren der außergerichtlichen 
Konfliktbeilegung findet in Deutschland nach deutschem Recht statt.

(3)	� Kommt mit unserer Hilfe zwischen den Parteien ein Mediationsvertrag 
zur Durchführung der Mediation zustande, tragen wir den auf Sie ent-
fallenden Anteil an den Kosten des von uns vermittelten Mediators bis 
zu 2.000,- EUR je Mediation, für alle im Kalenderjahr eingeleiteten Me-
diationen jedoch nicht mehr als 4.000,- EUR. Sind am Mediationsver-
fahren auch nicht versicherte Personen beteiligt, übernehmen wir die 
Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu nicht versicherten Perso-
nen. Ausnahme: Sie und die andere Partei haben sich bereits auf einen 
anderen Mediator geeinigt. Dann tragen wir entsprechend der vorste-
henden Grenze von 2.000 EUR Mediationskosten anteilig dessen Kosten.

(4)	� Für die Tätigkeit des Mediators sind wir nicht verantwortlich. Dies be-
deutet, dass dieser Ihnen gegenüber selbst und unmittelbar haftet.

Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten 
die Bestimmungen der §§ 1, 3, 4, 7 bis 14, 16, 17 und 20 entsprechend.

§ 6 – Wo gilt die Rechtsschutzversicherung?
(1)	 Hier haben Sie Versicherungsschutz

Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder eine Behörde in 
folgenden Gebieten gesetzlich zuständig ist oder wäre und Sie Ihre 
Rechtsinteressen dort verfolgen:

–	 in Europa,

–	 in den Anliegerstaaten des Mittelmeers,

–	 auf den Kanarischen Inseln,

–	 den Azoren oder auf Madeira.

Ausnahmen: Steuer-, Sozialgerichts-, Verwaltungs- und Opfer-Rechts-
schutz (siehe § 2 e), § 2 f), § 2 g), § 2 l) gelten nur vor deutschen Gerichten. 

Haben Sie Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- 
und Erbrecht (siehe § 2 k) versichert sowie bei der telefonischen Erst-
beratung nach § 2 n) können Sie sich nur von einem in Deutschland 
zugelassenen Rechtsanwalt beraten lassen.
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(2)	 Hier haben Sie Versicherungsschutz mit Einschränkungen:
a)	� Für die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen außerhalb des 

Geltungsbereichs nach § 6 Absatz 1 tragen wir im Rahmen der ver-
einbarten Leistungsarten bei Auslandsaufenthalten die notwendi-
gen Rechtskosten, insbesondere die Vergütung des von Ihnen 
beauftragten ausländischen Rechtsanwalts bis zu dem Betrag, der 
sich bei entsprechender Anwendung des Rechtsanwaltsvergütungs-
gesetzes (RVG) ergeben würde, höchstens jedoch 200.000,- EUR je 
Rechtsschutzfall. Wir leisten unter folgenden Voraussetzungen:

	 –	� Ihr Rechtsschutzfall außerhalb des Geltungsbereiches nach  
§ 6 Absatz 1 muss dort während eines höchstens zweijährigen 
Aufenthalts eingetreten sein,

	 –	� der Versicherungsschutz darf nicht auf deutsche Gerichte be-
schränkt sein (siehe Ausnahme zu § 6 Absatz 1).

b)	� Für Internet-Rechtsschutzfälle außerhalb des Geltungsbereiches 
nach Absatz 1 beträgt die Deckungssumme 200.000 EUR je Rechts-
schutzfall.

2. �Nach welchen Regeln richtet sich das Vertrags-
verhältnis zwischen Ihnen und uns?

§ 7 – Wann beginnt der Versicherungsschutz?
(1)	� Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein an-

gegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, 
dass Sie den ersten oder den einmaligen Beitrag unverzüglich nach 
Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins zahlen. 
(»Unverzüglich« heißt nicht unbedingt »sofort», sondern »ohne schuld-
haftes Zögern bzw. so schnell wie eben möglich«.)

Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt (d.h.: sie gilt in jedem Fall).

(2)	� Bereits bei Stellung des Versicherungsantrages kann vereinbart werden, 
dass der Versicherungsschutz vor Einlösung des Versicherungsscheines 
beginnt. Hierfür bedarf es einer entsprechenden schriftlichen Zusage 
des Versicherers oder einer hierzu bevollmächtigten Person (vorläufige 
Deckung). Die vorläufige Deckung endet spätestens nach drei Monaten.

(3)	� Die vorläufige Deckung endet mit dem Zugang der Erklärung des Ver-
sicherers bei dem Versicherungsnehmer, dass er den Antrag auf Ab-
schluss des Versicherungsvertrages ablehnt; sie endet auch, wenn der 
Versicherungsnehmer einem vom Antrag abweichenden Versicherungs-
schein widerspricht, von einem Widerrufsrecht nach § 8 VVG oder einem 
Widerspruchsrecht nach § 5 VVG Gebrauch macht. In diesen Fällen ge-
bührt dem Versicherer der anteilige Beitrag bis zur Beendigung der 
vorläufigen Deckung.

(4)	� Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag 
angenommen, der erste Beitrag aber nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach Vorlage oder Übersendung des Versicherungsscheines bei dem 
Versicherer eingegangen ist. Weicht der dem Versicherungsnehmer 
zugesandte Versicherungsschein vom Inhalt des Antrages ab und gilt 
die Abweichung als genehmigt, weil der Versicherungsnehmer nicht 
innerhalb eines Monates nach Erhalt des Versicherungsscheines wider-
sprochen hat, tritt die vorläufige Deckung rückwirkend außer Kraft, wenn 
der Versicherungsschein nicht innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf 
der Monatsfrist eingelöst wird.

§ 8 – Für welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen?
(1)	 Vertragsdauer

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abge-
schlossen.

(2)	 Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 
Vertrag um jeweils ein weiteres Jahr, wenn der Vertrag nicht gekündigt 
wird. Kündigen können sowohl Sie als auch wir. Die Kündigung muss 
Ihnen oder uns spätestens drei Monate vor dem Ablauf der Vertragszeit 
in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) zugehen.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren können Sie den Vertrag 
schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres 
kündigen. Ihre Kündigung muss uns spätestens drei Monate vor Ablauf 
des jeweiligen Jahres in Textform zugehen.

(3)	 Vertragsbeendigung
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

§ 9 – Was ist bei der Zahlung des Beitrags zu beachten?
A.	 Beitrag und Versicherungssteuer

Der Versicherungsbeitrag enthält die Versicherungsteuer, die Sie in der 
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten haben.

B.	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag

(1)	 Fälligkeit der Zahlung
Wenn Sie den Versicherungsschein von uns erhalten, müssen Sie den 
ersten Beitrag unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen bezahlen. (»Un-
verzüglich« heißt nicht unbedingt »sofort«, sondern »ohne schuldhaftes 

Zögern bzw. so schnell wie eben möglich«.) Ist Zahlung des Jahresbei-
trags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag die erste Rate des ersten 
Jahresbeitrags.

(2)	 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
Wenn Sie den ersten Beitrag zu einem späteren Zeitpunkt bezahlen, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem späteren Zeitpunkt. 
Auf diese Folge einer verspäteten Zahlung müssen wir Sie allerdings 
aufmerksam gemacht haben, und zwar in Textform (z. B. Brief, Fax, E-
Mail) oder durch einen auffallenden Hinweis im Versicherungsschein.

Wenn Sie uns nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung nicht ver-
schuldet haben, beginnt der Versicherungsschutz zum vereinbarten 
Zeitpunkt.

(3)	 Rücktritt
Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig bezahlen, können wir vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht bezahlt ist. Wir können 
nicht zurücktreten, wenn Sie nachweisen, dass Sie die verspätete Zah-
lung nicht verschuldet haben.

C.	 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

(1)	 Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

(2)	 Verzug 
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, geraten Sie in 
Verzug, auch ohne dass Sie eine Mahnung von uns erhalten haben. Wir 
sind dann berechtigt, Ersatz für den Schaden zu verlangen, der uns durch 
den Verzug entstanden ist. Sie geraten nicht in Verzug, wenn Sie die 
verspätete Zahlung nicht verschuldet haben.

(3)	� Folgen bei verspäteter Zahlung für unterjährige Versicherungsperioden
Sind Sie mit der Zahlung des Beitrages für eine unterjährige Versiche-
rungsperiode in Verzug geraten, so sind alle Beiträge bis zum Erreichen 
der Mindestvertragslaufzeit von einem Jahr sofort fällig.

(4)	 Zahlungsaufforderung
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, können wir 
Ihnen eine Zahlungsfrist einräumen. Das geschieht in Textform (z. B. 
Brief, Fax, E-Mail) und auf Ihre Kosten. Diese Zahlungsfrist muss min-
destens zwei Wochen betragen.

Unsere Zahlungsaufforderung ist nur wirksam, wenn sie folgende Infor-
mationen enthält:

–	� die ausstehenden Beträge, die Zinsen und die Kosten müssen im 
Einzelnen beziffert sein und

–	� die Rechtsfolgen müssen angegeben sein, die nach § 9 C Absatz 4 
mit der Fristüberschreitung verbunden sind.

(5)	 Fristüberschreitung
–	� Verlust des Versicherungsschutzes

	� Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch nicht bezahlt 
haben, haben Sie ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung keinen Ver-
sicherungsschutz.

	� Allerdings müssen wir Sie bei unserer Zahlungsaufforderung nach 
§ 9 C Absatz 4  auf den Verlust des Versicherungsschutzes hinge-
wiesen haben.

–	� Kündigung des Versicherungsvertrags

	� Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch nicht bezahlt 
haben, können wir den Vertrag kündigen, ohne eine Frist einzuhal-
ten. Allerdings müssen wir Sie bei unserer Zahlungsaufforderung 
nach § 9 C Absatz 4 auf die fristlose Kündigungsmöglichkeit hin
gewiesen haben.

	� Wenn wir Ihren Vertrag gekündigt haben und Sie danach innerhalb 
eines Monats den angemahnten Betrag bezahlen, besteht der Ver-
trag fort. Dann aber haben Sie für Rechtsschutzfälle, die zwischen 
dem Ablauf der Zahlungsfrist und Ihrer Zahlung eingetreten sind, 
keinen Versicherungsschutz.

D.	 Rechtzeitige Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

(1)	� Wenn Sie mit uns die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart haben, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn

–	 der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann

und

–	 Sie der Einziehung nicht widersprechen.

�Was geschieht, wenn der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden nicht einge-
zogen werden kann? In diesem Fall ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn Sie nach einer Aufforderung in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) 
unverzüglich zahlen. (»Unverzüglich« heißt nicht unbedingt »sofort«, son-
dern »ohne schuldhaftes Zögern, bzw. so schnell wie eben möglich«.)

(2)	 Beendigung des Lastschriftverfahrens
Wenn Sie dafür verantwortlich sind, dass der fällige Beitrag nicht ein-
gezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig eine andere Zah-
lungsweise zu verlangen. Sie müssen jedoch erst dann zahlen, wenn wir 
Sie dazu in Textform aufgefordert haben.

(3)	 Ankündigung eines unterjährigen Lastschrifteinzugs
Ist eine unterjährige Zahlungsweise vereinbart, erfolgt eine Ankündi-
gung der Einziehung des Beitrags nur zur Hauptfälligkeit, sofern der 
Beitrag zu den Nebenfälligkeiten unverändert bleibt.



Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung der ÖRAG 9|22

E.	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

In diesem Fall haben wir nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der dem 
Zeitraum des Versicherungsschutzes entspricht. Das gilt, soweit gesetzlich 
nicht etwas anderes bestimmt ist.

§ 10 – Beitragsanpassung
(1)	 Warum nehmen wir eine Beitragsanpassung vor?

Die Beiträge sind Ihre Gegenleistung für unser Leistungsversprechen. 
Wir benötigen die Beiträge, damit wir unsere Leistungsverpflichtungen 
in allen versicherten Schadensfällen erfüllen können. Wir prüfen deshalb 
jährlich, ob der Beitrag wegen einer Veränderung des Schadensbedarfs 
anzupassen ist.

Die Ermittlung des Veränderungswerts (siehe § 10 Absatz 2) kann dazu 
führen, dass der Beitrag erhöht oder gesenkt wird oder in der bisherigen 
Höhe bestehen bleibt.

(2)	� Ermittlung des Veränderungswerts als Grundlage der Beitragsanpassung
Der ermittelte Veränderungswert ist maßgeblich für die Frage, ob der 
Beitrag in der bisherigen Höhe bestehen bleibt.

(2.1) �Statistische Ermittlung durch einen unabhängigen Treuhänder
Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden Jah-
res einen Veränderungswert für die Beitragsanpassung. Der Treuhänder 
legt bei seiner Ermittlung die Daten einer möglichst großen Zahl von 
Unternehmen, die die Rechtsschutzversicherung anbieten, zugrunde, 
so dass der von ihm ermittelte Wert den gesamten Markt der Rechts-
schutzversicherung bestmöglich widerspiegelt.

Der Ermittlung des Veränderungswerts liegt folgende Fragestellung 
(Berechnungsmethode) zugrunde:

Um wie viel Prozent hat sich im letzten Kalenderjahr der Bedarf für Zah-
lungen (das heißt: das Produkt von Schadenhäufigkeit und Durchschnitt 
der Schadenzahlungen) gegenüber dem vorletzten Kalenderjahr (Be-
zugsjahre) erhöht oder vermindert?

(Als Schadenhäufigkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl der in diesem 
Jahr gemeldeten Versicherungsfälle, geteilt durch die Anzahl der im Jah-
resmittel versicherten Risiken. Mit anderen Worten: die Schadenhäufigkeit 
gibt an, für wie viel Prozent der versicherten Verträge ein Schaden gemel-
det worden ist. Um den Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalen-
derjahres zu berechnen, werden alle in diesem Jahr erledigten Versiche-
rungsfälle betrachtet. Die Summe der insgesamt geleisteten Zahlungen 
für diese Versicherungsfälle wird durch deren Anzahl geteilt.)

Veränderungen, die aus Leistungsverbesserungen (zum Beispiel: Ein-
schluss einer neuen Leistungsart) herrühren, berücksichtigt der Treu-
händer nur, wenn die Leistungsverbesserungen in beiden Vergleichs-
jahren zum Leistungsinhalt gehörten.

	� Der Treuhänder ermittelt den Veränderungswert getrennt für folgende 
Vertragsgruppen, gemäß
	 § 23,

	 §§ 22, 24, 25, 28 und 29,

	 §§ 21 und 27,

	 § 26

nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert. Innerhalb jeder 
Vertragsgruppe wird der Veränderungswert getrennt für Verträge mit 
und ohne Selbstbeteiligung ermittelt. Die so ermittelten Veränderungs-
werte gelten jeweils einheitlich für alle in der Gruppe zusammengefass-
ten Verträge mit bzw. ohne Selbstbeteiligung.

Der Treuhänder rundet einen nicht durch 2,5 teilbaren Veränderungswert 
auf die nächst geringere positive durch 2,5 teilbare Zahl ab (Beispiels-
weise wird 8,4 % auf 7,5 % abgerundet.) bzw. auf die nächst größere 
negative durch 2,5 teilbare Zahl auf (Beispielsweise wird -8,4 % auf -7,5 
% aufgerundet.) ab. Veränderungswerte im Bereich von -5 % bis +5 % 
werden nicht gerundet.

(2.2) Ermittlung aufgrund unternehmenseigener Zahlen
Auf der Grundlage unserer unternehmenseigenen Zahlen ermittelten wir 
bis zum 1. Juli eines jeden Jahres den für unser Unternehmen individuel-
len Veränderungswert. Dabei wenden wir die für die Ermittlung durch den 
unabhängigen Treuhänder geltenden Regeln entsprechend an.

(3)	� Welches ist der für die Anpassung des Beitrags maßgebliche Verände-
rungswert?
Grundsatz: Für die Beitragsanpassung (Erhöhung oder Senkung) ist 
grundsätzlich der Veränderungswert maßgeblich, den der unabhängige 
Treuhänder ermittelt hat (siehe § 10 Absatz 2.1).

Ausnahme: Wir vergleichen unseren unternehmensindividuellen Ver-
änderungswert mit dem vom Treuhänder nach § 10 Absatz 2.1 ermittelten 
Wert. Unser unternehmensindividueller Wert ist dann für die Beitrags-
anpassung maßgeblich, wenn dieser Vergleich ergibt, dass unser Wert 
unter dem vom Treuhänder ermittelten Wert liegt und dies auch in den 
zwei letzten Kalenderjahren der Fall ist, in denen eine Beitragsanpas-
sung zulässig war. Die zu betrachtenden Kalenderjahre müssen nicht 
notwendig unmittelbar aufeinander folgen.

(4)	 Unterbleiben einer Beitragsanpassung
Eine Beitragsanpassung unterbleibt, wenn der vom unabhängigen Treu-
händer ermittelte Veränderungswert (siehe § 10 Absatz 2.1) geringer 

+5 % oder größer -5 % ist. Dieser Veränderungswert wird bei der Er-
mittlung der Voraussetzungen für die nächste Beitragsanpassung mit 
berücksichtigt (Dies geschieht, indem das Bezugsjahr solange beibe-
halten wird, bis die 5 % Grenze erreicht wird. Es wird immer der Bedarf 
für Zahlungen aus dem jeweiligen Vorjahr mit dem Bedarf für Zahlungen 
aus dem „festgehaltenen“ Bezugsjahr verglichen.)

Unabhängig von der Höhe des Veränderungswerts unterbleibt eine 
Beitragsanpassung bei Verträgen, bei denen seit dem Versicherungs-
beginn noch nicht 12 Monate abgelaufen sind.

(5)	 Erhöhung oder Senkung des Beitrags
Wenn der maßgebliche Veränderungswert +5 % oder mehr beträgt, sind 
wir berechtigt, den Beitrag entsprechend zu erhöhen. Der angepasste 
Beitrag darf nicht höher sein als der für Neuverträge geltende Tarifbei-
trag. Wenn der maßgebliche Veränderungswert -5 % oder weniger be-
trägt, sind wir verpflichtet, den Beitrag entsprechend zu senken.

(6)	 Wann wird die Beitragsanpassung wirksam?
Die Beitragsanpassung wird zu Beginn des zweiten Monats wirksam, 
der auf unsere Mitteilung über die Beitragsanpassung folgt. Sie gilt für 
alle Beiträge, die nach unserer Mitteilung ab einschließlich 1. Oktober 
fällig werden.

In der Mitteilung weisen wir Sie auf Ihr außerordentliches Kündigungs-
recht hin.

(7)	 Ihr außerordentliches Kündigungsrecht
Wenn sich der Beitrag erhöht, können Sie den Versicherungsvertrag mit 
sofortiger Wirkung kündigen. Sie können frühestens jedoch zu dem 
Zeitpunkt kündigen, an dem die Beitragserhöhung wirksam wird. Ihre 
Kündigung muss uns innerhalb eines Monats zugehen, nachdem Ihnen 
unsere Mitteilung über die Beitragsanpassung zugegangen ist.

Wenn sich der Beitrag ausschließlich wegen einer Erhöhung der Versi-
cherungssteuer erhöht, steht Ihnen das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung nicht zu.

§ 11 – �Wie wirkt sich eine wesentliche Veränderung Ihrer 
persönlichen oder sachlichen Verhältnisse auf die 
Beitragshöhe aus?

(1)	� Wenn nach Vertragsabschluss ein Umstand eintritt, der einen höheren 
als den vereinbarten Versicherungsbeitrag rechtfertigt, können wir von 
da ab diesen höheren Beitrag verlangen. Denn damit sichern wir eine 
höhere Gefahr ab (Beispiel: Sie haben den Verkehrs-Rechtsschutz des § 
23 für ein Fahrzeug versichert und Sie schaffen sich jetzt als zweites 
Fahrzeug ein Motorrad an.).

Wenn wir diese höhere Gefahr auch gegen einen höheren Beitrag nicht 
versichern können, müssen wir die Absicherung gegen diese Gefahr 
ausschließen.

In folgenden Fällen können Sie den Versicherungsvertrag kündigen:

Ihr Beitrag erhöht sich um mehr als 10 Prozent oder wir lehnen die 
Absicherung der höheren Gefahr ab. 

In diesen Fällen können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats, nach-
dem Ihnen unsere Mitteilung zugegangen ist, ohne eine Frist kündigen. 
In unserer Mitteilung müssen wir Sie auf Ihr Kündigungsrecht hinweisen.

Nachdem wir von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erhalten haben, 
müssen wir unser Recht auf Beitragsänderung innerhalb eines Monats 
ausüben.

(2)	� Wenn nach Vertragsabschluss ein Umstand eintritt, der einen niedrigeren 
als den vereinbarten Versicherungsbeitrag rechtfertigt, können wir von 
da ab nur noch diesen niedrigeren Beitrag verlangen. Sie müssen uns 
diesen Umstand innerhalb von zwei Monaten anzeigen. Wenn Sie uns 
nach Ablauf von zwei Monaten informieren, wird Ihr Versicherungsbeitrag 
erst zu dem Zeitpunkt herabgesetzt, zu dem Sie uns informiert haben.

(3)	� Wenn wir Sie auffordern, uns die zur Beitragsberechnung erforderlichen 
Angaben zu machen, müssen Sie uns diese innerhalb eines Monats 
zuschicken. Wenn Sie dieser Verpflichtung nicht nachkommen, können 
wir den Versicherungsvertrag mit einer Frist von einem Monat kündigen. 
Es sei denn, Sie weisen uns nach, dass Sie nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig gehandelt haben. (Beispiel für „grob fahrlässiges Verhalten“: 
Jemand verletzt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich 
hohem Maße.)

In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz:

Sie machen innerhalb der Frist vorsätzlich falsche Angaben.

Sie unterlassen vorsätzlich erforderliche Angaben.

Der Versicherungsfall tritt später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
ein, zu dem Sie uns über die Gefahrerhöhung hätten informieren müs-
sen. Ihr Versicherungsschutz entfällt nicht, wenn uns die zur Beitrags-
berechnung erforderlichen Angaben bereits bekannt waren.

Wenn Sie grob fahrlässig Angaben verschwiegen oder unrichtige Angaben 
gemacht haben, können wir den Umfang unserer Leistungen kürzen, und 
zwar in einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechendem Verhältnis.

Sie müssen nachweisen, dass Sie nicht grob fahrlässig gehandelt haben. 
(Beispiel für „grob fahrlässiges Verhalten“: Jemand verletzt die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße.)



Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung der ÖRAG10|22

Ausnahme: In folgenden Fällen haben Sie trotzdem Versicherungsschutz: 

Sie weisen uns nach, dass die Veränderung weder den Eintritt des Versi-
cherungsfalls beeinflusst noch den Umfang unserer Leistung erhöht hat. 

Die Frist für unsere Kündigung ist abgelaufen und wir haben nicht ge-
kündigt.

Die soeben beschriebenen Regelungen werden nicht angewandt, wenn 
die Veränderung so unerheblich ist, dass diese nicht zu einer Erhöhung 
der Beiträge führen würde oder ersichtlich ist, dass diese Veränderung 
mitversichert sein soll.

§ 12 – �Was geschieht, wenn der Versicherungsnehmer ver-
stirbt, oder bei Wegfall des versicherten Interesses?

(1)	� Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungs-
schutz bis zum Ende der Versicherungsperiode, wenn der Beitrag am To-
destag gezahlt war und die Versicherung nicht aus sonstigen Gründen 
beendet oder ein Wegfall des Gegenstands der Versicherung gegeben ist. 
Wenn der nächste fällige Beitrag bezahlt wird, bleibt der Versicherungs-
schutz in dem am Todestag bestehenden Umfang bestehen.

Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den gezahlt wurde, wird 
anstelle des Verstorbenen Versicherungsnehmer. Er kann innerhalb 
eines Jahres nach dem Todestag verlangen, dass der Versicherungsver-
trag vom Todestag an beendet wird.

(2)	� Ist der Versicherungsschutz nicht mehr nötig, weil sich die äußeren 
Umstände geändert haben? (Beispiel: Sie teilen uns mit, dass Sie in den 
Ruhestand gegangen sind und den Berufs-RS nicht mehr benötigen.) 
Dann gilt Folgendes (wenn der Versicherungsschutz nicht für Mitversi-
cherte benötigt wird):

Der Versicherungsschutz für den weggefallenen Gegenstand der Versi-
cherung endet, sobald wir erfahren haben, dass die Veränderung einge-
treten ist. Beiträge stehen uns nur anteilig bis zu diesem Zeitpunkt zu.

(3)	� Wechseln Sie das im Versicherungsschein bezeichnete, selbst genutzte 
Objekt (Wohnung oder Gewerbeeinheit), geht der Versicherungsschutz 
mit dem Bezug auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechtsschutz-
fälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit 
sie erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das 
gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen 
und vor dessen geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten.

§ 13 – �In welchen Fällen kann der Vertrag vorzeitig 
gekündigt werden?

(1)	� Nach jedem Eintritt eines Rechtsschutzfalls haben Sie im Nachgang zur 
Bestätigung unserer Eintrittspflicht das Recht, den Vertrag vorzeitig zu 
kündigen. 

Das Kündigungsrecht gilt auch bei einer unberechtigten Ablehnung des 
Versicherungsschutzes.

Die Kündigung muss uns innerhalb eines Monats nach unserer Rechts-
schutzentscheidung zugehen.

(2)	� Sind mindestens zwei Rechtsschutzfälle innerhalb von zwölf Monaten 
eingetreten und besteht für diese Versicherungsschutz? In diesem Fall 
können auch wir den Vertrag vorzeitig kündigen.

Wann müssen wir kündigen? Die Kündigung muss Ihnen innerhalb eines 
Monats zugehen, nachdem wir unsere Leistungspflicht für den zweiten 
oder einen weiteren Rechtsschutzfall bestätigt haben. Die Kündigung 
muss schriftlich erfolgen. 

Rechtsschutzfälle aus dem Bereich der telefonischen Erstberatung nach 
§ 2 n) lösen kein außerordentliches Kündigungsrecht aus.

(3)	� Wenn Sie kündigen, wird Ihre Kündigung wirksam, sobald sie uns zugeht. 
Sie können jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren 
Zeitpunkt wirksam wird; spätestens jedoch am Ende des Versicherungs-
jahres. Unsere Kündigung wird einen Monat, nachdem Sie sie erhalten 
haben, wirksam.

§ 14 – �Wann verjähren die Ansprüche aus dem Versiche-
rungsvertrag?

(1)	 Gesetzliche Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 
Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs.

(2)	� Die Verjährung wird ausgesetzt (»gehemmt«): Wenn Sie einen Anspruch 
aus Ihrem Versicherungsvertrag bei uns angemeldet haben, ist die Ver-
jährung ausgesetzt. Die Aussetzung wirkt von der Anmeldung bis zu 
dem Zeitpunkt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Textform (z. B. 
Brief, Fax, E-Mail) zugeht (D.h.: bei der Berechnung der Verjährungsfrist 
berücksichtigen wir zu Ihren Gunsten den Zeitraum von der Meldung 
bis zum Eintreffen unserer Entscheidung bei Ihnen nicht).

§ 15 – �Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen?
(1)	� Versicherungsschutz besteht für Sie und im jeweils bestimmten Umfang 

für die in § 21 bis § 29 oder im Versicherungsschein genannten sonsti-
gen Personen.

Außerdem besteht Versicherungsschutz für Ansprüche, die natürlichen 
Personen kraft Gesetzes dann zustehen, wenn Sie oder eine mitversi-
cherte Person verletzt oder getötet wurden. (Eine »natürliche Person« 
ist ein Mensch, im Gegensatz zur »juristischen Person«; das ist z. B. eine 
GmbH, eine AG oder ein eingetragener Verein).

Sind Sie oder eine mitversicherte Person durch eine Straftat nach  
§ 2 l) getötet worden, besteht Rechtsschutz für die Beteiligung als Ne-
benkläger gemäß § 2 l) für den jeweiligen Ehegatten/eingetragenen 
Lebenspartner oder eine andere Person aus dem Kreis der jeweiligen 
Kinder, Eltern und Geschwister.

(2)	 Mitversicherte Lebenspartner sind der:
a)	 eheliche oder eingetragene Lebenspartner

b)	 nicht eheliche oder nicht eingetragene Lebenspartner 

Die Mitversicherung des nicht ehelichen oder nicht eingetragenen Le-
benspartners setzt voraus, dass bei Eintritt des Rechtsschutzfalles eine 
häusliche Lebensgemeinschaft mit einem gemeinsamen Erstwohnsitz 
besteht und weder Sie noch Ihr Lebenspartner anderweitig verheiratet 
sind oder eine andere eingetragene Lebenspartnerschaft besteht.

(3)	� Für mitversicherte Personen gelten die Sie betreffenden Bestimmungen 
sinngemäß. Sie können jedoch widersprechen, wenn eine mitversicher-
te Person Rechtsschutz verlangt.

§ 16 – �Was ist bei Anzeigen und Erklärungen uns gegen-
über zu beachten?

(1)	� Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind in Textform 
(z. B. Brief, Fax, E-Mail) abzugeben. Sie sollen an die Hauptverwaltung 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zu-
ständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

Die Anzeige von Rechtsschutzfällen kann bei der Hauptverwaltung auch 
telefonisch erfolgen.

(2)	� Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, genügt 
für eine Willenserklärung, die Ihnen gegenüber abzugeben ist, die Ab-
sendung eines eingeschriebenen Briefs an die letzte uns bekannte 
Anschrift. Die Erklärung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie 
Ihnen ohne die Anschriftenänderung bei regelmäßiger Beförderung 
zugegangen sein würde.

3. Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten?

§ 17 – �Welche Rechte und Pflichten bestehen nach Eintritt 
eines Rechtsschutzfalles?

Obliegenheiten bezeichnen sämtliche Verhaltensregeln, die Sie und die 
versicherten Personen beachten müssen, um den Anspruch auf Versiche-
rungsschutz zu erhalten.

(1)	� Was müssen Sie tun, wenn ein Rechtsschutzfall eintritt und Sie Versi-
cherungsschutz brauchen?

a)	� Sie müssen den Rechtsschutzfall unverzüglich – gerne auch telefo-
nisch – unserer Hauptverwaltung anzeigen. (»Unverzüglich« heißt 
nicht unbedingt »sofort«, sondern »ohne schuldhaftes Zögern bzw. 
so schnell wie eben möglich«.)

b)	� Sie sind verpflichtet, uns vollständig und wahrheitsgemäß über 
sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalls zu unterrichten und

	 –	 alle Beweismittel anzugeben und

	 –	 uns Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung stellen.

	� Sämtliche von Ihnen eingereichte Unterlagen werden mit der Über-
sendung gleichzeitig in unser Eigentum übertragen;

c)	� Kosten verursachende Maßnahmen müssen Sie mit uns abstimmen, 
soweit dies für Sie zumutbar ist. (Beispiele für Kosten verursachen-
de Maßnahmen: Erhebung einer Klage oder Einlegung eines Rechts-
mittels)

	 d)	� Bei Eintritt des Rechtsschutzfalls müssen Sie – soweit möglich – dafür 
sorgen, dass der Schaden vermieden bzw. verringert wird (entspre-
chend § 82 Versicherungsvertragsgesetz. § 82 bestimmt z. B. in Absatz 
1: »Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles 
nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens 
zu sorgen«). D.h., Sie müssen die Kosten für die Rechtsverfolgung 
(Beispiel: Rechtsanwalts-, Gerichtskosten, Kosten der Gegenseite) so 
gering wie möglich halten. 

	� Maßnahmen zur Geringhaltung der Rechtsverfolgungskosten ist 
z. B. die Geltendmachung gleich gelagerter Ansprüche in einer ein-
zigen Klage (z. B. in Fällen, in denen es um unterschiedliche Ansprü-
che auf Grund des gleichen Lebenssachverhalts geht).

	� Im Hinblick auf die Minderung des Schadens müssen Sie Weisungen 
von uns befolgen, soweit das für Sie zumutbar ist. Sie haben dann 
auch den von Ihnen beauftragten Rechtsanwalt entsprechend der 
Weisung zu beauftragen. Außerdem müssen Sie Weisungen von 
uns einholen, wenn die Umstände dies gestatten.



Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung der ÖRAG 11|22

(2)	� Wir bestätigen Ihnen den Umfang des Versicherungsschutzes, der für 
den konkreten Rechtsschutzfall besteht. Ergreifen Sie jedoch Maßnah-
men zur Durchsetzung Ihrer rechtlichen Interessen, bevor wir den Um-
fang des Versicherungsschutzes bestätigt haben und entstehen durch 
solche Maßnahmen Kosten, dann tragen wir nur die Kosten, die wir bei 
einer Bestätigung des Versicherungsschutzes vor Einleitung dieser Maß-
nahmen zu tragen gehabt hätten.

(3)	� Sie haben das Recht auf freie Rechtsanwaltswahl, d.h. den Rechtsanwalt 
können Sie aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren Vergü-
tung wir nach § 5 Absatz 1 a) und b) tragen. An eine Empfehlung durch 
uns sind Sie nicht gebunden.

Haben Sie Ihren Rechtsanwalt noch nicht beauftragt, können wir dies 
in Ihrem Namen tun.

(4)	 Wir wählen den Rechtsanwalt aus,

–	 wenn Sie das verlangen oder

–	� wenn Sie keinen Rechtsanwalt benennen und uns die umgehende 
Beauftragung eines Rechtsanwalts notwendig erscheint.

�Wenn wir den Rechtsanwalt auswählen, beauftragen wir ihn in Ihrem 
Namen, so dass ein Mandatsvertrag zwischen Ihnen und dem beauf-
tragten Rechtsanwalt entsteht. Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts  
sind wir nicht verantwortlich.

(5)	� Sie müssen nach der Beauftragung des Rechtsanwalts Folgendes tun:

	 –	 Ihren Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß unterrichten,

–	 die Beweismittel angeben,

–	 die möglichen Auskünfte erteilen,

–	 die notwendigen Unterlagen beschaffen und

–	� uns auf Verlangen Auskunft über den Stand Ihrer Angelegenheit 
geben.

(6)	� Wenn Sie eine der in den Absätzen 1 bis 5 genannten Obliegenheiten 
vorsätzlich verletzen, verlieren Sie Ihren Versicherungsschutz.

Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind wir berechtigt, 
unsere Leistung zu kürzen, und zwar in einem der Schwere Ihres Ver-
schuldens entsprechenden Verhältnis. (Beispiel für »grob fahrlässiges 
Verhalten«: Jemand verletzt die erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich 
hohem Maße.)

Wenn Sie eine Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit nach Eintritt 
des Rechtsschutzfalls verletzen, kann auch dies zum vollständigen oder 
teilweisen Wegfall des Versicherungsschutzes führen. Dies setzt jedoch 
voraus, dass wir Sie vorher durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. 
Brief, Fax, E-Mail) über diese Pflichten informiert haben.

Der Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn Sie nachweisen, dass 
Sie die Obliegenheiten nicht grob fahrlässig verletzt haben.

Der Versicherungsschutz bleibt auch in folgendem Fall bestehen:

Sie weisen nach, dass die Obliegenheitsverletzung nicht die Ursache war

–	 für den Eintritt des Rechtsschutzfalls,

–	 für die Feststellung des Rechtsschutzfalls oder

–	� für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistung (Beispiel: Sie 
haben die Einlegung des Rechtsmittels mit uns nicht abgestimmt. 
Bei nachträglicher Prüfung hätten wir jedoch auch bei rechtzeitiger 
Abstimmung die Kostenübernahme bestätigt.)

Der Versicherungsschutz bleibt nicht bestehen, wenn Sie Ihre Obliegen-
heit arglistig verletzt haben.

(7)	� Ihre Ansprüche auf Versicherungsleistungen können Sie nur mit unse-
rem schriftlichen Einverständnis abtreten. (»Abtreten« heißt: Sie über-
tragen Ihre Ansprüche auf Versicherungsleistung, die Sie uns gegenüber 
haben, auf Ihren Rechtsanwalt oder eine andere Person.)

(8)	� Wenn ein anderer (Beispiel: Ihr Prozessgegner) Ihnen Kosten der Rechts-
verfolgung erstatten muss, dann geht dieser Anspruch auf uns über, 
soweit wir diese Kosten bereits beglichen haben.

Sie müssen uns die Unterlagen aushändigen, die wir brauchen, um 
diesen Anspruch durchzusetzen. Bei der Durchsetzung des Anspruchs 
müssen Sie auch mitwirken, wenn wir das verlangen.

Wenn Sie diese Pflicht vorsätzlich verletzen und wir deshalb diese Kosten 
von den anderen nicht erstattet bekommen, dann müssen wir über die 
geleisteten Kosten hinaus keine weiteren Kosten mehr erstatten. Wenn 
Sie grob fahrlässig gehandelt haben, sind wir berechtigt, die Kosten in 
einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Sie müssen beweisen, dass Sie nicht grob fahrlässig gehandelt 
haben. (Beispiel für »grob fahrlässiges Verhalten«: Jemand verletzt die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße).

In manchen Fällen kann es nach Abschluss eines Rechtsschutzfalls auch 
zu Rückzahlungen kommen, die ganz oder teilweise uns zustehen könn-
ten und daher an uns zurückgezahlt werden müssen. Bitte setzen Sie 
sich daher bei einem Geldeingang unverzüglich mit uns in Verbindung. 
Wir klären dann gemeinsam ab, wem der Betrag zusteht, und vermeiden 
so spätere Rückforderungen.

(»Unverzüglich« heißt nicht unbedingt »sofort«, sondern »ohne schuld-
haftes Zögern bzw. so schnell wie eben möglich«).

(9)	� Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene 
Fahrerlaubnis haben, zum Fahren des Fahrzeugs berechtigt sein und 
das Fahrzeug muss zugelassen bzw. mit einem Versicherungskennzei-
chen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht 
Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Personen, die von diesem 
Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten; 
bei grob fahrlässiger Unkenntnis einer versicherten Person ist der Ver-
sicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob 
fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte 
Person oder der Fahrer nachweist, dass der Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war.

§ 18 – (entfallen)

§ 19 – (entfallen)

§ 20 – �Welches Gericht ist für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag zuständig und welches Recht ist anzuwenden?

(1)	 Anzuwendendes Recht
Für diesen Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht.

(2)	 Klagen gegen das Versicherungsunternehmen
Wenn Sie uns verklagen wollen, können Sie die Klage an folgenden 
Orten einreichen:

–	� am Sitz unseres Versicherungsunternehmens oder am Sitz der für 
Ihren Vertrag zuständigen Niederlassung,

oder

–	� wenn Sie eine natürliche Person sind, auch am Gericht Ihres Wohn-
sitzes.

�(Eine »natürliche Person« ist ein Mensch, im Gegensatz zur »juristischen 
Person«; das ist z. B. eine GmbH, eine AG oder ein eingetragener Verein).

�Haben Sie keinen Wohnsitz, können Sie die Klage am Gericht Ihres ge-
wöhnlichen Aufenthalts einreichen.

(3)	 Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Wenn wir Sie verklagen müssen, können wir die Klage an folgenden 
Orten einreichen:

	 –	� Wenn Sie eine natürliche Person sind, am Gericht Ihres Wohnsitzes. 
(Eine »natürliche Person« ist ein Mensch, im Gegensatz zur »juris-
tischen Person «; das ist z. B. eine GmbH, eine AG oder ein einge-
tragener Verein).

	� Haben Sie keinen Wohnsitz, können wir die Klage am Gericht Ihres ge-
wöhnlichen Aufenthalts einreichen.

	 –	� Wenn Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt ist, am Sitz unseres Versiche-
rungsunternehmens oder am Sitz der für Ihren Vertrag zuständigen 
Niederlassung.

	 –	� Wenn Sie eine juristische Person sind oder eine Offene Handelsge-
sellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft, ist das 
Gericht an Ihrem Sitz oder Ihrer Niederlassung zuständig.

4. �In welchen Formen wird der Rechtsschutz 
angeboten?

4.1 Formen des privaten Versicherungsschutzes

§ 21 – �Privat-Rechtsschutzkombination – PVHB – 
Privat-Rechtsschutzbausteine: Privat, Verkehr, Haus 
und Wohnung, Beruf

(1)	� Versicherungsschutz besteht für Ihren privaten und beruflichen Bereich. 
Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen im ursächlichen Zusammenhang mit einer gewerblichen, 
freiberuflichen oder sonstigen selbständigen Tätigkeit.

(2)	 Mitversichert sind
a)	 Ihr Lebenspartner,

b)	 Ihre minderjährigen Kinder,

c)	� Ihre unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längs-
tens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer 
angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten. 
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d)	� alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berech-
tigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertrags-
dauer auf Sie, Ihren mitversicherten Lebenspartner oder die mitver-
sicherten Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Personen-
kreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Ge-
brauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers,

e)	� Angehörige ab 60 Jahre, die nicht mehr erwerbstätig sind, mit Ihnen 
im selben Haus leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind. Ihre 
Eltern sind auch bei Aufenthalt in einer Pflegeunterkunft mitversichert.

	� Für diese Angehörigen besteht jedoch kein Rechtsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwer-
ber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug),

f)	� Ihre minderjährigen Enkelkinder, wenn sie sich in Ihrer Obhut be-
finden. 

(3)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������� (§ 2 a),

Arbeits-Rechtsschutz����������������������������������������������������������������������������� (§ 2 b),

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
�(für alle von Ihnen und ggf. mitversicherten Personen  
nach § 21 Absatz 2 a) – c) im Inland zu eigenen Wohn- 
zwecken selbst genutzte private Wohneinheiten,  
Garagen und Kraftfahrzeug-Abstellplätze, Dauer- 
camping-Stellplätze und Schrebergärten)������������������������������������������(§ 2 c),

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht ����������������������������������� (§ 2 d),

Steuer-Rechtsschutz 
�(einschließlich Steuer-Rechtsschutz für alle selbst  
genutzten, privaten Wohneinheiten im Inland – H –)��������������������� (§ 2 e),

Sozial-Rechtsschutz vor Verwaltungsbehörden������������������������� (§ 2 f, aa ),

Sozial-Rechtsschutz vor Gerichten����������������������������������������������� (§ 2 f, bb),

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen���������������������������(§ 2 g, aa),

Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten���������������������������������� (§ 2 g, bb),

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz��������������������������������������������� (§ 2 h),

Straf-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 i ),

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz������������������������������������������������� (§ 2 j ),

Beratungs-Rechtsschutz im Familien-,  
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht ������������������������������������������������� (§ 2 k),

Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (Opfer-RS)��������������� (§ 2 l ),

Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n).

(4)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 i) ( Straf-Rechtsschutz ) 
wird im beruflichen Bereich um die Sonderbedingungen für den Spezi-
al-Straf-Rechtsschutz der ÖRAG ( SSR ) gemäß Klausel 76 erweitert. 
Abweichend von § 1 SSR bezieht sich der Versicherungsschutz auf Ihre 
berufliche Tätigkeit und auch auf die berufliche Tätigkeit der ggf. mit-
versicherten Person als Arbeitnehmer oder als Beamter.

(5)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 b) Arbeits-Rechtsschutz 
wird erweiternd zu § 4 1) c) im Falle eines schriftlichen Angebots des 
Arbeitgebers zur Aufhebung des Arbeitsvertrages (Aufhebungsverein-
barung) ohne Rechtsschutzfall auf die Übernahme von bis zu 1.000,- EUR 
Rechtsanwaltskosten ausgedehnt.

(6)	� Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines 
Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft; die Führereigenschaft ist 
versichert.

(7)	� Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz für die selbst genutzte, 
private Wohneinheit – H –, Leistungsumfang siehe § 24, kann ausge-
schlossen werden.

(8)	� Der Berufs-Rechtsschutz – B –, Leistungsumfang siehe § 25, kann aus-
geschlossen werden. Sozialrechtliche Rechtsschutzfälle aus ehemaligen 
Arbeitsverhältnissen von Ruheständlern sind vom Versicherungsschutz 
des Bausteins P umfasst.

(9)	� Wenn durch den Abschluss der Privat-Rechtsschutzkombination eine 
Doppelversicherung im Verkehrsbereich entsteht, ist der Versicherungs-
schutz gegenüber dem bereits vor Abschluss bestehenden Verkehrs-
Rechtsschutzvertrag subsidiär.

§ 22 – Privat-Rechtsschutz – P –
(1)	� Versicherungsschutz besteht für Ihren privaten Bereich. Für die Wahr-

nehmung rechtlicher Interessen im ursächlichen Zusammenhang mit 
dem gesamten beruflichen Bereich der versicherten Personen, dies 
betrifft selbständige wie auch nichtselbständige Tätigkeiten, besteht 
kein Versicherungsschutz. Sozialrechtliche Rechtsschutzfälle aus ehe-
maligen Arbeitsverhältnissen von Ruheständlern sind jedoch vom Ver-
sicherungsschutz umfasst.

(2)	 Mitversichert sind 
a)	 Ihr Lebenspartner,

b)	� Ihre unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft lebenden Kinder, jedoch längstens bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche 
Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten,

c)	� Angehörige ab 60 Jahre, die nicht mehr erwerbstätig sind, mit 
Ihnen im selben Haus leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet 
sind. Ihre Eltern sind auch bei Aufenthalt in einer Pflegeunterkunft 
mitversichert.

d)	� Ihre minderjährigen Enkelkinder, wenn sie sich in Ihrer Obhut be-
finden. 

(3)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������� (§ 2 a),

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht ����������������������������������� (§ 2 d),

Steuer-Rechtsschutz 
(ohne Steuer-Rechtsschutz nach § 24 Absatz 2, § 29 Absatz 2)������� (§ 2 e),

Sozial-Rechtsschutz vor Verwaltungsbehörden�������������������������� (§ 2 f, aa),

Sozial-Rechtsschutz vor Gerichten����������������������������������������������� (§ 2 f, bb),

Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten���������������������������������� (§ 2 g, bb),

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz��������������������������������������������� (§ 2 h),

Straf-Rechtsschutz���������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 i),

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz�������������������������������������������������� (§ 2 j),

Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, 
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht ������������������������������������������������� (§ 2 k), 

Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (Opfer-RS)���������������� (§ 2 l),

Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n).

(4)	� Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und 
Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhängers.

(5)	� Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung Ihrer recht-
lichen Interessen im ursächlichen  Zusammenhang mit einer nach §§ 24 
und 29 versicherbaren Eigenschaft als Eigentümer, Vermieter, Verpäch-
ter, Mieter, Pächter oder sonst Nutzungsberechtigter von Grundstücken, 
Gebäuden oder Gebäudeteilen. Nutzungsrechte der Versicherten an 
Grabplätzen sind mitversichert.

§ 23 – Verkehrs-Rechtsschutz – V –
(1)	� Versicherungsschutz besteht für Sie in Ihrer Eigenschaft als Eigentümer 

oder Halter jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdau-
er auf Sie zugelassenen oder auf Ihren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen und als Mieter jedes von ihnen als Selbstfahrer-
Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten 
Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz 
erstreckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fah-
rer oder berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge.

(2)	� Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge gemäß 
Absatz 1 beschränkt werden. Als gleichartig gelten jeweils Krafträder, 
Personenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahr
zeuge, Omnibusse sowie Anhänger.

(3)	� Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versiche-
rungsschutz für ein oder mehrere im Versicherungsschein bezeichnete 
Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhänger  
(Fahrzeug) besteht, auch wenn diese nicht auf Sie zugelassen oder nicht 
auf Ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen sind.

(4)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������� (§ 2 a),

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht ����������������������������������� (§ 2 d),

Steuer-Rechtsschutz ����������������������������������������������������������������������������� (§ 2 e),

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen����������������������������(§ 2 g, aa)

Straf-Rechtsschutz���������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 i),

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz�������������������������������������������������� (§ 2 j),

Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n).

(5)	� Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen 
werden.

(6)	� Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den Fällen 
der Absätze 1 und 2 auch für Verträge, mit denen der Erwerb von Motor-
fahrzeugen zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vorübergehenden 
Eigengebrauch bezweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf Sie 
zugelassen oder nicht mit einem auf Ihren Namen ausgestellten Versi-
cherungskennzeichen versehen werden.

(7)	� Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im 
Vertrags- und Sachenrecht für Sie auch bei der Teilnahme am öffentli-
chen Verkehr in Ihrer Eigenschaft als
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a)	� Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder Ihnen gehört noch auf Sie zu-
gelassen oder nicht auf Ihren Namen ausgestellten Versicherungs-
kennzeichen versehen ist,

b)	 Fahrgast,

c)	 Fußgänger und

d)	 Radfahrer.

(8)	� Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs Monaten 
kein Fahrzeug mehr auf Sie zugelassen und auch kein Fahrzeug mit 
einem auf Ihren Namen ausgestellten Versicherungskennzeichen ver-
sehen, können Sie unbeschadet Ihres Rechtes auf Herabsetzung des 
Beitrages gemäß § 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versicherungsver-
trages mit sofortiger Wirkung verlangen.

(9)	� Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf 
sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das 
an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug). 
Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen 
Fällen auf den Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten Er-
werb des Folgefahrzeuges zugrunde liegt.

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist uns in-
nerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu be-
zeichnen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz 
nur, wenn Sie die Anzeige- und Bezeichnungspflicht ohne Verschulden 
oder leicht fahrlässig versäumt haben. Bei grob fahrlässigem Verstoß 
gegen diese Obliegenheiten sind wir berechtigt, unsere Leistung in 
einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Weisen Sie nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahr-
lässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der Versicherungs-
schutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachweisen, dass die Verletzung 
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der uns oblie-
genden Leistung ursächlich war.

Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versicherten Fahr-
zeuges erworben, bleibt dieses bis zu seiner Veräußerung, längstens 
jedoch bis zu einem Monat nach dem Erwerb des Folgefahrzeuges ohne 
zusätzlichen Beitrag mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges inner-
halb eines Monates vor oder innerhalb eines Monates nach der Veräu-
ßerung des versicherten Fahrzeuges wird vermutet, dass es sich um ein 
Folgefahrzeug handelt.

(Der Baustein Verkehr – V – ist auch für Selbständige/Unternehmen etc. 
möglich)

§ 24 – Rechtsschutz für Haus und Wohnung – H –
(1)	� Versicherungsschutz besteht für Sie in Ihrer im Versicherungsschein 

bezeichneten Eigenschaft als
a)	 Eigentümer,

b)	 Mieter,

c)	 Nutzungsberechtigter

einer selbst genutzten, privaten Wohneinheit.

Im Inland sind alle zu eigenen Wohnzwecken selbst genutzten, privaten 
Wohneinheiten, Garagen, Kraftfahrzeug-Abstellplätze, Dauercamping-
Stellplätze und Schrebergärten des Versicherungsnehmers, seines Le-
benspartners und der mitversicherten Kinder mitversichert. 

(2)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz��������������������������������������(§ 2 c),

Steuer-Rechtsschutz ����������������������������������������������������������������������������� (§ 2 e),

Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n).

§ 25 – Berufs-Rechtsschutz – B –
(1)	� Versicherungsschutz besteht für Ihren beruflichen Bereich für die Ausübung 

nichtselbständiger Tätigkeiten. Kein Versicherungsschutz besteht für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen im ursächlichen Zusammenhang mit 
einer gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen selbständigen Tätigkeit.

(2)	 Mitversichert sind
a)	 Ihr Lebenspartner,

b)	� Ihre unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft lebenden Kinder, jedoch längstens bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche 
Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������� (§ 2 a),

Arbeits-Rechtsschutz����������������������������������������������������������������������������� (§ 2 b),

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht ����������������������������������� (§ 2 d),

Steuer-Rechtsschutz ����������������������������������������������������������������������������� (§ 2 e),

Sozial-Rechtsschutz vor Verwaltungsbehörden�������������������������� (§ 2 f, aa),

Sozial-Rechtsschutz vor Gerichten����������������������������������������������� (§ 2 f, bb),

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz��������������������������������������������� (§ 2 h),

Straf-Rechtsschutz���������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 i),

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz�������������������������������������������������� (§ 2 j),

Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n),

Opfer-Rechtsschutz �������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 l).

(4)	� Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und 
Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhängers.

(5)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 i) ( Straf-Rechtsschutz ) wird 
im beruflichen Bereich um die Sonderbedingungen für den Spezial-Straf-
Rechtsschutz der ÖRAG ( SSR ) gemäß Klausel 76 erweitert. Abweichend 
von § 1 SSR steht der Versicherungsschutz ausschließlich für eine beruf-
liche Tätigkeit als Arbeitnehmer oder als Beamter zur Verfügung.

(6)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 b) Arbeits-Rechtsschutz 
wird erweiternd zu § 4 Absatz 1) c) im Falle eines schriftlichen Angebots 
des Arbeitgebers zur Aufhebung des Arbeitsvertrages (Aufhebungsver-
einbarung) ohne Rechtsschutzfall auf die Übernahme von bis zu 1.000,- 
EUR Rechtsanwaltskosten ausgedehnt.

4.2 Formen des Firmen-Rechtsschutzes

§ 26 – �Firmen-Rechtsschutzkombination – AVG –  
mit Privat-Rechtsschutzkombination – PVHB –  
gemäß § 21 ARB Firmen-Rechtsschutzbausteine:  
Arbeitgeber-Rechtsschutz, Verkehrs-Rechtsschutz, 
Gewerberaum-Rechtsschutz; 
Privat-Rechtsschutzbausteine:  
Privat, Verkehr, Haus und Wohnung, Beruf

(1)	 Versicherungsschutz besteht
a)	� für Ihre im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freibe-

rufliche oder sonstige selbständige Tätigkeit,

b)	� für Sie als Versicherungsnehmer oder für eine andere im Versiche-
rungsschein genannte Person auch im privaten Bereich und für die 
Ausübung nichtselbständiger Tätigkeiten entsprechend § 21 ARB. 
Im Rahmen der Privat-Rechtsschutzkombination PVHB besteht kein 
Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im ursächlichen Zusammenhang mit einer gewerblichen, freiberuf-
lichen oder sonstigen selbständigen Tätigkeit.

(2)	 Mitversichert sind
	 a)	� Ihr Lebenspartner oder der Lebenspartner der gemäß Absatz 1 b) 

genannten Person,

	 b)	 die minderjährigen Kinder,

	 c)	� die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längs-
tens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer 
angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten,

	 d)	� alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und be-
rechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der 
Vertragsdauer auf Sie, die in Absatz 1 b) genannte Person, deren 
mitversicherter Lebenspartner oder deren mitversicherte Kinder 
zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskenn-
zeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als Selbstfah-
rer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten 
Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers,

	 e)	� Angehörige ab 60 Jahre, die nicht mehr erwerbstätig sind, mit Ihnen 
im selben Haus leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind. Eltern 
sind auch bei Aufenthalt in einer Pflegeunterkunft mitversichert.

	� Für diese Angehörigen besteht jedoch kein Rechtsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwer-
ber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug).

	 f)	� Ihre minderjährigen Enkelkinder, wenn sie sich in Ihrer Obhut des 
Versicherungsnehmers befinden.

	 g)	� die von Ihnen beschäftigten Personen in Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit für Sie.

(3)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������� (§ 2 a),

Arbeits-Rechtsschutz 
�einschließlich Rechtsschutz für die gerichtliche  
Abwehr von Ansprüchen nach dem Allgemeinen  
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) im Zusammen- 
hang mit der Anbahnung von Arbeitsverhältnissen.����������������������� (§ 2 b),

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
�(für alle von Ihnen und ggf. mitversicherten Personen  
nach § 21 Absatz 2 a) – c) im Inland selbst genutzten, privaten  
Wohneinheiten, Garagen und Kraftfahrzeug-Abstellplätze,  
Schrebergärten und Dauercamping-Stellplätze. 
�sowie Grundstücks-Rechtsschutz für ein im Versicherungs- 
schein bezeichnetes selbst genutztes Gewerbeobjekt – G –. ��������(§ 2 c),
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Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
�für den privaten Bereich, die Ausübung nichtselbständiger 
Tätigkeiten und im ursächlichen Zusammenhang mit der Eigenschaft 
als Eigentümer oder Halter von nicht nur zum  
vorübergehenden Eigengebrauch zugelassenen  
Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern und als  
Leasingnehmer oder Mieter derartiger Fahrzeuge. ����������������������� (§ 2 d),

Steuer-Rechtsschutz 
(einschließlich Steuer-Rechtsschutz für die versicherten  
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile) ������������������������������������� (§ 2 e),

Sozial-Rechtsschutz vor Verwaltungsbehörden 
für den privaten Bereich und die Ausübung  
nichtselbständiger Tätigkeiten.������������������������������������������������������ (§ 2 f, aa),

Sozial-Rechtsschutz vor Gerichten����������������������������������������������� (§ 2 f, bb),

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen���������������������������(§ 2 g, aa),

Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten in  
sonstigen Angelegenheiten des privaten Bereichs������������������ (§ 2 g, bb),

Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten in  
sonstigen Angelegenheiten des gewerblichen  
und freiberuflichen Bereiches ������������������������������������������������������� (§ 2 g, cc),

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz��������������������������������������������� (§ 2 h),

Straf-Rechtsschutz���������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 i),

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz�������������������������������������������������� (§ 2 j),

Beratungs-Rechtsschutz im Familien-,  
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht ������������������������������������������������� (§ 2 k),

Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (Opfer-RS)���������������� (§ 2 l),

�Daten-Rechtsschutz  
für die nach Absatz 1 a) im Versicherungsschein  
bezeichnete Tätigkeit. ��������������������������������������������������������������������������(§ 2 m),

Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n).

(4)	� Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines 
Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft. 

(5)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 i) (Straf-Rechtsschutz) 
wird im beruflichen Bereich für die Tätigkeit als Arbeitnehmer oder als 
Beamter um die Sonderbedingungen für den Spezial-Straf-Rechtsschutz 
der ÖRAG ( SSR ) gemäß Klausel 76 erweitert. Abweichend von § 1 SSR 
steht der Versicherungsschutz ausschließlich für die berufliche Tätigkeit 
als Arbeitnehmer oder als Beamter zur Verfügung.

(6)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 b) Arbeits-Rechtsschutz 
in der Privat-Rechtsschutzkombination PVHB wird erweiternd zu § 4 
Absatz 1 c) im Falle eines schriftlichen Angebots des Arbeitgebers zur 
Aufhebung des Arbeitsvertrages (Aufhebungsvereinbarung) ohne 
Rechtsschutzfall auf die Übernahme von bis zu 1.000,- EUR Rechtsan-
waltskosten ausgedehnt.

§ 27 – �Landwirte-Rechtsschutzkombination – AVGS – 
mit Privat-Rechtsschutzkombination – PVHB – 
Landwirte-Rechtsschutzbausteine:  
Arbeitgeber-Rechtsschutz, Verkehrs-Rechtsschutz, 
Grundstücks-Rechtsschutz für Land- oder Forstwirt-
schaft, Spezial-Straf-Rechtsschutz 
Privat-Rechtsschutzbausteine:  
Privat, Verkehr, Haus und Wohnung, Beruf

(1)	� Versicherungsschutz besteht für Ihren beruflichen Bereich als Inhaber 
des im Versicherungsschein bezeichneten land- oder forstwirtschaftli-
chen Betriebes sowie für Ihren privaten Bereich und die Ausübung 
nichtselbständiger Tätigkeiten.

(2)	 Mitversichert sind
a)	 Ihr Lebenspartner,

b)	 die minderjährigen Kinder,

c)	� die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längs-
tens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer 
angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten. 

d)	� alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berech-
tigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Ver-
tragsdauer auf Sie, Ihren mitversicherten Lebenspartner oder die 
mitversicherten Kinder und die nach Absatz 2 e) und 2 f) mitversi-
cherten Personen zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Personen-
kreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Ge-
brauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers,

e)	� die im Versicherungsschein genannten, in Ihrem versicherten Be-
trieb tätigen Mitinhaber sowie deren Lebenspartner und die min-
derjährigen Kinder dieser Personen,

	 f)	� der im Versicherungsschein genannte Altenteiler, der Hoferbe sowie 
deren Lebenspartner und die minderjährigen Kinder dieser Personen,

	 g)	� Angehörige ab 60 Jahre, die nicht mehr erwerbstätig sind, mit Ihnen 
im selben Haus leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind. Eltern 
sind auch bei Aufenthalt in einer Pflegeunterkunft mitversichert

		�  Für diese Angehörigen besteht jedoch kein Rechtsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwer-
ber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug),

	 h)	� Ihre minderjährigen Enkelkinder, wenn sie sich in Ihrer Obhut befinden,

	 i)	� die im land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigten Per-
sonen in Ausübung ihrer Tätigkeit für den Betrieb.

(3)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������� (§ 2 a),

Arbeits-Rechtsschutz 
einschließlich Rechtsschutz für die gerichtliche Abwehr  
von Ansprüchen nach dem Allgemeinen Gleichbehand- 
lungsgesetz (AGG) im ursächlichen  Zusammenhang  
mit der Anbahnung von Arbeitsverhältnissen . ������������������������������� (§ 2 b),
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
für land- oder forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke,  
Gebäude oder Gebäudeteile (– H – und – G –) sowie für alle  
im Inland zu eigenen Wohnzwecken selbst genutzte private  
Wohneinheiten, Garagen und Kraftfahrzeug-Abstellplätze,  
Dauercamping-Stellplätze und Schrebergärten des  
Versicherungsnehmers und der unter § 27 Absatz 2 a) – c) und  
2 e) – f) genannten mitversicherten Personen ����������������������������������(§ 2 c),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht ����������������������������������� (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz 
einschließlich Steuer-Rechtsschutz für die  
versicherten Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile��������������� (§ 2 e),
Sozial-Rechtsschutz vor Verwaltungsbehörden 
für den privaten Bereich, und die Ausübung  
nichtselbständiger Tätigkeiten ������������������������������������������������������ (§ 2 f, aa),
Sozial-Rechtsschutz vor Gerichten����������������������������������������������� (§ 2 f, bb),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen���������������������������(§ 2 g, aa),
Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten���������������������������������� (§ 2 g, bb),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz��������������������������������������������� (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz���������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz�������������������������������������������������� (§ 2 j),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-,  
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht ������������������������������������������������� (§ 2 k),
Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (Opfer-RS)���������������� (§ 2 l),
Daten-Rechtsschutz  
ausgeschlossen sind der private Bereich und die  
Ausübung nichtselbständiger Tätigkeiten ��������������������������������������(§ 2 m),
Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n).

(4)	� Soweit es sich nicht um Krafträder, Personen- oder Lastkraftwagen, die 
privat bzw. landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder in einem mitver-
sicherten Nebenbetrieb genutzt werden handelt, besteht kein Rechts-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, 
Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von Fahrzeugen.

(5)	� Rechtsschutz besteht abweichend von § 3 Absatz 2 c) auch für Rechts-
streitigkeiten aus Verträgen bezüglich Lieferungen und Leistungen von 
und an Genossenschaften. 

(6)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 i) ( Straf-Rechtsschutz ) 
wird im beruflichen Bereich für die Tätigkeit als Arbeitnehmer oder als 
Beamter um die Sonderbedingungen für den Spezial-Straf-Rechtsschutz 
der ÖRAG ( SSR ) gemäß Klausel 76 erweitert. Abweichend von § 1 SSR 
steht der Versicherungsschutz ausschließlich für die berufliche Tätigkeit 
als Arbeitnehmer oder als Beamter zur Verfügung.

(7)	� Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 b) Arbeits-Rechtsschutz in 
der Privat-Rechtsschutzkombi PVHB wird erweiternd zu § 4 Absatz 1 c) im 
Falle eines schriftlichen Angebots des Arbeitgebers zur Aufhebung des 
Arbeitsvertrages (Aufhebungsvereinbarung) ohne Rechtsschutzfall auf die 
Übernahme von bis zu 1.000,- EUR Rechtsanwaltskosten ausgedehnt.

(8)	� Gewerbesteuerpflichtige landwirtschaftliche Nebenbetriebe sind bis 
zu einem Gesamtjahresumsatz von 20.000,- EUR vom Versicherungs-
schutz umfasst.

(9)	� Abweichend von § 3 Absatz 1 b) aa) besteht Versicherungsschutz für 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im ursächlichen Zusammen-
hang mit dem Erwerb und der Veräußerung eines Grundstücks, das 
ausschließlich landwirtschaftlichen Zwecken des versicherten Betriebes 
dient. 
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§ 28 – �Arbeitgeber-Rechtsschutz, Rechtsschutz für Firmen 
und Vereine – A –

(1)	 Versicherungsschutz besteht
a)	� für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufliche 

oder sonstige selbständige Tätigkeit des Versicherungsnehmers. Mit-
versichert sind die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen 
in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer;

b)	� für Vereine sowie deren gesetzliche Vertreter, Angestellte und Mit-
glieder, soweit diese im Rahmen der Aufgaben tätig sind, die ihnen 
gemäß der Satzung obliegen.

(2)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz��������������������������������������������������������������� (§ 2 a),

Arbeits-Rechtsschutz����������������������������������������������������������������������������� (§ 2 b),

Sozial-Rechtsschutz vor Gerichten����������������������������������������������� (§ 2 f, bb),

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz��������������������������������������������� (§ 2 h),

Straf-Rechtsschutz���������������������������������������������������������������������������������� (§ 2 i),

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz�������������������������������������������������� (§ 2 j),

Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten (Opfer-RS). . . . . . . .         (§ 2 l),

Daten-Rechtsschutz 
für die nach Absatz 1 b) versicherten Tätigkeiten im  
Rahmen satzungsgemäßer Aufgaben.����������������������������������������������(§ 2 m),

Telefonische Erstberatung ������������������������������������������������������������������� (§ 2 n).

(3)	� Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und 
Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhängers und selbst fahrenden Arbeitsmaschinen.

4.3 Sonstige Formen des Versicherungsschutzes

§ 29 – �Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von 
Wohnungen und Grundstücken – G –

(1)	� Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner 
im Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als
a)	 Eigentümer,

b)	 Vermieter,

c)	 Verpächter,

d)	 Mieter,

e)	 Pächter,

f)	 Nutzungsberechtigter

von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungs-
schein bezeichnet sind. 

Zu a), d), e) und f): 

Im Inland sind alle zu eigenen Wohnzwecken selbst genutzten, privaten 
Wohneinheiten, Garagen, Kraftfahrzeug-Abstellplätze, Dauercamping-
Stellplätze und Schrebergärten des Versicherungsnehmers, seines Le-
benspartners und der mitversicherten Kinder mitversichert. 

(2)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz� (§ 2 c),

Steuer-Rechtsschutz � (§ 2 e),

Telefonische Erstberatung� (§ 2 n).

Spezialklauseln (Auszug)

Klausel 59  
Sonderbedingungen für den Vermögensschaden-Rechts-
schutz der Aufsichtsräte, Beiräte, Vorstände, Unterneh-
mensleiter und Geschäftsführer (VRB)

§ 1	Gegenstand der Versicherung
(1)	� Der Versicherer sorgt für die notwendige gerichtliche Wahrnehmung 

der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers und trägt die dem 
Versicherungsnehmer hierbei entstehenden Kosten, wenn dieser auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen wegen des Ersatzes von 
Vermögensschäden gerichtlich in Anspruch genommen wird. Die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen ist notwendig, wenn sie hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.

(2)	� Vermögensschaden ist jeder Schaden, der weder Personenschaden 
(Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung der Gesundheit von 
Menschen) noch Sachschaden (Beschädigung, Verderben, Vernichtung 
oder Abhandenkommen von Sachen) ist und sich auch nicht aus solchen 
Schäden herleitet. Als Sachen gelten insbesondere auch Geld und geld-
werte Zeichen.

(3)	� Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer gewährt in seiner 
Eigenschaft als

a)	 Aufsichtsrats-, Verwaltungsrats- oder Beiratsmitglied,

b)	 Vorstandsmitglied,

c)	 Leiter oder

d)	 Geschäftsführer

einer juristischen Person, soweit deren Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland liegt. Die Eigenschaft, für die Versicherungsschutz gewährt 
wird, und die juristischen Personen, für die der Versicherungsnehmer 
tätig ist, sind im Versicherungsschein zu bezeichnen. Offene Handels-
gesellschaften und Kommanditgesellschaften werden juristischen Per-
sonen gleichgestellt.

(4)	� Aufgrund besonderer Vereinbarung kann der Versicherungsschutz auf 
Versicherungsfälle, die bis zu zwei Jahre vor Versicherungsbeginn ein-
getreten sind, erweitert werden. Für die vor Versicherungsbeginn einge-
tretenen Versicherungsfälle wird nur Versicherungsschutz gewährt, soweit 
diese weder dem Versicherungsnehmer noch dem Begünstigten bei 
Abschluss der besonderen Vereinbarung bekannt waren.

§ 2	Rechtsschutz für Dritte
(1)	� Der Versicherungsvertrag kann auch vom Versicherungsnehmer zuguns-

ten des jeweiligen Inhabers einer bestimmten Stellung in dessen nach 
§ 1 Absatz 3 versicherbarer Eigenschaft abgeschlossen werden. Es kön-
nen auch Vorstand, Aufsichtsrat oder Beirat beziehungsweise alle Leiter 
oder Geschäftsführer einer juristischen Person in einem Vertrag versi-
chert werden.

(2)	� Bei einem Versicherungsvertrag gemäß Absatz 1 kann nur derjenige 
Versicherungsansprüche geltend machen, zu dessen Gunsten der Ver-
sicherungsnehmer den Versicherungsvertrag abgeschlossen hat. Ist 
eine Personenmehrheit der Begünstigte, kann jedes Mitglied der Per-
sonenmehrheit Versicherungsansprüche geltend machen. Alle hinsicht-
lich des Versicherungsnehmers geltenden Bestimmungen sind sinnge-
mäß für und wider den Begünstigten anzuwenden.

§ 3	Anzuwendendes Recht
(1)	� Soweit in den Versicherungsbedingungen für den Vermögensschaden-

Rechtsschutz oder im Versicherungsvertrag nicht anders bestimmt ist, 
gelten die §§ 1 bis 20 der Allgemeinen Bedingungen für die Rechts-
schutzversicherung der ÖRAG (ARB).

(2)	� Abweichend von § 3 ARB trägt der Versicherer nicht die Kosten einer 
negativen Feststellungsklage, eines Streitbeitritts oder einer Streitver-
kündung des Versicherungsnehmers, es sei denn, dass der Versicherer 
sich zu deren Übernahme schriftlich bereit erklärt.

(3)	� Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Abwehr von Haft-
pflichtansprüchen,

a)	� wegen wissentlicher Pflichtverletzung oder vorsätzlicher Herbei-
führung eines Vermögensschadens,

b)	� die aufgrund Vertrages oder besonderer Zusage über den Umfang 
der gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen.

Klausel 60

Klausel zu §§ 21, 22 und 25 ARB der ÖRAG 
– Single-Rechtsschutz –
Abweichend von §§ 21, 22 und 25 ARB ist der Versicherungsschutz für einen 
Lebenspartner ausgeschlossen.
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Klausel 61

Klausel zu §§ 26 oder 28 ARB der ÖRAG  
– Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht vor Gerichten –
(1)	� Der Versicherungsschutz für die Ausübung der im Versicherungsschein 

bezeichneten gewerblichen, freiberuflichen und sonstigen selbständi-
gen Tätigkeit gemäß §§ 26 und 28 ARB kann auf die gerichtliche Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen aus-
gedehnt werden, soweit er nicht in den Leistungsarten nach § 2 a), b) 
und c) ARB enthalten ist.

Bei Deckungsschutz durch eine Haftpflichtversicherung besteht der 
Versicherungsschutz nur subsidiär.

Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen aus dem Bereich des Handelsvertreterrechtes.

(2)	� Abweichend von Ziffer 1 kann der Versicherungsschutz auf die gericht-
liche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem Bereich des Han-
delsvertreterrechtes ausgedehnt werden für

	 a)	� Handelsvertreter, soweit diese Verträge über die Anschaffung, Ver-
äußerung oder Gebrauchsüberlassung von Waren vermitteln oder 
im fremden Namen abschließen,

	 b)	� natürliche und juristische Personen gegenüber den für sie tätigen 
Handelsvertretern, soweit diese Verträge über die Anschaffung, 
Veräußerung oder Gebrauchsüberlassung von Waren vermitteln 
oder abschließen.

Klausel 62

Klausel zu § 21 oder 26 ARB der ÖRAG  
– Ausschluss des Wohnungs- und Grundstücks-Rechts-
schutzes –
Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz gemäß § 2 c) sowie der 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten gemäß § 2 e) ARB für Grundstücke, Ge-
bäude oder Gebäudeteile sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

Klausel 63

Klausel zu § 21 ARB der ÖRAG 
– Ausschluss von Rechtsschutzfällen im Zusammenhang 
mit der beruflichen Tätigkeit der versicherten Personen –
Für Rechtsschutzfälle, die im Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit 
der versicherten Personen eintreten, besteht kein Versicherungsschutz. Der 
Berufs-Rechtsschutz im Umfang des § 25 ARB der ÖRAG ist ausgeschlossen.

Klausel 71

Klausel zu § 26 ARB der ÖRAG – Ausschluss des Verkehrs-
bereiches –
Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit der Eigen-
schaft als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer, Fahrer und 
Insasse eines Fahrzeuges ist für die selbständige bzw. freiberufliche Tätigkeit 
des Versicherungsnehmers und der mitversicherten Personen ausgeschlos-
sen.

Klausel 72

Klausel zu § 26 ARB der ÖRAG 
– Ausschluss des Wohnungs- und Grundstücks-Rechts-
schutzes –
Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz gemäß § 2 c) sowie der 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten gemäß § 2 e) ARB sind für gewerblich 
bzw. freiberuflich genutzte Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen.

Klausel 74

Klausel zu § 2 b) ARB der ÖRAG 
– Einschränkung des Arbeits-Rechtsschutzes –
In Abweichung von § 2 b) ARB besteht Versicherungsschutz erst für die 
gerichtliche Interessenwahrnehmung ab der 2. Instanz.

Klausel 75

Klausel zum Rechtsschutz-Baustein P nach §§ 21, 22, 26, 27 
ARB der ÖRAG 
– Rechtsschutz als Arbeitgeber bei geringfügigen Arbeits-
verhältnissen mit Hausangestellten –
Für den Versicherungsnehmer und seinen mitversicherten Lebenspartner 
besteht Versicherungsschutz als Arbeitgeber im Zusammenhang mit ge-
ringfügigen Arbeitsverhältnissen mit Hausangestellten.

Der Versicherungsschutz umfasst:
Arbeits-Rechtsschutz����������������������������������������������������������������������������� (§ 2 b),

Sozialgerichts-Rechtsschutz ���������������������������������������������������������������� (§ 2 f),

Straf-Rechtsschutz 
In Erweiterung zu § 2 i) besteht auch Rechtsschutz  
für die Verteidigung bei dem Vorwurf von vorsätzlichen  
steuer- und abgabenrechtlichen Vergehen.�������������������������������������� (§ 2 i),

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz�������������������������������������������������� (§ 2 j).

Klausel 76

Sonderbedingungen für den Spezial-Straf-Rechtsschutz 
der ÖRAG (SSR)

§ 1	Versicherte Personen
(1)	� Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und nach 

Zustimmung des Versicherungsnehmers für die von ihm beschäftigten 
Personen (Mitversicherte) in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für 
den Versicherungsnehmer.

(2)	� Wenn der Versicherungsnehmer zustimmt, erhalten auch aus den Diens-
ten des Versicherungsnehmers ausgeschiedene Personen für Rechts-
schutzfälle, die sich aus ihrer früheren Tätigkeit für den Versicherungs-
nehmer ergeben, Versicherungsschutz.

(3)	� Ändert oder erweitert der Versicherungsnehmer seine Tätigkeit, er-
streckt sich der Versicherungsschutz auch auf die neue Tätigkeit, wenn 
der Versicherungsnehmer die Änderung innerhalb von zwei Monaten 
nach deren Aufnahme anzeigt. Erfolgt die Anzeige später, erstreckt sich 
der Versicherungsschutz auf die neue Tätigkeit erst ab dem Zeitpunkt 
des Eingangs der Anzeige beim Versicherer. § 11 ARB bleibt unberührt.

§ 2	Umfang der Versicherung
Der Versicherungsschutz umfasst:

(1)	� Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des Vorwurfes, ein Ver-
gehen begangen zu haben.

Wird rechtskräftig festgestellt, dass der Versicherte das Vergehen vor-
sätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer die Kosten 
zu erstatten, die dieser für die Verteidigung wegen des Vorwurfes eines 
vorsätzlichen Verhaltens getragen hat.

(2)	� Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit,

(3)	� Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz für die Verteidigung in Diszipli-
nar- und Standesrechtsverfahren,

(4)	� die Beistandsleistung durch einen Rechtsanwalt bei der Vernehmung 
einer versicherten Person in einem versicherten Verfahren als Zeuge, 
wenn diese Person die Gefahr einer Selbstbelastung annehmen muss 
(Zeugenbeistand),

(5)	� die Stellungnahme eines Rechtsanwaltes, die notwendig wird, weil sich 
das Ermittlungsverfahren auf ein versichertes Unternehmen bezieht, 
ohne dass bestimmte Betriebsangehörige beschuldigt werden (Firmen-
stellungnahme),

(6)	� eine verwaltungsrechtliche Tätigkeit des Rechtsanwaltes, welche dazu 
dient, die Verteidigung in eingeleiteten und versicherten Straf- und 
Ordnungswidrigkeitsverfahren zu unterstützen.

§ 3	Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten
Der Versicherungsschutz umfasst nicht:

(1)	� die Verteidigung bei Verletzung von Vorschriften des Kartell- oder sons-
tigen Wettbewerbsrechtes und hiermit im Zusammenhang verfolgte 
Vergehen und Ordnungswidrigkeiten,

(2)	� die Verteidigung gegen den Vorwurf der Verletzung einer verkehrs-
rechtlichen Vorschrift,

(3)	� die Verteidigung gegen den Vorwurf, eine Straf- oder Ordnungswidrig-
keitenvorschrift des Steuerrechtes verletzt zu haben, wenn das Ermitt-
lungsverfahren durch Selbstanzeige ausgelöst wird.
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§ 4	Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz
Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
innerhalb des versicherten Zeitraumes. Als Rechtsschutzfall gilt die Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens gegen den Versicherten. Ein Ermittlungs-
verfahren gilt als eingeleitet, wenn es bei der zuständigen Behörde als 
solches verfügt ist.

§ 5	Leistungsumfang
(1)	 Der Versicherer trägt

a)	� die dem Versicherten auferlegten Kosten der vom Rechtsschutz 
umfassten Verfahren,

b)	� die angemessene Vergütung eines für den Versicherten tätigen 
Rechtsanwalts. Die Höhe der im Einzelfall zu übernehmenden Ver-
gütung bestimmt sich nach den §§ 3 a, 14 des Gesetzes über die 
Vergütung der Rechtsanwälte (RVG) unter Berücksichtigung aller 
Umstände, insbesondere der Bedeutung der Angelegenheit, des 
Umfanges und der Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit,

c)	� die gesetzlichen Kosten für notwendige Reisen des für den Versicher-
ten tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständigen Gerichtes 
oder den Sitz der Ermittlungsbehörde. Die Kostenerstattung richtet 
sich nach den gesetzlichen Vorschriften für Geschäftsreisen von deut-
schen Rechtsanwälten,

	 d)	� die angemessenen Kosten der vom Versicherten in Auftrag gege-
benen Sachverständigengutachten, die für seine Verteidigung er-
forderlich sind. Hinsichtlich der Angemessenheit gelten die Krite-
rien aus § 5 Absatz 1 b) SSR sinngemäß,

	 e)	� die gesetzliche Vergütung des für den gegnerischen Nebenkläger 
tätigen Rechtsanwaltes, soweit der Versicherte durch deren Über-
nahme eine Einstellung des gegen ihn anhängigen Strafverfahrens 
erreicht hat, obwohl ein hinreichender Tatverdacht fortbesteht,

	 f)	� die Reisekosten des Versicherten an den Ort des zuständigen aus-
ländischen Gerichtes, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter vor-
geschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich 
ist. Die Reisekosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen 
von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen.

(2)	 Der Versicherer sorgt für
a)	� die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-

sen des Versicherten im Ausland notwendigen schriftlichen Unter-
lagen und trägt die dabei anfallenden Kosten,

b)	� die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der im Versiche-
rungsschein vereinbarten Höhe für eine Kaution, die gestellt werden 
muss, um den Versicherten einstweilen von Strafverfolgungsmaß-
nahmen zu verschonen. Zur Rückzahlung der vom Versicherer ge-
leisteten Kaution ist neben dem beschuldigten Versicherten auch 
der Versicherungsnehmer verpflichtet, sofern er mit der Kautions-
leistung des Versicherers einverstanden war.

(3)	� Der Versicherer trägt nicht die im Versicherungsschein für jeden Rechts-
schutzfall vereinbarte Selbstbeteiligung.

§ 6	Anzuwendendes Recht
Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gelten die Bestim-
mungen der §§ 1 bis 20 der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-
versicherung der ÖRAG (ARB).

Klausel 78

Klausel zu § 26 ARB der ÖRAG 
– Rechtsschutz im Vertragsrecht vor Gerichten für nieder-
gelassene Ärzte –
Der Versicherungsschutz für die Ausübung der im Versicherungsschein ge-
mäß § 26 (1) a) ARB bezeichneten Tätigkeit als Arzt wird auf die gerichtliche 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen er-
weitert, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Behandlungsverträgen 
stehen, soweit der Versicherungsschutz nicht in den Leistungsarten nach § 
2 a), b) und c) ARB enthalten ist. Abweichend von § 3 Absatz 2 a) ARB besteht 
für die Abwehr von Schadenersatz- und Unterlassungsansprüchen, die auf 
einer Vertragsverletzung im Rahmen des Behandlungsvertrages beruhen, 
kein Versicherungsschutz.

Klausel 79

Klausel zu §§ 21, 22, 26, 27 ARB Spezial-Straf-Rechtsschutz 
für ehrenamtliche Tätigkeit
Der Versicherungsschutz der Leistungsart § 2 i) wird im ehrenamtlichen 
Bereich um die Sonderbedingungen für den Spezial-Straf-Rechtsschutz der 
ÖRAG (SSR) gemäß Klausel 76 erweitert. Abweichend von § 1 SSR bezieht 
sich der Versicherungsschutz auf die ehrenamtliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers und der ggf. mitversicherten Person in Stiftungen und nicht-
wirtschaftlichen Vereinen.

Klausel 80

Klausel zu § 3 Absatz 2 j) ARB der ÖRAG 
– Anstellungsverhältnisse gesetzlicher Vertreter juristi-
scher Personen –
Der Risikoausschluss des § 3 Absatz 2 j) ARB kann für die gerichtliche Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen aus Anstellungsverhältnissen gesetzlicher 
Vertreter juristischer Personen – mit Ausnahme der Abwehr von Haftpflicht-
ansprüchen aus Vermögensschäden – abbedungen werden. In Ergänzung zu 
§ 4 ARB besteht Versicherungsschutz nach Ablauf von drei Monaten ab Ver-
sicherungsbeginn (Wartezeit).

Klausel 82

Klausel zu § 2 f) ARB der ÖRAG 
– Rechtsschutz für Ärzte in vorgerichtlichen Regressver-
fahren –
Bei Regressverfahren der Kassenärztlichen Vereinigung und der Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung wegen unwirtschaftlicher Verordnung 
oder Behandlung besteht auch in Vorverfahren Versicherungsschutz; die 
hierfür nach § 5 ARB zu tragenden Kosten werden auf den Höchstbetrag von 
500,- EUR begrenzt.

Klausel 83 

Sonderbedingungen für den Spezial-Straf-Rechtsschutz 
der ÖRAG (SSRS)
1.	 Versicherte Personen

(1)	� Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer, die mitver-
sicherten Unternehmen, deren gesetzliche Vertreter und Aufsichtsor-
gane. 

(2)	� Mitversichert sind die im aktuellen Geschäftsbericht oder einer geson-
derten Anlage aufgeführten in- und ausländischen Tochterunternehmen 
(§ 290 HGB) des Versicherungsnehmers im Rahmen des örtlichen Gel-
tungsbereiches.

Der Versicherungsnehmer ist ohne gesonderte Aufforderung verpflichtet 
jeweils zu Hauptfälligkeit sämtliche Mitarbeiter sowie sämtliche Tochter- 
und Beteiligungsunternehmen nebst Mitarbeiterzahlen zu melden.

Wenn ein Tochter- und/oder Mehrheitsbeteiligungsunternehmen ver-
äußert wird, besteht für dieses Unternehmen der Versicherungsschutz 
fort, solange es sich innerhalb von drei Monaten nach der Veräußerung 
– mit Versicherungsbeginn ab dem Zeitpunkt der Veräußerung – bei der 
ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG versichert.

Für Tochter- und/oder Mehrheitsbeteiligungsunternehmen, die neu ge-
gründet werden oder vom Versicherungsnehmer erworben werden, 
besteht vertragsgemäß Versicherungsschutz ab Zeitpunkt der Rechts-
wirksamkeit des Erwerbs bzw. der Neugründung, wenn dem Versicherer 
die Veränderung zur nächsten Hauptfälligkeit angezeigt wird. Gegebe-
nenfalls ist eine Prämienanpassung erforderlich. 

(3)	� Für Mitglieder der Geschäftsleitung des Versicherungsnehmers gilt der 
Versicherungsschutz auch für die Wahrnehmung von Aufsichtsrats-, 
Beirats- oder Verwaltungsratsmandaten sowie die vorübergehende 
Entsendung in Leitungsorgane anderer Unternehmen, sofern sie im 
Interesse des Versicherungsnehmers wahrgenommen werden.

(4)	� Soweit der Versicherungsnehmer eine Personengesellschaft oder eine 
GmbH ist, besteht Versicherungsschutz auch für die Gesellschafter in 
Ausübung von Tätigkeiten für den Versicherungsnehmer.

(5)	� Mitversicherungsschutz besteht nach Zustimmung des Versicherungs-
nehmers auch für folgende Personen, jedoch nur insoweit nicht bei 
einem anderen Versicherer Versicherungsschutz besteht:

–	� sämtliche dauerhaft oder zeitweise von ihm beschäftigten Personen 
und freie Mitarbeiter in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für den 
Versicherungsnehmer. 

–	� Mitarbeiter von Fremdfirmen (auch Zeitarbeitskräfte), soweit es um 
Vorwürfe geht, die sie in Ausübung ihrer dienstlichen Verrichtung 
für den Versicherungsnehmer begehen oder begangen haben sol-
len. 

–	� Für Betriebsärzte gilt der Versicherungsschutz auch dann, soweit 
sie Erste-Hilfe-Leistungen für Nichtbetriebsangehörige außerhalb 
des Betriebes durchführen.

(6)	� Wenn der Versicherungsnehmer zustimmt, erhalten auch aus den Diens-
ten des Versicherungsnehmers ausgeschiedene Personen für Rechts-
schutzfälle, die sich aus ihrer früheren Tätigkeit für den Versicherungs-
nehmer ergeben, Versicherungsschutz.

(7)	� Ändert oder erweitert der Versicherungsnehmer seine Tätigkeit, erstreckt 
sich der Versicherungsschutz auch auf die neue Tätigkeit, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Änderung innerhalb von zwei Monaten nach de-
ren Aufnahme anzeigt. Erfolgt die Anzeige später, erstreckt sich der 
Versicherungsschutz auf die neue Tätigkeit erst ab dem Zeitpunkt des 
Eingangs der Anzeige beim Versicherer. § 11 ARB bleibt unberührt.
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2.	 Versicherte Leistungsarten

Der Versicherungsschutz umfasst:

(1)	� Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des Vorwurfes, eine Straf-
tat begangen zu haben. Hierunter fallen sowohl Vergehen als auch Ver-
brechen.

	� Wird der Versicherte wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat 
rechtskräftig verurteilt, entfällt der Versicherungsschutz rückwirkend. 
Der Versicherte hat in diesem Fall die erbrachten Leistungen zurückzu-
erstatten. Bei rechtskräftiger Verurteilung sowohl wegen Vorsatzes als 
auch wegen Fahrlässigkeit besteht diese Rückzahlungsverpflichtung 
nur insoweit, als Vorsatz betroffen ist. 

	� Bei Abschluss des Verfahrens durch Strafbefehl wird auf eine Regress-
nahme beim Versicherten verzichtet.

(2)	� Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit.

(3)	� Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz für die Verteidigung in Diszipli-
nar- und Standesrechtsverfahren.

3.	 Leistungsumfang der Versicherung

Der Versicherer trägt

(1)	� die angemessene Vergütung eines für den Versicherten tätigen Rechts-
anwaltes oder Hochschullehrers. Die Höhe der im Einzelfall zu überneh-
menden Vergütung bestimmt sich nach den §§ 3 a und 14 des Gesetzes 
über die Vergütung der Rechtsanwälte (RVG), welches sinngemäß An-
wendung findet, unter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere 
der Bedeutung der Angelegenheit, des Umfanges und der Schwierigkeit 
der anwaltlichen Tätigkeit. 

Soweit ein Zusammenhang mit der Verletzung einer verkehrsrechtlichen 
Vorschrift besteht, wird die Vergütung nur bis zur Höhe der gesetzlichen 
Gebühren getragen.

Es kann vereinbart werden, dass der Versicherer die Kosten mehrerer 
Strafverteidiger für einzelne Personen der Geschäftsleitung trägt, soweit 
dies sachdienlich ist. 

(2)	� die angemessene Vergütung für mehrere Rechtsanwälte oder Hoch-
schullehrer soweit mehrere Versicherte betroffen sind. 

(3)	� die angemessenen Kosten eines anwaltlichen Koordinators, die dadurch 
anfallen, dass dieser die Interessenwahrnehmung einer versicherten 
Person mit den Verteidigern anderer im gleichen Verfahren betroffener 
Personen abstimmt 

(4)	� die dem Versicherten auferlegten Kosten der vom Rechtsschutz umfass-
ten Verfahren.

(5)	� die gesetzlichen Kosten für notwendige Reisen des für den Versicherten 
tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständigen Gerichtes oder den 
Sitz der Ermittlungsbehörde. Die Kostenerstattung richtet sich nach 
den gesetzlichen Vorschriften für Geschäftsreisen von deutschen 
Rechtsanwälten.

	� Dies gilt nicht, soweit ein Zusammenhang mit der Verletzung einer 
verkehrsrechtlichen Vorschrift besteht.

(6)	� die angemessenen Kosten der vom Versicherten in Auftrag gegebenen 
Sachverständigengutachten, die für seine Verteidigung erforderlich 
sind. Hinsichtlich der Angemessenheit gelten die Kriterien aus Absatz 
1 sinngemäß.

(7)	� die gesetzliche Vergütung des für den gegnerischen Nebenkläger täti-
gen Rechtsanwaltes, soweit der Versicherungsnehmer durch deren 
Übernahme eine Einstellung des gegen ihn anhängigen Verfahrens 
erreicht hat, obwohl ein hinreichender Tatverdacht fortbesteht.

(8)	� die Reisekosten des Versicherungsnehmers oder der versicherten Per-
son an den Ort eines zuständigen ausländischen Gerichtes, wenn sein 
Erscheinen als Beschuldigter vorgeschrieben und zur Vermeidung von 
Rechtsnachteilen erforderlich ist. Die Reisekosten werden bis zur Höhe 
der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sät-
ze übernommen. 

(9)	 Der Versicherer sorgt für:

–	� die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen des Versicherten im Ausland notwendigen schriftlichen Un-
terlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten;

–	� für die Bestellung eines Dolmetschers, soweit dieser für die Wahr-
nehmung der Rechte des Versicherten im Auslandes notwendig ist.

–	� die Zahlung eines zinslosen Darlehens für eine Kaution bis zur 
vereinbarten Höhe, die gestellt werden muss, um den Versicherten 
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen. 

(10)	�Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die verein-
barte Versicherungssumme. Zahlungen für den Versicherungsnehmer 
und mitversicherte Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles 
werden hierbei zusammengerechnet. 

Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die 
zeitlich und ursächlich zusammenhängen.

4.	 Versicherte Tätigkeiten des Rechtsanwaltes

Neben der Tätigkeit im Strafverfahren übernimmt der Versicherer die Kosten 
für folgende Tätigkeiten des Rechtsanwaltes:

(1)	 die Beistandsleistung durch einen Rechtsanwalt 

–	� bei der Vernehmung einer versicherten Person in einem versicher-
ten Verfahren als Zeuge, wenn diese Person die Gefahr einer Selbst-
belastung annehmen muss (Zeugenbeistand)

–	� wenn eine dritte Person als Entlastungszeuge für den Versicherten 
vernommen wird.

(2)	� die Stellungnahme eines Rechtsanwaltes, die notwendig wird, weil sich 
das Ermittlungsverfahren auf ein versichertes Unternehmen bezieht, 
ohne dass bestimmte Betriebsangehörige beschuldigt werden (Firmen-
stellungnahme).

(3)	� eine verwaltungsrechtliche, sozialversicherungsrechtliche oder steuer-
rechtliche Tätigkeit des Rechtsanwaltes, welche dazu dient, die Vertei-
digung in eingeleiteten und versicherten Straf- und Ordnungswidrig-
keitsverfahren zu unterstützen.

(4)	 die Vertretung vor parlamentarischen Untersuchungsausschüssen.

(5)	� die Tätigkeit in einem Rechtsmittelverfahren vor Verfassungsgerichten.

(6)	� die notwendige Tätigkeit bei Durchsuchungs- und Beschlagnahmemaß-
nahmen, die im Zusammenhang mit einem gegen den Versicherungs-
nehmer eingeleiteten Strafverfahren stehen.

(7)	 die Tätigkeit in einem Strafvollstreckungsverfahren.

(8)	 die Tätigkeit in einem Wiederaufnahmeverfahren.

(9)	� die Vertretung des Versicherten in einem Privatklageverfahren, in wel-
chem der Versicherte Beschuldigter ist. Zum Privatklageverfahren gehört 
auch der Sühneversuch.

(10)	�die Erstattung von Strafanzeigen bzw. die Fertigung von Strafanträgen, 
soweit dies im Zusammenhang mit dem gegen den Versicherten ge-
führten Verfahren steht und sachdienlich ist.

Die Erstattung ist ausgeschlossen, soweit das Verfahren im Zusammen-
hang mit der Verletzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift besteht.

(11)	�die Tätigkeit in einem Adhäsionsverfahren, welches der Abwehr von ver-
mögensrechtlichen Ansprüchen Dritter gegen Versicherte vor einem 
Deutschen Gericht dient. Die Kostenerstattung erfolgt nach dem Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz (RVG). Sollte der Versicherte eine einschlägige 
Haftpflichtversicherung haben, gilt diese Regelung subsidiär.

(12)	�die Übernahme von Honoraren für journalistische Beratungen (Öffent-
lichkeitsarbeit) im Zusammenhang mit dem versicherten Verfahren.

5.	 Vorbeugender Versicherungsschutz

In folgenden Fällen besteht Versicherungsschutz auch bereits vor Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens:

(1)	� Wenn im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens gegen Dritte auch Hand-
lungen und Unterlassungen versicherter Personen untersucht werden.

(2)	� Wenn in Medien oder sonstigen der Allgemeinheit zugänglichen Pub-
likationen die Verletzung von Straftatbeständen durch Versicherte be-
hauptet wird.

(3)	� Wenn bei Betriebsprüfungen gegen versicherte Unternehmen Tatbe-
stände ermittelt werden, die zu einer Mitteilung an die Bußgeld- und 
Strafsachenstelle des Finanzamtes führen.

(4)	� Soweit von Dritten im Rahmen eines gegen versicherte Unternehmen 
rechtshängigen Zivil- oder Verwaltungsrechtsverfahrens die Verletzung 
von Straftatbeständen durch Versicherte behauptet wird und mit einer 
Strafanzeige gedroht wird. 

(5)	� Wenn im Rahmen eines behördlichen Auskunftsverlangens, beispiels-
weise nach dem Wertpapierhandelsgesetz bei Insidergeschäften, Hand-
lungen und/oder Unterlassungen von versicherten Personen untersucht 
werden.

6.	 Versicherungsfall

(1)	� Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutz-
falles innerhalb des versicherten Zeitraumes. Als Rechtsschutzfall gilt 
die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen den Versicherten. Ein 
Ermittlungsverfahren gilt als eingeleitet, wenn es bei der zuständigen 
Behörde als solches verfügt ist.

(2)	� Es besteht auch Versicherungsschutz, wenn zunächst verdeckt geführ-
te Ermittlungsverfahren dem Versicherungsnehmer und Mitversicherten 
erst nach Beginn des Versicherungsschutzes bekannt werden.

(3)	� Abweichend tritt im Falle von Nummer 4 Absatz 4 (Vertretung vor par-
lamentarischen Untersuchungsausschüssen) der Versicherungsfall mit 
der Ladung des Versicherten zur Ausschusssitzung ein. 

(4)	� Als Rechtsschutzfall für die Beratung und Betreuung bei Durchsuchungs- 
und Beschlagnahmemaßnahmen gilt der Beginn der Maßnahme beim 
Versicherten.

(5)	� Als Rechtsschutzfall in verwaltungs-, steuer- und sozialversicherungs-
rechtlichen Verfahren gilt die förmliche Einleitung des Verfahrens.
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(6)	� Als Rechtsschutzfall in Wiederaufnahmeverfahren gilt – wenn das Ver-
fahren zu Gunsten des Versicherten wieder aufgenommen wird – die 
Einleitung des der Wiederaufnahme zugrunde liegenden Ermittlungs-
verfahrens. Soweit das Verfahren zu Ungunsten des Versicherten wieder 
aufgenommen wird, gilt die Eröffnung des neuen Hauptverfahrens als 
Versicherungsfall.

(7)	� Als Rechtsschutzfall für die aktive Strafverfolgung gilt der Zeitpunkt, in 
dem die beschuldigte Person begonnen hat oder begonnen haben soll, 
den angezeigten Straftatbestand zu verletzen. Der Anspruch auf Rechts-
schutz setzt ferner voraus, dass zum Zeitpunkt der Erstattung der Straf-
anzeige bzw. der Stellung des Strafantrages der Versicherungsvertrag 
noch besteht.

(8)	� Als Rechtsschutzfall im Privatklageverfahren gilt im Fall des Sühnever-
suchs die Anrufung der Vergleichsbehörde durch den Privatkläger oder 
in den Fällen, in denen ein Sühneversuch nicht erfolgt, die Klageerhe-
bung durch den Privatkläger.

(9)	� Als Rechtsschutzfall für den Beistand – für einen Versicherten oder Drit-
ten – als Zeugen gilt die Aufforderung zur Zeugenaussage.

(10)	�Es besteht auch für solche Verfahren Versicherungsschutz, die dem 
Versicherer nach dem Ende des Vertrages gemeldet werden, soweit der 
Versicherungsfall während der Laufzeit der Versicherung eingetreten 
ist.

(11)	�Ist innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren vor Beendigung des 
Vertrages kein Rechtsschutzfall eingetreten und wurden in dieser Zeit 
auch keine freiwilligen Zahlungen vom Versicherer erbracht, gewährt 
der Versicherer eine beitragsfreie Nachhaftungszeit von einem Jahr 
nach Vertragsbeendigung. 

Voraussetzung ist, dass die dem Tatvorwurf zugrunde liegende Hand-
lung oder Unterlassung während der Vertragslaufzeit begangen wurde 
oder begangen worden sein soll. 

Es besteht keine Nachhaftung soweit anderweitig Versicherungsschutz 
besteht.

7.	 Differenzdeckung

Versicherungsschutz nach Maßgabe dieses Vertrages besteht auch für Ver-
sicherungsfälle, die vor Versicherungsbeginn eingetreten sind. Vorausset-
zung ist:

–	� Es bestand eine Vorversicherung im Spezial-Straf-Rechtsschutz ohne 
zeitliche Unterbrechung zum hier bestehenden Vertrag. Der Versiche-
rungsfall ist während der Laufzeit der Vorversicherung eingetreten.

–	� Der Versicherte hatte bis zum Abschluss dieser Versicherung von Ver-
fahrenseinleitungen keine Kenntnis.

–	� Es liegt keine Leistungsablehnung des Vorversicherers wegen verspä-
teter Beitragszahlung, Nichtzahlung oder einer Obliegenheitsverletzung 
vor.

Leistungen aus dem früheren Rechtsschutzvertrag müssen vorrangig in 
Anspruch genommen werden und sind auf den Leistungsumfang dieses 
Vertrages anzurechnen. 

8.	 Geltungsbereich

Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln 
oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich 
gesetzlich zuständig ist.

9.	 Ausgeschlossene Angelegenheiten

Der Versicherungsschutz umfasst nicht Verfahren in Zusammenhang mit 
Preis-, Ausschreibungs-, Quoten- und Marktabsprachen. 

10.	 Anwendbares Recht

Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gelten die Bestim-
mungen der §§ 1 bis 20 der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-
versicherung der ÖRAG (ARB).

Klausel 89

Klausel zu den §§ 21, 22, 23, 24, 25 ARB der ÖRAG

– Beitragsfreistellung bei Arbeitslosigkeit –
Wird der Versicherungsnehmer arbeitslos im Sinne des § 138 Sozialgesetz-
buch (SGB) III und bezieht Arbeitslosengeld nach § 136 SGB III oder wird er 
berufs- bzw. erwerbsunfähig nach §§ 43 Absatz 2 SGB VI, kann er für maximal 
ein Jahr eine zukünftige Beitragsfreistellung beantragen.

Die Beitragsfreistellung setzt voraus, dass 

–	� der Versicherungsnehmer vor Eintritt der Arbeitslosigkeit mindestens 
zwei Jahre ununterbrochen in einem ungekündigten und nicht befris-
teten Arbeitsverhältnis stand,

–	 der Anspruch unverzüglich geltend gemacht wird,

–	� zwischen Versicherungsbeginn und Arbeitslosigkeit mindestens ein 
Jahr liegt.

Eine Beitragsbefreiung erfolgt nicht, wenn bei Eintritt der Arbeitslosigkeit 
der fällige Beitrag für die aktuelle Versicherungsperiode nicht bezahlt war. 
Bereits geleistete Beiträge werden nicht erstattet.

Die Beitragsbefreiung endet vor Ablauf eines Jahres, wenn der Versiche-
rungsnehmer ein Arbeitsverhältnis aufnimmt.

Die Vertragslaufzeit des Rechtsschutzvertrages verlängert sich um den Zeit-
raum der Beitragsbefreiung.

Klausel 90 

Klausel zum Privat-Rechtsschutz P in den §§ 21, 22 ARB 
der ÖRAG  
– Mitversicherung von geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnissen –
Der Versicherungsschutz umfasst Arbeits-Rechtsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen aus geringfügig entlohnter Beschäftigung nach 
§ 8 Absatz 1 SGB IV.

Klausel 91 

Klausel zu den §§ 26, 28 ARB 
– Firmenvertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfte –
Der Versicherungsschutz umfasst die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen aus

–	� schuldrechtlichen Verträgen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
den Büro-, Betriebs- oder Werkstatträumen und ihrer Einrichtung stehen 
(Hilfsgeschäfte);

–	 personenbezogenen Versicherungsverträgen;

–	� Versicherungsverträgen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
versicherten gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen selbststän-
digen Tätigkeit stehen.

Zusätzlich zu den Leistungsausschlüssen des § 3 ARB besteht kein Rechts-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

–	� aus schuldrechtlichen Verträgen, die nicht bloße Hilfsgeschäfte zur 
eigentlichen Tätigkeit des Betriebes oder der Berufsausübung sind. 
Daher sind z. B. Rechtsstreitigkeiten aus Erwerb und Wartung/Reparatur 
von Produktionsmaschinen nicht versichert;

–	� aus Miet-, Pacht-, Leasing- und vergleichbaren Nutzungsverhältnissen 
sowie der Anschaffung, Veräußerung, Finanzierung oder Belastung von 
Grundstücken, Gebäuden, Betrieben, Praxen oder Teilen hiervon;

–	� aus Verträgen über Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhänger;

–	 außerhalb des Geltungsbereiches gemäß § 6 Absatz 1.

Es besteht eine Wartezeit von drei Monaten ab Versicherungsbeginn.

Klausel 92

Klausel zu den §§ 26, 28 ARB 
– Firmenvertrags-Rechtsschutz –
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nach Eintritt eines Rechtsschutz-
falles auf die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privat-
rechtlichen Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten gemäß § 2 d) ARB 
vor deutschen Zivilgerichten hinsichtlich der versicherten gewerblichen, 
freiberuflichen oder sonstigen selbständigen Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers.

Zusätzlich zu den Leistungsausschlüssen des § 3 ARB besteht kein Rechts-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

–	 aus dem Bereich des Handelsvertreterrechts nach §§ 84 ff HGB;

–	� aus Verträgen über Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhänger.

Es besteht eine Wartezeit von drei Monaten ab Versicherungsbeginn.

Klausel 93

Klausel zu den §§ 26 bis 29 ARB der ÖRAG 
– Forderungsservice –
Die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG vermittelt Ihnen auf Wunsch einen 
externen Dienstleister für den Forderungsservice.

Für die Kontaktaufnahme stellen wir Ihnen mit dem Versicherungsschein 
eine Rufnummer zur Verfügung. 

Die sich aus der Nutzung des Forderungsservices ergebenden Rechte und 
Pflichten finden ihre Grundlage ausschließlich in den vertraglichen Verein-
barungen zwischen dem Versicherungsnehmer und dem externen Partner. 

Für die Tätigkeit des Partnerunternehmens ist die ÖRAG nicht verantwortlich.
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Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung erfüllen. Nur so lassen sich 
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln. 
Darüber hinaus bietet die elektronische Datenverarbeitung einen 
besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuch-
lichen Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren.

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten durch die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
Datenschutzbeauftragter 
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf 
Telefax 0211 529-5199 
E-Mail: info@oerag.de

Service-Nummer: �0211 529-5555 MEINRECHT –  
Rechtsservice von A bis Z

Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender),  
Marcus Hansen, Andreas Heinsen
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf
Registergericht: Düsseldorf HRB 12073

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter 
der oben genannten Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbe-
auftragter – oder per E-Mail unter: datenschutz@oerag.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten aufgrund der 
datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), des Versicherungsvertrags-
gesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie 
aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich 
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang 
mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungs-
wirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für die 
Versicherungswirtschaft präzisieren (Code of Conduct). Diese 
können Sie im Internet unter www.oerag.de/datenschutz abrufen. 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen 
wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss 
des Vertrages. Wir verarbeiten diese personenbezogenen Da-
ten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und 
einschätzen zu können. Kommt der Versicherungsvertrag zu-
stande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Ver-
tragsverhältnisses, z. B. zur Rechnungsstellung. Angaben zum 
Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Ver-
sicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsver-
trages ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich. 

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. 
für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichts-
rechtlicher Vorgaben. Bei der Entwicklung neuer Produkte und 
Tarife sind wir auch darauf angewiesen, Versicherungsdaten 
auch zum Testen neuer elektronisch unterstützter Verfahren 
und Prozesse zu nutzen, um damit die Datenverarbeitung hin-
reichend sicher zu gestalten. Die Daten nutzen wir weiterhin für 
eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispiels-
weise für die Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung 
oder für umfassende Auskunftserteilungen.

Die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG speichert Daten, die für 
den Versicherungsvertrag notwendig sind. Dies sind Ihre Angaben 
im Antrag (Antragsdaten) sowie weitere zur Vertragsführung und 

-abwicklung notwendige versicherungstechnische Daten, z. B. 
Versicherungsnummer, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbin-
dung. Soweit dies erforderlich ist, werden auch Angaben von 
Dritten (z. B. mitversicherte Personen, Vermittler) gespeichert. 
Melden Sie uns einen Versicherungsfall, speichern wir Angaben 
zum Leistungsfall und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. die 
Daten des von Ihnen mandatierten Rechtsanwaltes.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten für vorvertragliche 
und vertragliche Zwecke erfolgt auf Basis von Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) 
DSGVO erforderlich ist, um berechtigte Interessen von uns oder 
von Dritten zu wahren. Dies kann insbesondere der Fall sein:

	 –	 zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,

	 –	� zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsproduk-
te und für andere Produkte der Unternehmen der Spar-
kassen-Finanzgruppe  und deren Kooperationspartner 
sowie für Markt- und Meinungsumfragen,

	 –	� zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbe-
sondere von Datenanalysen zur Erkennung von Hinwei-
sen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten kön-
nen. Weitere Informationen hierzu finden Sie im 
Abschnitt zum Hinweis- und Informationssystem der 
Versicherungswirtschaft

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen (z. B. aufsichtsrecht-
licher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewah-
rungspflichten oder unserer Beratungspflicht). Als Rechtsgrund-
lage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen 
gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber 
zuvor informieren. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer:

Im Interesse unserer Versicherungsnehmer achten wir auch auf 
einen Ausgleich der von uns übernommenen Risiken. Zu diesem 
Zweck haben wir Rückversicherungsverträge geschlossen, die 
einen Teil der Risiken übernehmen. Hierfür benötigt der Rückver-
sicherer entsprechende versicherungstechnische Angaben zur 
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos. Eine Übermittlung 
personenbezogener Daten findet dabei jedoch nicht statt.

Vermittler:

In ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch Ver-
mittler betreut. Dies können neben Einzelpersonen auch Vermitt-
lungsgesellschaften sein. Um die Betreuungsaufgabe ordnungs-
gemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler von uns für die 
Betreuung und Beratung notwendige Angaben aus Ihren An-
trags-, Vertrags- und Leistungsdaten. Das sind insbesondere 
Versicherungsnummer, Art des Versicherungsschutzes und des 
Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungs-
leistungen. Der Vermittler verarbeitet und nutzt die personen-
bezogenen Daten im Rahmen der Beratung und Betreuung.

Externe Dienstleister:

Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und 
Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäfts-
beziehungen bestehen, sowie der Unternehmen unserer 
Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilneh-
men, können Sie in der jeweils aktuellen Version unserer Inter-
netseite unter www.oerag.de entnehmen.
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Weitere Empfänger:

Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an 
weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfül-
lung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden, Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht). Ferner übermitteln wir Ihre personenbezogenen 
Daten an Kreditinstitute zur Abwicklung des Zahlungsverkehrs. 
Des Weiteren können wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken oder zur 
Datenanalyse an Verbände (z. B. Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e. V., Verband öffentlicher Versicherer) 
weitergeben.

Dauer der Datenspeicherung

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die 
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei 
kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit 
aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unterneh-
men geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungs-
frist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir 
Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich 
verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewah-
rungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handels-
gesetzbuch und der Abgabenordnung. Die Speicherfristen 
betragen danach bis zu zehn Jahre. 

Betroffenenrechte

Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer 
Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können 
Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder 
die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie 
ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren For-
mat zustehen.

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten zu Zwecken der Werbung zu wi-
dersprechen. Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung 
berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbei-
tung aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situ
ation ergeben, widersprechen. 

Beschwerderecht

Daneben haben Sie die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde 
an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zustän-
dige Datenschutzaufsichtsbehörde ist:

Landesbeauftragte für Datenschutz und  
Informationsfreiheit
Nordrhein-Westfalen
Postfach 20 04 44
40102 Düsseldorf.

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungs
wirtschaft

Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informati-
onssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung 
bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Ver-
sicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter 
personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Bei der 
Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsver-
trages richten wir Anfragen zum Antragsteller an das HIS und 
speichern das Ergebnis dieser Anfragen. Sollten wir Ihre Daten 
an das HIS melden, werden wir Sie darüber benachrichtigen.

informa HIS GmbH
Abteilung Datenschutz
Kreuzberger Ring 68
65205 Wiesbaden

Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte dem Merkblatt 
„Informationen über den Datenaustausch mit der infoma HIS 
GmbH auf Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO“, welche Sie 
insbesondere auf unserer Homepage www.oerag.de finden.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages 
bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprü-
fen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforder-
lichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten 
mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer 
erfolgen. Eine Anfrage beim Vorversicherer erfolgt nur, wenn 
Sie dieser Anfrage vorab schriftlich zugestimmt haben. 

Versicherungsombudsmann e.V.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsom-
budsmann e.V. Sie können damit in privaten Angelegenheiten 
das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren 
in Anspruch nehmen.

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632
10006 Berlin
Telefon: 0800 3 69 60 00
Fax: 0800 3 6 990 00
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zuständige Aufsichtsbehörde:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Telefon 0228 4108-0
Telefax 0228 4108-1550
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Aufgrund von § 7 Absätze 2 und 3 VVG (Versicherungsvertrags-
gesetz) in Verbindung mit § 1 VVG – Informationspflichtenver-
ordnung möchten wir Ihnen folgende Informationen geben:

1. 	� Versicherer ist die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs- 
Aktiengesellschaft. 

	� Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf, Registergericht Düsseldorf 
HRB 12073, Anschrift: Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf.

2.	� Die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG wird vertreten 
durch den Vorstand, Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender), 
Marcus Hansen und Andreas Heinsen.

3.	� Die ÖRAG ist eine Rechtsschutzversicherung. Zuständige 
Aufsichtsbehörde: Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

4.	� Die wesentlichen Inhalte der Versicherungsleistung entneh-
men Sie bitte unseren Allgemeinen Bedingungen für die 
Rechtsschutzversicherung (ARB). Auf den Versicherungsver-
trag ist deutsches Recht anwendbar. Angaben über Art, Um-
fang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung finden Sie im Pro-
duktinformationsblatt und den ARB der ÖRAG.

5.	� Den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile entnehmen Sie 
bitte dem beigefügten Antrag.

6.	� Die ÖRAG bietet nicht nur eine Versicherung im Schadenfall. 
Wir sind unter der MEINRECHT-Rufnummer 0211 529-5555 
in allen Fragen rund um Rechtsschutz für Sie da.

7.	� Die erste Prämie wird unverzüglich nach Ablauf von zwei 
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheines fällig. Ist 
Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt als erste 
Prämie nur die erste Rate der ersten Jahresprämie. Die Fol-
geprämien werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt 
fällig. Ist die Einziehung der Prämie von einem Konto ver-
einbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn die Prämie zu 
dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann und einer be-
rechtigten Einziehung nicht widersprochen wird.

8.	� Der Vertrag kommt durch Annahme des von Ihnen gestell-
ten Antrages zustande. Der Versicherungsbeginn befindet 
sich auf dem Antrag (jedoch frühestens einen Tag nach An-
tragstellung).

9.	� Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) 
widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versiche-
rungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversiche-
rung (ARB) der ÖRAG, die weiteren Informationen nach § 7 
Absätze 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) 
in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informations-
pflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Text-
form erhalten haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer 
Pflichten gemäß § 312 i Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches in Verbindung mit Artikel 246 c des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wah-
rung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: ÖRAG Rechts-
schutzversicherungs-AG, Hansaallee 199, 40549 Düssel-
dorf, E-Mail: info@oerag.de (ohne dass hierfür andere als 
die Übermittlungskosten nach den Basistarifen entstehen) 
oder an den im Versicherungsschein genannten Vermittler.

	� Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn 
Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, 
der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dür-
fen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich  
um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet: 1/360 der 
Jahresprämie (bei jährlicher Prämienzahlung) oder 1/180  
der Halbjahresprämie (bei halbjährlicher Prämienzahlung) 
oder 1/90 der Vierteljahresprämie (bei vierteljährlicher 
Prämienzahlung), multipliziert mit der Anzahl der Tage, an 
denen Versicherungsschutz bestanden hat. Die Erstattung 
zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätes-
tens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Ver-
sicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, 
hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurück zu gewähren und gezogene Nutzungen 
(z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

	� Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren aus-
drücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns voll-
ständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt 
haben. Widerrufen Sie eine Vertrags- oder Tarifänderung, 
läuft der ursprüngliche Versicherungsvertrag weiter.

10.	�Die Mindestlaufzeit des Vertrages beträgt ein Jahr. Die 
Laufzeit Ihres Vertrages befindet sich auf dem Antrag. Bei 
einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag stillschweigend jeweils um ein Jahr, wenn 
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor Ab-
lauf eine Kündigung zugegangen ist. Weitere Kündigungs-
möglichkeiten finden Sie in den ARB (dort §§ 10, 11 Absatz 
1, 13 Absätze 1 und 2).

11.	�Das für Streitigkeiten aus dem Vertrag zuständige Gericht 
entnehmen Sie bitte § 20 ARB.

12.	�Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs- 
ombudsmann e. V. Sie können damit in privaten Angelegen- 
heiten das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungs-
verfahren in Anspruch nehmen. Die Möglichkeit den Rechts-
weg zu beschreiten bleibt davon unberührt. Dies gilt auch 
für die Möglichkeit der Beschwerde bei der unter Punkt 3 ge-
nannten Aufsichtsbehörde. Die Adresse des Ombudsmannes 
lautet: Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 080632, 
10006 Berlin, Telefon: 0800 3 69 60 00, Fax: 0800 3 6 990 00, 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de.

Allgemeine Vertragsinformationen
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ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf
E-Mail: info@oerag.de
Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender),  
Marcus Hansen, Andreas Heinsen
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf
Registergericht: Düsseldorf HRB 12073

Wenden Sie sich bei rechtlichen Fragen immer  
an MEINRECHT – erreichbar unter der Rufnummer 
0211 529-5555.
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